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Die Anweſenheit der Danziger Delegation in Paris 
währte vom 30. September bis 19. November 1920. Der 
Delegation gehörten folgende Herren an: 

Oberbürgermeiſter Sahm, Dorfigender, 
Abgeordneter Schümmer, 

Abgeordneter S chwegmann, 

Abgeordneter Wieler, 

Abgeordneter Dr. Zint, 

Stadtrat Dr. Evert, 

Stadtrat Dr. Grünſpan, 

Stadtrat Dr. Schwartz, 

Archivrat Dr. Kaufmann, 

Archivar Dr. R 
Studienrat Dr. Knutowski, Dolmetſcher, 
Stadtſyndikus Brieſewitz. 
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„ie nachſtehende Sammlung ſtellt fit die Aufgabe, das Urkunden— 
JJ material zu der am 15. November 1920 in Paris auf Grund 
pdes Artikels 104 des Vertrages von Verſailles abgeſchloſſenen 
Konvention zwiſchen der Freien Stadt Danzig und Polen in über- 
ſichtlicher Form der Verfaſſunggebenden Verſammlung und einer 
weiteren Offentlichkeit zugänglich zu machen. Soweit die Urkunden 
im Original in franzöſiſcher Sprache abgefaßt ſind, iſt aus Gründen 
der Raumerſparnis nur eine deutſche Überſetzung gegeben mit Aus- 
nahme der an die Danziger Delegation gerichteten Noten vom 20. und 
28. Oktober, vom 6. November ſowie der am 9. November 1920 in 
Paris unterzeichneten Urkunden, deren Wichtigkeit einen Abdruck auch 
in der Sprache des Originals erfordert. 

Der Bericht der Delegation beſchränkt ſich darauf, den zeitlichen 
und ſachlichen Zuſammenhang der einzelnen Urkunden kurz zu er⸗ 
läutern. Er mußte auf die Darlegung der vorangegangenen Er— 
örterungen, ſowie der Gründe für die fih aus ihnen ergebenden Ent- 
ſchließungen ebenſo verzichten, wie auf die Wiedergabe der zahlreichen 
Preſſeäußerungen und ſonſtigen Informationen, die vielfach für dieſe 
Entſchließungen mitbeſtimmend geweſen ſind. Abgeſehen iſt ferner 
von einer Darſtellung der mit der Konvention nicht in unmittelbarem 
Zuſammenhange ſtehenden weiteren Arbeiten der Delegation, z. B. 
der Beteiligung Danzigs an den deutſch-polniſchen Verhandlungen 
über den Durchgangsverkehr durch den polniſchen. Korridor, der Vor- 
arbeiten für die Verteilung des Reichs- und Staatseigentums nach 
Art. 107 des Friedensvertrages, der Beſchäftigung Arbeitsloſer in den 
franzöſiſchen Wiederaufbaugebieten, des Schickſals eines beſchlagnahmten 
Danziger Schiffes, uſw. Der Bericht enthält ſich auch aller Ab- 
wägungen über das Erreichte und Nichterreichte, in der Hoffnung, 
daß die tatſächliche Entwicklung und der Richterſpruch der Geſchichte 
das Geleiſtete als dem Wohle Danzigs förderlich erweiſen möge. 


Die Grundlage der Konvention bildet der Artikel 104 des 
Friedensvertrages von Verſailles. 

Kurz nachdem die Verfaſſunggebende Verſammlung zu Danzig 
einen Ausſchuß mit der Vorbereitung eines Entwurfes einer Konvention 


Anl. 1, 


Anl. 2. 


Anl. 3. 


Anl. 4. 


Anl. 5. 


Anl. 6. 


=] 


Anl. 


gemäß Art. 104 des Friedensvertrages betraut hatte, wurde in Danzig 
durch die Preſſe der Entwurf eines von der damaligen polniſchen 
Regierung aufgeſtellten Konventionsentwurfes bekannt. 

Der Ausſchuß für auswärtige Angelegenheiten hatte inzwiſchen 
auch ſeinerſeits für die Konvention einen Danziger Entwurf aufgeſtellt, 
der durch den Oberkommiſſar der Botſchafterkonferenz mitgeteilt wurde. 

Durch die Preſſe und private Information wurde Ende September 
in Danzig bekannt, daß in Paris Erörterungen über die beiden Ent— 
würfe im Gange ſeien. Die vom Ausſchuß für auswärtige Angelegen— 
heiten gewählte und zum Abſchluß der Konvention bevollmächtigte 
Delegation trat darauf am 27. September 1920 die Reiſe nach Paris 
an und traf dort in der Nacht zum 30. September ein. 

Die erſten Tage des Aufenthalts der Delegation in Paris waren 
durch Erörterungen über das weitere Vorgehen, durch ſachliche Er— 
örterungen über verſchiedene Gegenſtände der Konvention und durch 
die Anknüpfung von amtlichen und geſellſchaftlichen Beziehungen zu 
den Vertretungen der Hauptmächte und zur polniſchen Delegation 
ausgefüllt. 

Am 5. Oktober wurde durch ein Mitglied der polniſchen Dele— 
gation der Danziger Delegation ein zweiter polniſcher Entwurf für 
die Konvention nach Art. 104 übergeben. Sein Inhalt und die zur 
Abwehr erforderlichen Maßnahmen bildeten den Gegenſtand eingehender 
Erörterung. Da ſich ergab, daß für die Entſcheidung einer Reihe von 
Einzelfragen die grundſätzliche Auffaſſung über die ſtaats- und völker⸗ 
rechtliche Stellung der Freien Stadt Danzig maßgebend ſei, ſtellte 
die Delegation die für die Souveränität Danzigs ſprechenden ge— 
ſchichtlichen und rechtlichen Gründe in einer Denkſchrift zuſammen, die 
ſie unter dem 8. Oktober der Botſchafterkonferenz einreichte. 

An einem der nächſten Tage ſetzte die Botſchafterkonferenz einen 
Unterausſchuß ein, beſtehend aus den Herren Laroche, Direktor im 
franzöſiſchen Miniſterium der Auswärtigen Angelegenheiten, Maſſigli 
(Frankreich) und Carr (England), mit dem Auftrage, einen Vermittlungs- 
entwurf aufzuſtellen. Dieſer ging mit Begleitnote vom 16. Oktober 1920 
der Danziger Delegation zu. Die Note enthielt die Aufforderung, zu 
dem Entwurf binnen 48 Stunden ſchriftliche Bemerkungen der Botſchafter— 
konferenz und zugleich den einzelnen Botſchaftern zugehen zu laſſen. 
In dem Entwurf war in Artikel 30 auf das am 28. Juni 1919 
zwiſchen Polen und den Alliierten Hauptmächten geſchloſſene Abkommen 
verwieſen, das in der Hauptſache den Schutz der nationalen Minder⸗ 
heiten bezweckt. Da dieſes Abkommen in Danzig bisher wenig De- 
kannt ift und auch nach Art. 33 der endgültigen Konvention für das 


Verhältnis von Danzig zu Polen in ſeinem weſentlichen Teile künftig⸗ 
hin Anwendung findet, wird es an dieſer Stelle gleichfalls mitgeteilt. 
Die Delegation reichte ihre Bemerkungen zum Entwurf der 
Botſchafterkonferenz dieſer am 18. Oktober rechtzeitig ein. Bei der 
Abfaſſung der Bemerkungen hat ſich die Delegation in Berückſichtigung 
der politiſchen Lage ſtreng innerhalb der Grenzen des Erreichbaren 
gehalten und auf einen Widerſpruch gegen ſolche Beſtimmungen, deren 
Abänderung nicht mehr erreichbar ſchien, notgedrungen verzichtet. 

Als Ergebnis der von Danzig und Polen gemachten Bemerkungen 
ſtellte die Botſchafterkonferenz einen neuen Entwurf auf, den ſie in 
ihrer Begleitnote vom 20. Oktober als endgültig und unabänderlich 
bezeichnete, und zu deſſen Unterzeichnung am 23. Oktober ſie gleich— 
zeitig aufforderte. Eine Erläuterung des Begriffs „Konſularagenten“ 
teilte die Botſchafterkonferenz am 22. Oktober mit. Nachdem ſich die 
Delegation überzeugt hatte, daß weder eine Friſt zur Befragung der 
Verfaſſunggebenden Verſammlung, noch die Einfügung der im Entwurf 
fehlenden Ratifizierungsklauſel zu erreichen ſei, entſchloß ſie ſich zu 
unterzeichnen. Dies Ergebnis iſt in dem Sitzungsprotokoll vom 22. Ok— 
tober 1920 und der daraufhin an die Botſchafterkonferenz gerichteten 
Note niedergelegt. \ 

Am Vormittag des zur Unterzeichnung beſtimmten Tages, 
23. 10. 1920, wurde der Delegation mitgeteilt, daß Polen die Unter⸗ 
zeichnung ablehne, und daß daher auch eine Unterzeichnung Danzigs 
nicht ſtattfinden ſolle. Gleichzeitig wurde die Delegation auf den 
Nachmittag desſelben Tages zu Verhandlungen mit der polniſchen 
Delegation vor Beauftragten der Botſchafterkonferenz eingeladen. 
In dieſer Sitzung, die unter dem Vorſitz von Laroche ſtattfand, gaben 
Sahm, der Führer der Danziger Delegation, ſowie der Abgeordnete 
Schümmer mündlich die Erklärung ab, daß die Delegation zu Ver— 
handlungen nicht bereit, jedoch erſchienen ſei, um die Begründung der 
polniſchen Forderungen anzuhören. Der Vertreter der polniſchen 
Delegation erklärte, daß dieſe Erklärung der Danziger Delegation 
ſeine Partei in eine ſehr ſchwierige Lage bringe, legte jedoch ſeine 
Forderungen und deren Begründung dar. Infolge der Stellungnahme 
der Danziger Vertreter verlief die Sitzung ergebnislos, der Vorſitzende 
ſchloß ſie mit der Bitte an beide Parteien, einen Weg der Verſtändigung 
zu ſuchen. 

Die Delegation legte ihren von Sahm und Schümmer mündlich 
vertretenen Standpunkt nochmals ſchriftlich in der Note vom 24. Ok⸗ 
tober 1920 der Botſchafterkonferenz dar. Hierauf empfing fie von der 
Botſchafterkonferenz die Note vom 28. Oktober, die ausdrücklich die 
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3. Richtigkeit der von der Danziger Delegation eingenommenen Stellung 


beſtätigte. 
Auf Grund der in dieſer Note gegebenen Zuſage trug die 


Delegation kein Bedenken, zuzulaſſen, daß perſönliche mündliche Be— 
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ſprechungen zwiſchen Herrn Sahm und dem Beauftragten der Botſchafter— 
konferenz, Herrn Dr. Fromageot, ſtattfänden. Dieſer hatte gleich— 
laufend Beſprechungen mit einem polniſchen Vertreter. 

In dieſer Zeit fand ein Briefwechſel ſtatt, der, obwohl auf den 
Gang der Verhandlungen ohne Einfluß, wegen ſeines innerpolitiſchen 
Intereſſes hier mitgeteilt ſei. a 

Nachdem die Beſprechungen mit Fromageot, über deren Inhalt 
die Delegation durch Sahm fortlaufend unterrichtet wurde, zu einem 
gewiſſen Abſchluß geführt hatten, richtete die Danziger Delegation an 
die Botſchafterkonferenz die Note vom 5. November, worin ſie dar— 
legte, unter welchen Vorausſetzungen ſie geneigt ſei, dem Ergebnis der 
Beſprechungen einen Einfluß auf die Geſtaltung des Textes der 
Konvention einzuräumen. Hierauf empfing fie die Note der Botſchafter— 
konferenz vom 6. November 1920 mit einem nach dem Ergebnis der 
Beſprechungen geänderten Vertragstext. 

Laut Protokoll vom 8. November 1920 erklärte ſich die Delegation 
ohne weitere Bemerkungen bereit, den geänderten Konventionstext zu 
unterſchreiben. 

Gemäß Einladung der Botſchafterkonferenz begaben ſich am 
9. November 1920, nachmittags 6,30 Uhr, Oberbürgermeiſter Sahm, 
Abgeordneter Schümmer, Stadtrat Dr. Schwartz und Dolmetſcher 
Studienrat Dr. Knutowski in das franzöſiſche Miniſterium des Aus— 
wärtigen am Quai d' Orſay, wo im Uhrenſaale die Unterzeichnung 
der Konvention ſowie zugleich einer Urkunde über die Errichtung der 
Freien Stadt, ſowie eines Zuſatzprotokolls durch die hierzu von der 
Verfaſſunggebenden Verſammlung gewählten Delegierten Sahm und 
Schümmer ſtattfand. Bei dem Akt der Unterzeichnung waren vertreten 
Frankreich durch die Herren Laroche und Maſſigli, England durch 
Herrn Carr, Italien durch den Grafen Vannutelli, Japan durch 
Herrn Ashida. 

— q. D. b. vr! — 
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Friedens⸗Vertrag von Derfailles. 
Artikel 104. 


Die Alliierten und Aſſoziierten Hauptmächte verpflichten fidh, ein Über- 
einkommen zwiſchen der polniſchen Regierung und der Freien Stadt 
Danzig zu vermitteln, das mit der Begründung dieſer Freien Stadt 
in Kraft treten und den Zweck haben ſoll: 


ie 


6. 


die Freie Stadt Danzig in das polniſche Zollgebiet auf⸗ 
zunehmen und die Errichtung einer Freizone im Hafen in 
die Wege zu leiten; 

Polen die freie Benutzung und den Gebrauch der Waſſer⸗ 
ſtraßen, Docks, Binnenhäfen, Ladeſtraßen und der ſonſt im 
Gebiete der Freien Stadt belegenen, für die Ein- und Aus⸗ 
fuhr Polens notwendigen Anlagen ohne irgendwelche Ein⸗ 
ſchränkung zu gewährleiſten; 

Polen die Überwachung und Verwaltung der Weichſel ſowie 
des geſamten Eiſenbahnnetzes innerhalb der Grenzen der 
Freien Stadt mit Ausnahme der Straßenbahnen und der 
ſonſtigen in erſter Linie den Bedürfniſſen der Freien Stadt 
dienenden Bahnen, ferner die Überwachung und Verwaltung 
des Poſt⸗, Draht⸗ und Fernſprechverkehrs zwiſchen Polen und 
und dem Hafen von Danzig zu gewährleiſten; 


Polen das Recht zum Ausbau und zur Verbeſſerung der 


Waſſerſtraßen, Docks, Binnenhäfen, Ladeſtraßen, Eiſenbahnen 
und der anderen vorerwähnten Anlagen und Verkehrsmittel 
zu gewährleiſten, ebenſo das Recht zur Miete oder zum An⸗ 
kauf des dazu erforderlichen Geländes und Eigentums zu 
angemeſſenen Bedingungen; 

Vorſorge zu treffen, daß in der Freien Stadt Danzig keinerlei 
unterſchiedliche Behandlung der Bevölkerung zum Nachteil 
der polniſchen Staatsangehörigen und anderer Perſonen 
polniſcher Herkunft oder polniſcher Zunge ſtattfindet; 

durch die polniſche Regierung die Führung der auswärtigen 
Angelegenheiten der Freien Stadt Danzig ſowie den Schutz 
ihrer Staatsangehörigen im Ausland ſicherſtellen zu laſſen. 


Art. 


Art. 


Art. 


Art. 


Art. 


Art. 2 


Art. 3. 


Art. 5. 


I. Poluiſcher Entwurf. Anlage 2. 


Entwurf eines Vertrages, der die wechſelſeitigen 
Beziehungen zwiſchen der polniſchen Republik und 
der Freien Stadt Danzig regelt. 


Kapitel I. 


Auswärtige Angelegenheiten. 

Die Führung der auswärtigen Angelegenheiten der Freien Stadt 
Danzig, die diplomatiſche und konſulariſche Vertretung ſowie der 
Schutz ihrer Staatsangehörigen in den fremden Ländern liegen der 
polniſchen Regierung ob. Den Schutz der Staatsangehörigen der 
Freien Stadt Danzig gewährleiſten die polniſchen diplomatiſchen 
und konſulariſchen Vertreter unter denſelben Bedingungen und in 
demſelben Maße, wie denjenigen der Angehörigen der polniſchen 
Republik. 

Ein Reſident der polniſchen Republik in Danzig, den das Haupt 
des polniſchen Staates ernennt, vertritt die Regierung der Republik 
und dient als Vermittler zwiſchen dieſer und den Behörden der Freien 
Stadt Danzig. 

Die Handelsſchiffe der Freien Stadt Danzig führen die Flagge 
der polniſchen Handelsmarine. 

Die Päſſe für das Ausland, die den Danziger Staatsangehörigen 
durch die Behörden der Freien Stadt Danzig ausgeſtellt werden, 
werden von dem Reſidenten der polniſchen Republik in Danzig viſiert. 

Die Fremdenpolizei auf dem Gebiete der Freien Stadt Danzig 
wird durch die Behörden der Freien Stadt unter der hohen Kontrolle 
des Reſidenten der polniſchen Republik ausgeübt. 

Das Exequatur für alle konſulariſchen Agenten, die in Danzig 

ihren Wohnſitz nehmen müſſen, wird von der polniſchen Regierung 
verliehen. 
Die Koſten für die diplomatiſche und konſulariſche Vertretung 
der Freien Stadt Danzig und für den Schutz ihrer Staatsangehörigen 
im Ausland fallen der polniſchen Republik zur Laſt. Alle Gebühren 
und Abgaben, die durch den diplomatiſchen und konſulariſchen Dienſt 
erhoben werden, erhält die polniſche Regierung. 

Die Geſetze und Vorſchriſten, Erlaſſe, Beſchlüſſe und Inſtruktionen, 
die den diplomatiſchen und konſulariſchen Dienſt betreffen, werden mit 
vollem Recht für die Freie Stadt Danzig verbindlich, wenn ſie von 
den zuſtändigen Behörden der polniſchen Republik verkündet ſind. 


Kapitel II. 
Offentliche Rechte. 


Alle Staatsangehörigen der Freien Stadt Danzig find vor dem Art. 9. 
Geſetze gleich. Sie haben das unverletzliche Recht, ihre beiderſeitige 
Nationalität zu wahren und zu pflegen. 

Die polniſchen Staatsangehörigen, phyſiſche und moraliſche Art. 10. 
Perſonen, haben auf dem Gebiet der Freien Stadt Danzig und die 
Danziger Staatsangehörigen haben auf dem Gebiet der Republik 
Polen das Recht freien Zugangs, wie auch das Recht, ihren Wohnſitz 
dort aufzuſchlagen, Grundſtücke dort zu erwerben, Handel zu treiben, 
einen Beruf, ein Handwerk, einbegriffen den Dienſt auf Handels⸗ 
ſchiffen, auszuüben oder ein öffentliches Amt zu bekleiden, das Recht 
freien Zugangs zu den Gerichtshöfen und den vollſtändigſten Schutz 
der Geſetze zu genießen. 

Die polniſchen Staatsangehörigen, die ſeit 6 Monaten in einer Art. 11. 
politiſchen Gemeinde des Gebiets der Freien Stadt Danzig wohnen, 
und die Danziger Staatsangehörigen, die ſeit 6 Monaten in einer 
politiſchen Gemeinde der polniſchen Republik wohnen, genießen 
politiſche Rechte. 

Die polniſchen Staatsangehörigen auf dem Gebiete der Freien Art. 12 
Stadt Danzig und die Danziger Staatsangehörigen auf dem Gebiete 
der polniſchen Republik haben das Recht, ihre Nationalität und ihre 
Sprache zu wahren und zu pflegen. Es kann ihnen keine Einrichtung 
und keine gemeinſame Handlung mit dem Zweck, ihre beiderſeitige 
Nationalität und ihre Sprache beizubehalten und zu pflegen, unterſagt 
werden, vorausgeſetzt, daß dieſe Einrichtung und dieſe gemeinſame 
Handlung nicht die beſtehenden Geſetze und die öffentliche Ordnung 
verletzen. 

Im innern Dienſt iſt die Sprache der Behörden, der Gerichts- Art. 13 
höfe und aller Organe der Freien Stadt Danzig und ihrer politiſchen 
Gemeinden diejenige, die von den beiderſeitigen zuſtändigen Behörden 
der Freien Stadt Danzig und ihrer politiſchen Gemeinden angenommen 
it. Jedenfalls find bei den Verhandlungen der geſetzgebenden Körper— 
ſchaften und denjenigen ihrer politiſchen Gemeinden, ſowie im all— 
gemeinen aller beratenden Körperſchaften beide Sprachen, deutſch und 
polniſch, gleicherweiſe zugelaſſen. 

In ihrem Verkehr zu einzelnen Parteien bedienen ſich alle Be- Art. 14. 
hörden auf dem Gebiet der Freien Stadt Danzig, ſowohl diejenigen 
der polniſchen Republik, wie diejenigen der Freien Stadt Danzig und 
ihrer politiſchen Gemeinden, der polniſchen oder der deutſchen Sprache, 
gemäß der Sprache der intereſſierten Partei. Dieſe Verfügung 


Art. 15. 


Art. 16. 


Ark. 17. 


Art. 18. 


Art. 19. 


Art. 20. 


verpflichtet gleicherweiſe die polniſchen diplomatiſchen und konſulariſchen 
Agenten in ihrem Verkehr mit den Danziger Staatsangehörigen. 
Amtliche Bekanntmachungen werden in beiden Sprachen erlaſſen. 

In ihrem Verkehr untereinander haben die Behörden der polniſchen 
Republik und der Freien Stadt Danzig das Recht, die polniſche oder 
die deutſche Sprache zu gebrauchen. 

Die Naturaliſation kann unter keinen Umſtänden den polniſchen 
Staatsangehörigen oder Ausländern durch die Behörden der Freien 
Stadt Danzig gewährt werden ohne die vorherige Einwilligung der 
polniſchen Regierung, beziehungsweiſe des Reſidenten der polniſchen 
Republik in Danzig. 

Polen übt die Aufſicht über die Transportunternehmungen beim 
Durchgang über den hin- und rückwärtigen Verkehr von Auswanderern 
über das Gebiet der Freien Stadt Danzig aus. Keine Schiffahrts⸗ 
geſellſchaft noch irgend eine andere Organiſation, Geſellſchaft oder 
Privatperſon kann den Auswandererverkehr ohne Ermächtigung der 
polniſchen Regierung organiſieren. 


Kapitel III. 


Oeffentlicher Unterricht. 

Die Regierung der polniſchen Republik hat das Recht, auf ihre 
Koſten auf dem Gebiet der Freien Stadt Danzig Anſtalten für den 
öffentlichen Unterricht zu gründen, in denen die Unterweiſung in 
polniſcher Sprache erteilt wird. Sie kann ebenfalls Krankenhäuſer, 
Heilanſtalten, Arbeiterheime und Volksgärten und andere Anſtalten 
öffentlicher Wohlfahrt und ſozialer Fürſorge gründen und unterhalten. 

Alle dieſe Anſtalten unterſtehen polniſchen Behörden. 

In der Techniſchen Hochſchule und der Navigationsſchule von 
Danzig werden die polniſche und die deutſche Sprache als Unterrichts 
ſprache zugelaſſen. Ein ſpäteres Abkommen, das im Verlauf eines 
Jahres nach Unterzeichnung des vorliegenden Vertrages getroffen 
werden muß, beſtimmt die Einzelheiten, wie diefe Verfügung gehand— 
habt werden ſoll. 

Die Freie Stadt Danzig verpflichtet fih, eine polniſche Volis- 
ſchule überall da zu gründen, wo mindeſtens 40 Kinder vorhanden 
ſind, deren Eltern den Wunſch ausgeſprochen haben, ſie in polniſcher 
Sprache unterrichten zu laſſen. Wenn die Zahl der polniſchen Kinder, 
welche die deutſche Schule beſuchen, diefe Höhe nicht erreicht, gleich— 
wohl aber mehr als 12 beträgt, ſo muß der Unterricht in Religion 
und in ihrer Mutterſprache von einem polniſchen Lehrer erteilt werden. 


Die für die Gründung einer polnifhen Schule notwendige 
Höchſtzahl kann durch Eintragung der Kinder erreicht werden, welche 
verſchiedene Verwaltungs- oder Schulbezirke bewohnen, wenn die ört- 
lichen Bedingungen ihnen erlauben, die Kurſe regelmäßig zu beſuchen. 
Die polniſchen Schulen werden unter denſelben Bedingungen gegründet 
und unterhalten wie die deutſchen Schulen. 

Das Vorhandenſein einer deutſchen Schule in einer politiſchen 
Gemeinde kann nicht als Grund angeführt werden, die Gründung 
einer polniſchen Schule zu verwehren. 

Die Freie Stadt Danzig verpflichtet ſich, polniſche Mittelſchulen 
zu gründen und zu unterhalten. Die Zahl dieſer Schulen darf nicht 
geringer als 2 ſein, eine für Knaben, die andere für Mädchen. 

In den techniſchen und Fachſchulen müſſen Kurſe in polniſcher 
Sprache eingerichtet werden, ſobald die Zahl der polniſchen Schüler 
eine Höhe erreicht, die eine Parallelklaſſe zuläßt. 


Für die Verwaltung der polniſchen Volks⸗ und Mittelſchulen, 2 


die gemäß Artikel 21 und 23 gegründet werden, ernennen die Behörden 
der Freien Stadt Danzig Perſonen polniſcher Herkunft und Zunge. 

Kein Unterſchied darf zwiſchen den polniſchen und Danziger 
Staatsangehörigen betreffs ihrer Zulaſſung als Lehrer oder Schüler 
zu jeglicher öffentlichen Unterrichtsanſtalt, die techniſche Hochſchule und 
die Navigationsſchule in Danzig eingeſchloſſen, gemacht werden. Ein 
beſonderes Abkommen beſtimmt die Bedingungen, unter denen die 
durch die Danziger Schulen ausgeſtellten Abſchlußzeugniſſe in Polen 
anerkannt werden und umgekehrt. 


Kapitel IV. 
Geſetzgebung und Gerichtsverfahren. 


Die hohen vertragſchließenden Teile ſind übereingekommen, die 
Vorteile einer einheitlichen Regelung des bürgerlichen, Handels- und 
Strafrechts in Polen und der Freien Stadt Danzig anzuerkennen. 
Zu dieſem Zweck verpflichten fie ſich, ſobald die einheitliche Regelung 
des bürgerlichen, Handels- und Strafrechts erfolgt ift, Vereinbarungen 
zu treffen, welche die Anwendung der beſagten Geſetze auf dem Ge- 
biete der Freien Stadt Danzig beſchleunigen. 

Bis zu dem Zeitpunkt, zu dem die in Art. 24 vorgeſehenen 
Vereinbarungen in Kraft treten, behält die Freie Stadt Danzig das 
bürgerliche, Handels⸗ und Strafrecht bei, das gegenwärtig in Kraft iſt. 
Die für den Kriegszuſtand vorgeſehenen Verfügungen werden auf das 
Verlangen der polniſchen Regierung aufgehoben. 


Art. 21. 


Art. 23 


Art 2 


Art. 


bS 


25. 


Art. 


Art. 


Art. 2 


Art. 3 


Art. 31. 


Art. 32 


27. 


28. 


Die polniſchen Geſetze, die den Schutz des induſtriellen, literariſchen 
und künſtleriſchen Eigentums betreffen, werden für die Freie Stadt 
Danzig bindend, ſobald das vorliegende Abkommen in Kraft tritt. 

Eine beſondere Vereinbarung wird in kürzeſter Zeit zwiſchen der 
polniſchen Republik und der Freien Stadt Danzig getroffen, um in 
Polen den Vollzug von Verdikten und Urteilen, welche die Danziger 
Gerichte gefällt haben und umgekehrt, und andere Fragen des Gerichts— 
verfahrens zu regeln. 

Bis zum Abſchluß der in Art. 24 vorgeſehenen Vereinbarung 
werden Verbrechen und Vergehen, die auf dem Gebiet der Freien 
Stadt Danzig begangen und gegen die Sicherheit des polniſchen 
Staates gerichtet ſind, bezüglich ihrer Verfolgung, Rechtſprechung und 
Unterdrückung den Verbrechen und Vergehen gleichgeachtet, die gegen 
die Sicherheit der Freien Stadt Danzig gerichtet ſind. Die polniſche 
Regierung hat das Recht, durch ihre Bevollmächtigten in die Unter— 
ſuchung ihrer Angelegenheiten und in das Verfahren bei den Ge— 
richten einzugreifen. 

Die Gerichtsſachen, die der Zuſtändigkeit des Reichsgerichts in 
Leipzig unterliegen, gehören von nun an vor die Zuſtändigkeit des 
oberſten Gerichtshofes der polniſchen Republik. 


Kapitel V. 
Militär- und Marine⸗ Angelegenheiten. 

Polen hat das Recht, auf dem Gebiet der Freien Stadt Danzig 
alle notwendigen Maßnahmen in Bezug auf Militär- und Marine- 
weſen zu treffen, um ſein Landgebiet und ſeinen Zugang zum Meere 
wie auch das Gebiet der Freien Stadt Danzig zu verteidigen. 

Zu dieſem Zweck hat Polen das Recht, auf beſagtem Gebiet 
Militär- und Seeſtreitkräfte zu unterhalten, Befeſtigungswerke zu be- 
ſchlagnahmen und die militäriſche Aufſicht auszuüben. 

Die Freie Stadt Danzig hat nicht das Recht, auf ihrem Gebiet 
Militär- oder Seeſtreitkräfte aufzuſtellen oder zu unterhalten. 

Kein Bau militäriſchen Charakters darf auf dem Gebiet der 
Freien Stadt Danzig aufgeführt werden. Die Herſtellung von Waffen 
und Munition, ſowie von Kriegsmaterial, Flugzeugen, Luftſchiffen 
und anderen militäriſchen Vorrichtungen auf dem Gebiet der Freien 
Stadt Danzig iſt unterſagt, ausgenommen das Recht Polens nach 
Artikel 29. , 

Die Freie Stadt Danzig hat das Recht, eine kommunale Polizei— 
truppe (port de police) ausſchließlich aus Danziger Staatsangehörigen 
beſtehend, aufzuſtellen, deren Zahl, Offiziere, Unteroffiziere und Be- 


amten eingeſchloſſen, „„ vom Hundert der Geſamtbevölkerung der 
Freien Stadt nicht überſchreiten darf. 

Dieſe Verfügung berührt in nichts das Recht Polens, das 
Polizeiperſonal zu unterhalten, das notwendig iſt, um eine geordnete 
Ausübung der Dienſte zu garantieren, die Polen durch den Vertrag 
von Verſailles und die Vereinbarungen des vorliegenden Abkommens 
zugewieſen ſind. 

Polen hat das Recht, den Danziger Hafen und ſeine Einrich— 
tungen für den Aufenthalt, die Ausbeſſerung und Wiederverproviantie— 
rung feiner Handels- und Kriegsſchiffe zu benutzen. 

Polen übt die Aufſichts⸗ und Polizeirechte in den Küſten⸗ 
gewäſſern der Freien Stadt Danzig, ſowie auf dem zur Freien Stadt 
Danzig gehörenden Teile der Weichſel aus. 

Die Übertretungen der Geſetze, Verordnungen und Verfügungen, 
die von den polniſchen Behörden in Ausübung des Polen zu— 
geſprochenen Aufſichts⸗ und Polizeirechts erlaſſen find, werden ge- 
gebenenfalls vor einem polniſchen Gerichtshof in Danzig gerichtet. 
Die Zuſammenſetzung dieſes Gerichtshofes und das Gerichtsverfahren 
werden durch die polniſchen Geſetze beſtimmt. 

Die polniſche Regierung übernimmt den Lotſendienſt im Hafen 
von Danzig, in den Küſtengewäſſern der Oſtſee, ſowie auf der Weichſel 
innerhalb der Grenzen der Freien Stadt Danzig. Polen übernimmt 
gleichfalls den hydrographiſchen und meteorologiſchen Dienſt im Hafen. 

Polen ausſchließlich hat auf dem Gebiet der Freien Stadt 
Danzig das Recht, Stationen für Luftfahrzeuge zu errichten und die 
Flugzeugverbindungen über dem Gebiet der Freien Stadt Danzig 
und über ſeinen Hoheitsgewäſſern zu überwachen. 

Die radiotelegraphiſchen und radiotelephoniſchen Stationen im 
Gebiet der Freien Stadt Danzig können nur vom polniſchen Staat 
unterhalten und benutzt werden. 


Kapitel VI. 
Verbindungswege. 

Die polniſchen Behörden werden mit der Verwaltung und der 
Aufſicht des Danziger Hafens mit allen Zugangswegen, Waſſerſtraßen, 
Docks, Binnenhäfen, Ladeſtraßen, Schienenſträngen, Kranen, Be— 
förderungsmitteln und unterirdiſchen Anlagen beauftragt. 

Polen allein hat das Recht, in dem Hafen von Danzig und auf 
dem Teile der Weichſel, der zum Gebiet der Freien Stadt Danzig 
gehört, alle Arbeiten zur Inſtandhaltung und Abdämmung und anderer 
Art, die ſie zum Unterhalt, zum Ausbau und zur Verbeſſerung der 
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Art. 33. 


Art. ? 


Art.? 
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Art. 36. 


Art. € 


Art, 2 


Art. 


Art. 


40. 


Art. 


Art. 42. 


Art, 45. 


Art. 44. 


Art. 


41. 


4. 


Waſſerſtraßen, Docks, Binnenhäfen, Ladeſtraßen, Schienenwege und 
anderer Anlagen und Verkehrsmitteln für nützlich erachten wird, aus— 
zuführen. Zu dieſem Zweck ſagt die Freie Stadt zu, auf Polen das 
Eigentum aller Gebiete zu übertragen, welche die polniſche Regierung 
hierfür für notwendig erachten wird, ſelbſt wenn ſie genötigt wäre, ſie 
durch Zwangsenteignung zu erwerben. 

Das öffentliche Seerecht, ſowie die jetzt gültigen Beſtimmungen 
über die polizeiliche Aufſicht über Hafen, Hoheitsgewäſſer und die 
Flüſſe bleiben in Kraft, bis neue Geſetze, Beſtimmungen oder Ver— 
ordnungen von den zuſtändigen polniſchen Behörden erlaſſen ſind. 

Auf Grund des Polen zuerkannten Verwaltungs- nnd Aufſichts— 
rechtes werden die Eiſenbahnen auf dem Gebiet der Freien Stadt 
Danzig mit Ausnahme der Bahnen von örtlichem Intereſſe hinſichtlich 
Benutzung und Polizei an das polniſche Eiſenbahnnetz angeſchloſſen 
und werden allen Geſetzen, Beſtimmungen und Verordnungen, die für 
das polniſche Eiſenbahnnetz gelten, unterworfen. 

Die polniſche Gif ſenbahndirektion für das Danziger Gebiet darf 
ihren Sitz in Danzig haben. 


Die polniſche Regierung hat das Recht, alle die Arbeiten aus⸗ 
zuführen, die für den Ausbau und die Verbeſſerung des jetzt be— 
ſtehenden Eiſenbahnnetzes nötig ſind, und die ſie für den Bau neuer 
Linien notwendig hält. Zu dieſem Zwecke ſagt die Freie Stadt 
Danzig zu, Polen das Eigentum über alle die Grundſtücke zu Über- 
tragen, welche die polniſche Regierung hierfür für notwendig hält, 
ſelbſt wenn ſie genötigt wäre, ſie durch Zwangsenteignung zu erwerben. 

Die Beſtimmungen von Art. 42 und 43 werden auf die Eiſen⸗ 
bahnen angewendet, die der Geltung des preußiſchen Geſetzes vom 
28. Juli 1892 (Geſetz über Kleinbahnen) unterworfen ſind, deren Linien 
die Grenzen des Gebiets der Freien Stadt Danzig überſchreiten. 

Was die Eiſenbahnen anbetrifft, die hauptſächlich den Bedürfniſſen 
der Freien Stadt dienen, und deren Linien nicht die Grenzen ihres 
Gebiets überſchreiten, fo verbleibt hierüber das Verwaltungs-, Über⸗ 
wachungs⸗ und Polizeirecht, einſchließlich des Rechts, neue Bauten 
aufzuführen, den Behörden der Freien Stadt Danzig. 

Jedoch ſetzen ſich die zuſtändigen Behörden der Freien Stadt 
mit den zuſtändigen polniſchen Behörden ins Einvernehmen, um ge— 
meinſam Verkehrsvorſchriften und Fahrplan für die in Betracht kommenden 
Eiſenbahnen aufzuſtellen. Die Bedingungen, unter denen der Bau 
aller Kleinbahnen zugelaſſen wird, ſowie jährliche ſtatiſtiſche Berichte 
müſſen der polniſchen Regierung eingereicht werden. 
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Das Netz des Poft, Draht- und Fernſprechverkehrs der Freien 
Stadt Danzig wird dem polniſchen Netz des Poft- Draht- und Fern- 
ſprechverkehrs angeſchloſſen, was ſeine Verwaltung und Beaufſichtigung 
anbetrifft. Infolgedeſſen finden die polniſchen Geſetze, Beſtimmungen 
und Verordnungen ihre Anwendung auf die Verwaltung von Poft, 
Telegraph und Fernſprecher im Gebiet der Freien Stadt. Ihre Ge- 
bühren und Abgaben ſowie die polniſchen Briefmarken werden im Gebiet 
der Freien Stadt eingeführt. 


Kapitel VII. 


Zollweſen. 

Das Gebiet der Freien Stadt Danzig mit Ausnahme der Frei⸗ 
zone wird in die Zollgrenze Polens eingeſchloſſen und dem polniſchen 
Zollweſen unterſtellt. 

Alle Zollgebühren auf dem Gebiet der Freien Stadt Danzig 
werden von den polniſchen Behörden erhoben. 

Weder die Verwaltungsbehörde der Freien Stadt Danzig noch 
irgend eine politiſche Gemeinde der Freien Stadt darf Gebühren, Brücken⸗ 
geld oder Akziſe irgend welcher Art von Waren polniſcher Herkunft 
oder mit polniſchem Beſtimmungsort erheben. 

Die im Danziger Hafen beſtehende Freizone wird vorläufig in 
den jetzigen Grenzen beibehalten. Gleicherweiſe bleiben alle zur Zeit 
geltenden Beſtimmungen und Geſetze, welche die Ordnung der Freizone 
des Danziger Hafens betreffen, beſtehen. Die polniſche Regierung hat 
das Recht, die Freizone zu verwalten und zu beaufſichtigen und 
Anderungen in der Ausdehnung der Freizone und in ihrer Ordnung 
zu treffen. 

Die Schiffe, Kähne und Waren, welche in die Freizone eintreten, 
dürfen den Gebühren unterworfen werden, welche vorgeſehen ſind, um 
die Verwaltungs-, Unterhaltungs- und Verbeſſerungskoſten des Hafens 
zu decken, ſowie den Gebühren, die für die Benutzung der verſchiedenen 
Hafeneinrichtungen vorgeſehen ſind. Dieſe Abgaben werden von den 
polniſchen Behörden erhoben. 


Kapitel VIII. 
Wirtſchaftliche Fragen. 


Die Abgaben, Gebühren, Akziſen und im allgemeinen alle indirekten 
Steuern werden auf dem Gebiete der Freien Stadt Danzig auf der⸗ 
ſelben Grundlage, nach denſelben Grundſätzen und denſelben Taxen 
ſeſtgeſetzt, verwaltet und erhoben, wie auf dem Gebiet des polniſchen 
Staates. 


Art. 46. 


Art. 47. 


Art. 48. 


Art. 49. 


Art. 50. 


Art. 51. 


Art. 52. 


Art. 58. 
Art. 54. 


Art. 55. 


Art. 56. 


Art. 57. 
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In dem Falle, in welchem die polniſche Regierung auf irgend 
eine Art Ware ein Staatsmonopol errichten würde, würde ein gleiches 
Monopol auf dieſelbe Art Ware zur ſelben Zeit im Gebiet der Freien 
Stadt errichtet werden. 

Das Geld der Freien Stadt Danzig iſt polniſches Geld. 

Auf Grund des vorliegenden Abkommens wird die polniſche 
Regierung in dem Gebiet der Freien Stadt Einkünfte einnehmen, die 
aus den verſchiedenen Verwaltungszweigen herrühren; ebenſo wird ſie 
die Unkoſten decken, um die Tätigkeit und Verbeſſerung verſchiedener 
Verwaltungszweige ſicherzuſtellen. 

Über dieſe Einnahmen und Ausgaben wird von der polniſchen 
Regierung genaue Rechenſchaft abgelegt werden, deren Überſchuß nach 
Abſchluß des Budgets eines jeden Jahres zwiſchen Polen und der 
Freien Stadt Danzig nach den Grundlagen und Grundſätzen verteilt 
wird, die durch ein beſonderes Übereinkommen zu beſtimmen find, das 
zwiſchen Polen und der Freien Stadt Danzig im Verlauf eines Jahres 
nach dem Inkrafttreten des vorliegenden Vertrags zu treffen iſt. 

Die Freie Stadt Danzig darf äußere Anleihen nur mit Zu— 
ſtimmung und durch Vermittelung der polniſchen Regierung aufnehmen. 

Die Ermächtigung für ausländiſche Geſellſchaften, im Gebiet der 
Freien Stadt Danzig Geſchäfte zu betreiben, wird von den Behörden 
der Freien Stadt nach der Zuſtimmung der polniſchen Regierung 
nämlich des Reſidenten der polniſchen Republik in Danzig, erteilt. 


Kapitel X. 


Schiedsgericht. 

Im Fall, daß Meinungsverſchiedenheit durch die Auslegung des 
vorliegenden Vertrages im allgemeinen und der Anordnungen und 
Beſtimmungen, die in dem Vertrag vorgeſehen ſind, entſtehen, werden 
die ſtrittigen Punkte einem Schiedsgericht unterbreitet, wenn eine 
der beiden vertragſchließenden Teile es verlangt. 

Zu dem Zweck ernennt jeder der Teile, die polniſche Regierung 
und die Behörden der Freien Stadt, 2 Schiedsrichter. Wenn keine 
Einigkeit über die ſtrittigen Punkte hat erzielt werden können, wählen 
die 4 ernannten Schiedsrichter einen Oberſchiedsrichter. Sollte es 
unmöglich ſein, über die Perſon des Oberſchiedsrichters Einigkeit zu 
erzielen, ſo wird dieſer vom Präſidenten des Schweizer Bundesgerichts 
ernannt. 


Danziger Entwurf. Anlage 3. 


Entwurf 


eines Übereinkommens zwifchen der Republik Polen 
(Polen) und der Freien Stadt Danzig (Danzig) 
gemäß Artikel 104 des Friedensvertrages 
von Verſailles vom 28. Juni 1919. 


Artikel I. 
Danzig iſt ein ſouveräner Staat, der unter dem Schutze des 
Völkerbundes ſteht. i 
Artikel II. 
Zollweſen, Wirtſchaftsverkehr, Freizone. 
SL 
Polen und Danzig bilden ein gemeinſames Zollgebiet, trennen 
ſich nicht durch eine Zollgrenze, ſchließen ſich aber durch eine ſolche 
gegen die benachbarten Staaten und das Meer ab. 
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Bei allen aus der Gemeinſamkeit des Zollgebiets ſich ergebenden 
Maßnahmen (insbeſondere Geſetzen, Handelsverträgen, Verordnungen) 
ſind beide Staaten einander gleichberechtigt. Nur durch gegenſeitiges 
Einverſtändnis können gegenſeitig bindende Beſtimmungen getroffen 
werden. Die ſo vereinbarten gemeinſamen Beſtimmungen werden in 
beiden Staaten rechtswirkſam verkündet. Dies gilt insbeſondere auch 
für alle Fragen des Zolltarifs. 

8 3. 

Jeder der beiden vertragſchließenden Staaten übt in ſeinem 

Gebiet die Zollgewalt ſelbſtändig mit eigenen Behörden aus. 
8 4. 

Aus der Geſamtſumme der in den Gebieten beider Vertrags— 
ſtaaten aufkommenden Zolleinkünfte ſind vorweg die Verwaltungs— 
ausgaben beider Vertragsſtaaten in Abzug zu bringen. Als Ver— 
waltungsausgaben zählen die Verzinſung und Tilgung der in den Zoll— 
einrichtungen liegenden Werte zurzeit des Inkrafttetens dieſes Vertrages 
und aller ſpäterhin hinzutretenden Einrichtungen, ferner die laufenden 
ſachlichen Ausgaben, jowie das Gehalt einſchl. der zugehörigen Neben- 
bezüge aller Zollbeamten und Zollangeſtellten. Der nach Abzug dieſer Ver— 
waltungsausgaben verbleibende Reſt der Zolleinkünfte wird unter 
beide Vertragsſtaaten verteilt nach dem Verhältnis der fünffachen 


UNIWERSYTECKA 


U 10. 


Zahl der Bevölkerungsziffer Danzigs zu der Geſamtſumme der tat- 
ſächlichen Bevölkerungsziffern Polens und Danzigs. 


§ 5. 

Die Selbſtändigkeit beider Staaten in der Regelung der 
Verbrauchsabgaben und der ſonſtigen indirekten Steuern wird durch 
die Zolleinheit nicht berührt. 

§ 6. 

Ein: und Ausfuhrverbote gegen dritte Staaten können von jedem 
beider Vertragsſtaaten erlaſſen werden. 

Ein⸗ und Ausfuhrverbote gegeneinander ſind grundſätzlich un— 
zuläſſig. Ausnahmen hiervon ſind nur nach vorheriger Genehmigung 
durch den gemäß Artikel X eingeſetzten Ausſchuß zuläſſig. 

Wenn, ſolange und ſoweit Ein- und Ausfuhrverbote im Verkehr 
der Vertragsſtaaten miteinder oder Monopole oder ſonſtige Be— 
ſchränkungen der freien Wirtſchaft irgendwelcher Art beſtehen, gelten 
folgende Einſchränkungen: 

a) Polen verpflichtet ſich, an Danzig in Ergänzung der Ernte 
Danzigs einen ſolchen Zuſchuß aus Pommerellen zu liefern, 
daß in Danzig Lebensmittelrationen von gleicher Größe ver— 
teilt werden können wie in Pommerellen. Der an Polen für 
dieſe Zuſchußlebensmittel zu zahlende Preis darf nicht höher 
ſein, als der in Pommerellen für den inneren Verbrauch 
jeweils beſtehende Marktpreis (Großhandelspreis, Erzeuger— 
preis). 

Soweit beſtimmte Lebensmittel in Pommerellen oder in 
Danzig nicht rationiert ſind, iſt die Beſtimmung des Ab— 
ſatzes 1ſinngemäß anzuwenden mit der Maßgabe, daß Danzig 
die ihm zugewieſenen Mengen freihändig in Pommerellen 
ankaufen oder ankaufen laſſen darf. Soweit Einigung über 
die zu liefernden oder anzukaufenden Mengen nicht erfolgt, 
entſcheidet der Ausſchuß nach Artikel X. 

Polen verpflichtet ſich, Kohlen für die Verſorgung Danzigs 
zu liefern. Die Belieferung Danzigs muß nach demſelben 
Verteilungsmaßſtab und zu denſelben Preiſen erfolgen, wie 
die Belieferung polniſcher Städte; ſoweit bezüglich der Menge 
oder des Preiſes verſchiedene Maßſtäbe beſtehen, kommt für 
Danzig der günſtigſte Maßſtab zur Anwendung. Polen 
übernimmt die ordnungsmäßige Beförderung dieſer Kohlen. 
Polen verpflichtet ſich, die Artikel des täglichen Lebens, des 
Induſtrie⸗, des gewerblichen und des landwirtſchaftlichen Bedarfs 
in angemeſſenen Mengen und zu Inlandpreiſen für den 


b) 
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Bedarf Danzigs zu liefern, ſoweit fie in Polen ſelbſt er- 
zeugt werden und Polen Danzig nicht etwa den freien Ein— 
kauf im polniſchen Gebiet geſtattet. Dieſes gilt insbeſondere 
von Naphta und Naphtaprodukten, Holz, Erzen, Webſtoffen, 
Bauſtoffen, Leder, Düngemitteln, Soda, Spiritus, Papier, 
Saatgut, Zuchtvieh. Ergänzungen dieſer Liſte ſowie Feſt⸗ 
ſtellung des Bedarfs und der Preiſe erfolgen durch den gemäß 
Artikel X eingeſetzten Ausſchuß. 

Polen verpflichtet ſich, den Danziger Fiſchern das Fiſchen in 
den polniſchen Oſtſeegewäſſern zu geſtatten und, ſoweit die 
eigenen Fänge zur Verſorgung Danzigs nicht ausreichen, 
Danzig einen noch näher zu vereinbarenden Teil der Fänge 
polniſcher Fiſcher in polniſchen Gewäſſern käuflich zu über— 
laſſen. Die Feſtſtellung des Bedarfs und der Preiſe erfolgt 
durch den gemäß Artikel X eingeſetzten Ausſchuß. 

Polen verpflichtet ſich ferner, bei Lieferungen gemäß a- d 
innere Verbrauchsabgaben, Monopolzuſchläge, Valutazuſchläge 
und ähnliche Abgaben von Danzig nicht zu erheben. 

f) Polen verpflichtet ſich, für die Beförderung der gemäß a—d 
zu liefernden Güter die jeweils für die betreffende Güterart 
günſtigſten Tarife zu gewähren. 

Beide Vertragsſtaaten verpflichten ſich, gegenſeitig den Gütern 
des anderen Vertragsſtaates die freie Durchfuhr durch ihr Gebiet für 
den Transport nach dem Ausland zu geſtatten, auch wenn ſie während 
der Durchfuhr abgeladen, eingelagert und wieder aufgeladen werden, 
jedoch unter Beachtung der polizeilichen Beſtimmungen über Behandlung 
der Güter. 

Die Boden-, Gewerbe- und ſonſtigen Erzeugniſſe jedes der 
beiden Vertragsſtaaten ſollen, ſoweit fie in das Gebiet des anderen 
Vertragsſtaates eingeführt werden, dort der nämlichen Behandlung 
wie die Erzeugniſſe des Inlandes unterliegen, gleichviel, ob ſie zum 
Verbrauch oder zur Lagerung oder Ausfuhr oder Durchfuhr beſtimmt 
ſind. In keinem Falle und aus keinem Grunde ſollen ſie höheren 
oder anderen Gebühren, Steuern oder Abgaben unterworfen ſein oder 
mit Zuſchlägen belegt werden, von denen nicht auch die gleichartigen 
Erzeugniſſe des Inlandes betroffen werden. 

Ein⸗ und Ausfuhrabgaben werden in gegenſeitigem Verkehr der 
beiden Vertragsſtaaten nicht erhoben, ebenſo nicht Durchgangsabgaben 
für Güter, welche aus dem einen Vertragsſtaat durch das Gebiet des 
anderen Vertragsſtaates hindurch unter Zollverſchluß oder im direkten 
Verkehr ins Ausland befördert werden. 
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Als Freizone im Sinne des Artikels 104 Ziffer 1 dient das 
Gelände und die Anlagen des in Danzig zurzeit beſtehenden Frei 
bezirks; ſoweit dies für die Bedürfniſſe des künftigen Handels nicht 
ausreichen ſollte, iſt eine Erweiterung vorzunehmen oder eine neue 
Freizone zu ſchaffen. Die Freizone kann auch den Veredelungsverkehr, 
den industriellen, gewerblichen und den Handelsverkehr umfaſſen. 

Welche Maßnahmen gemäß Abſatz 1 zu treffen ſind, entſcheidet 
der gemäß Artikel X eiugeſetzte Ausſchuß. 


Artikel III. 
Hafen. 


Salt 
Das Gebiet des Danziger Hafens erſtreckt ſich von der Schleuſe 
bei Einlage bis zur Danziger Reede. Eine Erweiterung des Danziger 
Hafensgebiets bei ſpäterer Notwendigkeit bleibt vorbehalten. 
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Danzig darf als internationaler Welthafen keinerlei einſeitige 
Begünſtigungen einer Nation vor einer andern vornehmen und hat 
daher die Sicherheit zu gewähren, daß Polen bezüglich der Benutzung 
und des Dienſtes der Waſſerſtraßen, Hafenbecken, Binnenhäfen, Kais 
und ſonſtiger im Hafengebiet belegener für die Ein- und Ausfuhr von 
und nach Polen notwendiger Anlagen nicht irgendwie hinter irgend- 
welchem anderen Staat zurückgeſetzt wird. 

8 3. 

Der Danziger Hafen muß ſich ſtets bezüglich der Beſchaffenheit, 
der Art und des Umfanges feiner Anlagen in einem zur Erfüllung 
feiner nach § 2 geſetzten Aufgaben ausreichenden Zuſtand befinden. 

8 4. 

Die Kontrolle und Verwaltung des Danziger Hafens liegt dem 
gemäß Artikel X gebildeten Ausſchuſſe ob. Dieſer Ausſchuß hat 
insbeſondere auch über die gemäß § 3 vorzunehmenden Maßnahmen 
zu beſchließen. Die Verwaltung des Danziger Hafens erfolgt zu 
Nutzen und zu Laſten von Danzig. 

Danzig ift verpflichtet, die vom Ausſchuß gemäß $$ 3 und 4 
beſchloſſenen Maßnahmen zur Ausführung zu bringen; es ſteht aber 
Danzig das Recht zu, Polen die Ausführung der Maßnahmen zu 
überlaſſen, und, falls Danzig von dieſem Recht Gebrauch macht, hat 
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es Sicherheit dafür zu ſchaffen, daß es Polen ermöglicht wird, das 
zur Ausführung dieſer Maßnahmen notwendige Grundſtücks- und 
ſonſtige Eigentum zu angemeſſenen Bedingungen zu mieten oder zu 
kaufen. 

Alle Teile der Hafenanlagen, gleichviel, ob ſie von Danzig ader 
Polen erbaut werden, bilden untrennbare Teile des einheitlichen 
Danziger Hafens und dienen gleichmäßig dem internationalen Verkehr 
gemäß S 2 unter Kontrolle und Verwaltung des im § 4 genannten 
Ausſchuſſes. 

Artikel IV. 
Eiſenbahnen. 

8 

Die Eiſenbahnen im Danziger Gebiet bilden mit dem Hafen 
einen untrennbaren einheitlichen Organismus. Die Kontrolle und 
Verwaltung der Eiſenbahnen liegt dem gemäß Artikel X gebildeten 
Ausſchuß ob. Die Verwaltung der Danziger Eiſenbahnen erfolgt zu 
Nutzen und zu Laſten Danzigs.“ 

§ 2. 

Die Eiſenbahnen müſſen ſich nach Art und Umfang ihrer be- 
weglichen und unbeweglichen Anlagen und ihrer Betriebsmittel jederzeit 
in einem ſolchen Zuſtand befinden, wie es im Intereſſe des Danziger 
Hafens und im Intereſſe der Verkehrsbeziehungen Danzigs zu Polen 
und zu den übrigen Ländern erforderlich iſt. Die Entſcheidungen 
über die erforderlichen Maßnahmen hat der nach Artikel X gebildete 
Ausſchuß zu treffen. 

8 3. 

Danzig it verpflichtet, die vom Ausſchuß gemäß § 2 beſchloſſenen 
Maßnahmen zur Ausführung zu bringen; es ſteht aber Danzig das 
Recht zu, Polen die Ausführung der Maßnahmen zu überlaſſen, und, 
falls Danzig von dieſem Recht Gebrauch macht, hat es Sicherheit 
zu ſchaffen, daß es Polen ermöglicht wird, das zur Ausführung dieſer 
Maßnahmen notwendige Grundſtücks⸗ und ſonſtige Eigentum zu an- 
gemeſſenen Bedingungen zu mieten oder zu kaufen. 

Alle Teile der Eiſenbahnanlagen, gleichviel, ob ſie von Danzig 
oder Polen erbaut werden, bilden untrennbare Teile des einheitlichen 
Danziger Eiſenbahnnetzes unter Kontrolle und Verwaltung des gemäß 
Artikel X eingeſetzten Ausſchuſſes. 

8 4. 

Danzig iſt verpflichtet, in ſeiner Eiſenbahnhauptwerkſtätte zu 

Danzig Arbeiten für die Eiſenbahnen Polens auszuführen. Über die 
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näheren Bedingungen, unter denen diefe Ausführung zu erfolgen bat, 
find befondere Vereinbarungen zu treffen. 


Unbeſchadet der Tarifhoheit beider Vertragsſtaaten werden weder 
Danzig noch Polen im Verkehr mit einander wie im Verkehr mit 
anderen Staaten ſich der Schaffung durchgerechneter direkter Tarife 
widerſetzen. Die Frachtanteile aus den durchgehenden Tarifen werden 
nach Vorabzug der Abfertigungsgebühren auf kilometriſcher Grundlage 
verteilt. Im Verkehr von und nach den Danziger Hafenſtationen 
ſollen bei der Anteilausſcheidung die Entfernungen für die Anfangs— 
bahn, ſoweit dieſe an der Beförderung mit weniger als 100 km 
beteiligt iſt, um 30 km auf höchſtens 100 km erhöht werden. Das 
Gleiche gilt für die Endbahn. Im übrigen iſt bei der Geſtaltung der 
Eiſenbahntarife beider Vertragsſtaaten neben dem Moment der 
Ertragsfähigkeit maßgebend das Intereſſe des Handels, der Induſtrie 
und der Landwirtſchaft und das Intereſſe, den Tranſitverkehr den 
polniſchen und den Danziger Bahnen dadurch zuzuwenden, daß die 
polniſchen Tarife für den Tranſitverkehr von der Ukraine, Rußland, 
Rumänien und den Gebieten des Schwarzen Meeres nach Danzig 
ſtets ein ſolches Maß innehalten, daß die Wettbewerbsfähigkeit 
Danzigs gegenüber anderen Häfen der Oſtſee und gegenüber den 
Häfen des Schwarzen Meeres nicht leidet. 

8 6. 

Über alle zur Wahrung der Verkehrs- und Wirtſchaftsbeziehungen 
Danzigs zu Polen, zum Deutſchen Reich und zu anderen Ländern not— 
wendig werdenden Maßnahmen im Betrieb der Danziger und der 
polniſchen Eiſenbahnen ſind beſondere Vereinbarungen zu treffen, ins- 
beſondere über einen Vertrag betreffend gegenſeitige Wagenbenutzung, 
Übergang der Lokomotiven, Perſonen-, Gepäd- und Güterwagen, Be— 
triebsverträge für nicht ſelbſtändig betriebsfähige Streckenteile jenſeits 
der Grenze des einen oder des anderen Vertragsſtaates, Regelung des 
durchgehenden Perſonen- und Güterverkehrs zwiſchen Danzig und 
Polen ſowie zwiſchen Danzig und dem Deutſchen Reich oder anderen 
Ländern, wobei durchgehende Abfertigung und Durchlauf der Züge 
als Grundſatz gelten ſoll. 

Bis zu dem Zeitpunkt, in dem die in Abſatz 1 genannten Ver— 
einbarungen demnächſt in Kraft treten, wird die Geltungsdauer des 
zwiſchen Danzig und Polen geſchloſſenen Vertrages vom 22. April 1920 
Artikel 9—21 nebſt den Zuſatzbeſtimmungen verlängert. 
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Die 88 1—6 beziehen ſich nicht auf diejenigen Bahnen, welche 
in erſter Linie den Bedürfniſſen Danzigs dienen. Dieſe Bahnen ver⸗ 
bleiben grundſätzlich Danzig. Zu dieſen Bahnen gehören zurzeit 
außer den Straßenbahnen alle im Beſitz der Kleinbahngeſellſchaft be— 
findlichen Eiſenbahnen, ferner die Nebenbahn Tiegenhof —Simonsdorf 
und alle bereits vorhandenen oder im Bau begriffenen Anlagen des 
Danziger Vorortverkehrs einſchl. des dieſem Vorortverkehr dienenden 
Betriebsmittelparks- 

8 8. 

Gleichfalls ausgeſchloſſen von der Regelung der ss 1—6 find 
die nicht zum öffentlichen Bahnnetz gehörigen, d. D. nicht dem uneinge- 
ſchränkten öffentlichen Gebrauch gewidmeten „Privatanſchlußbahnen“, 
welche von Intereſſenten im Anſchluß an ein öffentliches Bahnnetz als 
Privatanſchlußſtrecken gebaut ſind. 


Artikel V. 
Weichſel. 


8 
Unter Weichſel iſt zu verſtehen die Stromweichſel bis zur Mündung 
in Schiewenhorſt. 
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Die innerhalb des Danziger Gebietes liegenden Teile der Weichſel 
bilden gemeinſam mit Hafen und Eiſenbahn einen untrennbaren einheit- 
lichen Organismus. Kontrolle und Verwaltung dieſer Weichſelteile 
liegen ob dem gemäß Artikel X gebildeten Ausſchuß. Die Verwaltung 
der Danziger Weichſelſtrecke erfolgt zu Nutzen und Laſten Danzigs. 

8 8. 

Für die Erhaltung und den Ausbau der im Gebiet beider Ver- 
tragsſtaaten liegenden bisherigen preußiſchen Weichſelſtrecke bleiben bis 
auf Weiteres die Beſtimmungen des Ausbauprogramms von 1879 
maßgebend. 

Falls der polniſche Staat einen das bisherige Maß ü berſteigenden 
Ausbau der Weichſel innerhalb Polens in Angriff nehmen ſollte, iſt 
auch der innerhalb des Danziger Gebiets liegende Weichſelteil, ſoweit 
es techniſch notwendig iſt, gleichlaufend ſo auszubauen, wie es erforder— 
lich iſt, um das von Polen angeſtrebte Regulierungsziel für die ganze 
Stromſtrecke einheitlich zu erreichen. 

Die Entſcheidung über die erforderlichen Maßnahmen hat der 
gemäß Artikel X eingeſetzte Ausſchuß zu treffen. 


Danzig ift verpflichtet, die vom Ausſchuß gemäß 83 beſchloſſenen 

Maßnahmen zur Ausführung zu bringen. Es ſteht aber Danzig das 
Recht zu, Polen die Ausführung der Maßnahmen zu überlaſſen, und, 
falls Danzig von dieſem Recht Gebrauch macht, hat es Sicherheit da- 
für zu ſchaffen, daß es Polen ermöglicht wird, das zur Ausführung 
dieſer Maßnahmen notwendige Grundſtücks- und ſonſtige Eigentum zu 
angemeſſenen Bedingungen zu mieten oder zu kaufen. 

Alle Teile der Weichſelanlagen, gleichviel ob ſie von Polen oder 
von Danzig erbaut werden, bilden untrennbare Teile der einheitlichen 
Danziger Weichſelſtrecke unter Kontrolle und Verwaltung des gemäß 
Artikel X gebildeten Ausſchuſſes. 

8 5. 

Danzig iſt verpflichtet, in ſeiner Weichſelſtrombauwerft zu 
Danzig⸗Krakau Arbeiten für die Verwaltung des in Polen liegenden 
Weichſelteiles auszuführen. Über die näheren Bedingungen, unter 
denen die Ausführung zu erfolgen hat, ſind beſondere Vereinbarungen 
zu treffen. 

Die Verwaltung des in Danzig liegenden Weichſelteiles iſt ver— 
pflichtet, mit den im Danziger Gebiet vorhandenen Eisbrechern der 
bisherigen Weichſelſtrombauverwaltung einheitlich den Eisbrecherdienſt 
auf der Stromweichſel innerhalb des Danziger und des polniſchen 
Gebietes — im Bereich der bisherigen preußiſchen Weichſelſtrombau⸗ 
verwaltung und im Danziger Hafen zu verſehen. Über das Nähere, 
insbeſondere auch über die Verteilung der Koſten zwiſchen den ufer- 
anliegenden Staaten und den Deichverbänden find beſondere Ver- 
einbarungen baldigſt zu treffen. 

; $ 6. 

Die Schiffahrt und die Flößerei auf der Weichſel innerhalb des 
Gebietes beider Vertragsſtaaten iſt für die Schiffe und die Traften 
beider Vertragsſtaaten frei, ohne daß ſie dem Angehörigen des einen 
Vertragsſtaates durch Schiffahrts- oder ſonſtige Monopole oder andere 
Maßnahmen des anderen Vertragsſtaates geſchmälert werden darf, 
jedoch unter der Bedingung, daß die Vorſchriften der Sciffahrts-, 
Strom- und Geſundheitspolizeiverordnungen beobachtet werden. Bei 
Ausübung der Schiffahrt und der Flößerei auf der Weichſel ſind die 
Schiffe und Traften beider Vertragsſtaaten und ihre Unternehmer, 
ſowie deren Angeſtellte auf dem Fuß völliger Gleichheit zu behandeln; 
ſie genießen alle Begünſtigungen, welche den einheimiſchen Schiffern 
und Unternehmern oder denen eines anderen Landes auf dem Strom 
oder in den Häfen oder in den damit verbundenen Anſtalten gewährt werden. 
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Alle Zwangsrechte, welche bisher an der Weichſel etwa beſtanden 
haben, als Stapel, Niederlage-, Umſchlags-, Vorkaufsrechte u. der- 
gleichen werden für immer aufgehoben. Es kann daher ans ſolchem 
Grund kein Schiffer gezwungen werden, gegen ſeinen Willen in irgend⸗ 
einem Hafen dieſes Fluſſes anzulegen, aus- oder umzuladen oder eine 
beſtimmte Zeit an einem Ort zu verweilen. 

Von den Schiffen und Traften, welche die Weichſel befahren, 
oder von ihren Ladungen ſoll keine Gebühr erhoben werden, welche 
ſich lediglich auf die Tatſache der Befahrung des Fluſſes gründet. 

Abgaben dürfen von den Schiffen erhoben werden. Sie ſollen 
ausſchließlich dazu beſtimmt ſein, in angemeſſener Weiſe die Koſten 
für die Unterhaltung der Schiffbarkeit oder der Regulierung der 
Weichſel zu decken oder Unkoſten zu beſtreiten, die für die Zwecke der 
Schiffahrt gemacht ſind. Von der Flößerei dürfen ſolche Abgaben 
nicht erhoben werden. 

Zuläſſig ſind Gebühren für die Benutzung von Werken und 
Einrichtungen, die zur Erleichterung des Verkehrs beſtimmt ſind, wie 
Schleuſen, Häfen, Krähnen und anderen Beladungs- oder Entladungs⸗ 
anſtalten, Niederlagen, Wagen ſowie Treidel-, Schlepp⸗ oder Lotſen⸗ 
dienſten. Jedoch ſind dieſe Gebühren gleichmäßig nach beſtimmten, 
öffentlich bekannt gemachten Tarifen und nur für die wirkliche Be⸗ 


nutzung der Einrichtungen oder Dienſte zu erheben. Die Gebühren 


für die Benutzung der gedachten Einrichtungen ſollen in keinem Falle 
höher bemeſſen werden als zur Deckung der Unterhaltungs- und 
Betriebskoſten und zur Verzinſung und angemeſſenen Tilgung des 
Anlagekapitals erforderlich iſt. Dieſe Gebühren dürfen von der 
Flößerei nur inſoweit erhoben werden, als es ſich um ein Entgelt 
für örtliche Einrichtungen handelt, welche der Erleichterung der 
Flößerei dienen und von ihr benutzt werden. 

Von den auf der Weichſel ein- oder ausgehenden Gütern dürfen 
feine höheren Eingangs- oder Ausgangsabgaben erhoben werden als 
beim Eingang oder Ausgang über die Landgrenze. Was die Ver⸗ 
brauchsabgaben aller Art betrifft, welche etwa für die in den Gebrauch 
übergehenden Gegenſtände zu entrichten ſind, ſo ſollen die auf der 
Weichſel beförderten Güter nicht ungünſtiger behandelt werden als die 
auf dem Landweg beförderten Güter. 

Ueber die Unterhaltung des Fahrwaſſers, die Fürſorge für aus⸗ 
reichende Häfen mit den nötigen Einrichtungen für Ein- und Ausladen 
und für Niederlage der Güter, über die Befugnis zur Führung eines 
Schiffes auf der Weichſel, über Weichſelſchiffahrtsgerichte, über Schiffs⸗ 
atteſte werden die Vertragſchließenden eine Weichſelſtromakte ver- 
einbaren. z fi 
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Danzig ift berechtigt, innerhalb feines Staatsgebietes Ein— 
richtungen zur Ausnutzung der Waſſerkräfte der Weichſel behufs Ge— 
winnung elektriſcher Kraft zu treffen und zu unterhalten mit der 
Maßgabe, daß hierdurch die Schiffbarkeit der Weichſel und der Ab— 
gang der Eismaſſen nicht beeinträchtigt werden. Polen verpflichtet 
ſich, innerhalb ſeines Staatsgebietes keine Maßnahmen zu treffen, 
welche die Herſtellung oder Ausnutzung der genannten Einrichtungen 
hindern. 

Artitel VI. 
Koſtenlaſt und Eigentumsverhältniſſe betr. den Hafen, 
die Eiſenbahn und die Weichſel. 
81. 

Die Koſten des Danziger Hafens, der Danziger Eiſenbahn und 
Danziger Weichſelſtrecke hat Danzig zu beſtreiten. 

Soweit Polen Hafen-, Eiſenbahn- oder Weichſelanlagen auf 
Grund der Beſtimmungen des Artikels III § 5 Abſ. 1 Halbſatz 2, 
Artikels IV 8 3 Abſ. 1 Halbſatz 2, Artikels V S 4 Abſ. 1 Halbſatz 2 
erbaut, hat Polen die Koſten dieſes Ausbaues zu tragen, und es iſt 
alsdann zu vereinbaren, ob und welcher Anteil an den Einnahmen 
der betreffenden Verkehrsanlagen Polen mit Rückſicht hierauf zuſteht. 

. § 2. 

Das Eigentum an allen zeitigen und künftigen beweglichen und 
unbeweglichen Anlagen und Betriebsmitteln des Danziger Hafens, 
der Danziger Eiſenbahn ſowie der Danziger Weichſelſtrecke einſchließ— 
lich aller innerhalb des Hochwaſſerabflußgebietes befindlichen bisherigen 
ſtaatlichen Grundſtücke fällt Danzig zu. Unberührt hiervon bleiben 
die Eigentumsrechte, welche Polen auf Grund der Artikel III 8 5 
Nof. 1 Halbſatz 2, Artikel IV 8 3 Abſ. 1 Halbſatz 2, Artikel V $ 4 
Nof. 1 Halbſatz 2 nach den Beſtimmungen privaten Rechts erwirbt. 


Artikel VII. 
Poſt, Telegraph und Fernſprecher. 

Die Verwaltung des Poft- Telegraphen- und Fernſprechweſens 
innerhalb Danzigs und die Regelung feines Pot, Telegraphen- und 
Fernſprechverkehrs mit dem Ausland ſind grundſätzlich Angelegenheiten 
Danzigs. 

Polen erhält das Recht, im Hafen eine Poſt- und Telegraphen- 
anſtalt zu errichten, die mit Polen durch direkten Bahnpoſtverkehr 
(Bureaux ambulants) und durch Telegraphen- und Fernſprechleitungen 
unmittelbar verbunden iſt. Dieſe Anſtalt dient der Vermittelung des 
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Verkehrs zwiſchen Polen und dem Hafen von Danzig in denjenigen 
Angelegenheiten, die mit der Benutzung des Hafens zuſammenhängen. 


Artikel VIII. 
Rechte der beiderfeitigen Staatsangehörigen. 
SPL 

Danzig ift verpflichtet, keinerlei Ausnahmegeſetze zum Nachteile 
der polniſchen Staatsangehörigen und anderer Perſonen polniſcher 
Abſtammung oder Sprache zu erlaſſen. Polen verbürgt hierfür 
Gegenſeitigkeit. 

Die Minoritätsrechte der Danziger Staatsangehörigen polniſcher 
Abſtammung oder Sprachen werden durch die Verfaſſung Danzigs 
gewährleiſtet. 

§ 2. 

Die Staatsangehörigen des einen Vertragsſtaates haben das 
Recht, ohne beſondere Erlaubnis und ohne irgendwelche Behinderung 
das Gebiet des anderen Vertragsſtaates zu bereiſen oder zu durch⸗ 
reiſen. Ausgenommen hiervon ſind bewaffnete Perſonen und 
Militärperſonen in Uniform, die das Gebiet des anderen Vertrags⸗ 
ſtaates nur mit beſonderer Erlaubnis betreten dürfen. Es dürfen von 
ihnen keine anderen oder höheren Abgaben erhoben werden als von 
den eigenen Staatsangehörigen. 

§ 3. 

Die Staatsangehörigen des einen Vertragsſtaates ſollen im 
anderen Vertragsſtaat im Handels- und Gewerbebetrieb in jeder Be— 
ziehung die nämlichen Rechte genießen und keinen höheren oder 
anderen Abgaben oder Gebühren oder ſonſtigen Belaſtungen irgend— 
welcher Art unterworfen ſein, als die Angehörigen des anderen 
Vertragsſtaates. 

$ 4. 

Kaufleute, Fabrikanten und andere Gewerbetreibende, welche ſich 
durch den Beſitz einer von den Behörden des Heimatlandes aus⸗ 
gefertigten Legitimationskarte darüber ausweiſen, daß fie in dem 
Staate, wo ſie ihren Wohnſitz haben, zum Gewerbebetrieb berechtigt 
ſind, ſollen befugt ſein, perſönlich oder durch die in ihren Dienſten 
ſtehenden Reiſenden in dem Gebiete des anderen vertragſchließenden 
Teiles Geſchäfte jeder Art und zwar auch unter Mitſührung von 
Muſtern zu machen. Die gedachten Kaufleute, Fabrikanten und 
anderen Gewerbetreibenden oder Handlungsreiſenden, ſollen wechſel⸗ 
ſeitig in den beiden Ländern hinſichtlich der den Handels- oder Ge- 
werbebetrieb treffenden Abgaben wie die eigenen Staatsangehörigen 
behandelt werden. 


Die vertragſchließenden Teile werden ſich gegenſeitig Mitteilung 
darüber machen, welche Behörden zur Erteilung von Gewerbe— 
legitimationskarten beſugt ſein ſollen, nach welchem Muſter dieſe 
Karten ausgefertigt werden und welche Vorſchriften bei der Aus— 
übung des Handels- oder Gewerbebetriebes zu beachten ſind. Die 
Ausſtellung der Gewerbeſcheine hat nach Vorlegung der Gewerbe— 
legitimationskarten unverzüglich zu erfolgen. Über die Gebühren 
dieſer Gewerbeſcheine ſind beſondere Vereinbarungen zu treffen. 

Die Angehörigen des einen der vertragſchließenden Teile, welche 
ſich in das Gebiet des anderen zum Beſuche der Meſſen und Märkte 
begeben, um dort Handel zu treiben oder ihre Erzeugniſſe feilzuhalten, 
werden wechſelſeitig wie die Inländer behandelt und keinen höheren 
Abgaben als dieſe unterworfen werden. 

Die Angehörigen des einen Vertragsſtaates ſollen im Gebiet 
des anderen Vertragsſtaates gleich den Angehörigen des anderen 
Vertragsſtaates berechtigt ſein, jede Art von beweglichem oder unbe— 
weglichem Vermögen zu erwerben, zu beſitzen und zu verwalten, ſowie 
darüber durch Verkauf, Tauſch, Schenkung, Eheſchließung, letzten Willen 
oder auf andere Weiſe zu verfügen, auch Erbſchaften vermöge letzten 
Willens oder kraft Geſetzes zu erwerben, ohne in einem der genannten 
Fälle unter irgend einer Bezeichnung anderen oder höheren Auflagen, 
Steuern oder Abgaben unterworfen zu ſein als die Angehörigen des 
andern Vertragsſtaates. 

§ 6. 

Die Angehörigen des einen Vertragsſtaates ſollen den Erlös 
aus dem Verkauf des Eigentums und ihr Vermögen überhaupt unter 
Beobachtung der Landesgeſetze des anderen Vertragsſtaates frei aus- 
führen können, ohne als Ausländer zur Entrichtung anderer oder 
höherer Abgaben verpflichtet zu ſein, als die Angehörigen des anderen 
Vertragsſtaates unter gleichen Verhältniſſen zu entrichten haben würden. 
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Die Angehörigen des einen Vertragsſtaates ſollen unter Be— 
obachtung der Landesgeſetze des anderen Vertragsſtaates freien Zutritt 
zu den Gerichten haben, um als Kläger oder Beklagter aufzutreten 
und follen in dieſer Hinſicht alle Rechte und Befreiungen der Mn- 
gehörigen des anderen Vertragsſtaates genießen und wie dieſe befugt 
ſein, ſich in jeder Rechtsſache der durch die Landesgeſetze des anderen 
Vertragsſtaates zugelaſſenen Anwälte, Sachwalter und Vertreter jeder 
Art zu bedienen. 


Aktiengeſellſchaften und Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung, 
Genoſſenſchaften und andere ähnliche kommerzielle, induſtrielle, land⸗ 
wirtſchaftliche oder finanzielle Geſellſchaften, welche in dem einen Ver— 
tragsſtaat nach den dort beſtehenden Geſetzen Rechtsfähigkeit erlangt 
haben und dort ihren Sitz haben, ſollen in dem anderen Ver— 
tragsſtaat als geſetzlich beſtehend anerkannt werden und zum Handels-, 
Gewerbe- und Geſchäftsbetrieb unter denſelben Bedingungen zugelaſſen 
werden wie inländiſche, gleichartige Geſellſchaften, auch das Recht 
haben, vor Gericht als Kläger oder Beklagte oder in ſonſtiger Eigen- 
ſchaft Prozeſſe zu führen. Die Beſtimmungen der $$ 4—7 finden 
entſprechende Anwendung. 

8 9. 

Auf Verfiherungs und Auswanderungsunternehmungen finden 
die Beſtimmungen der 8s 4—8 keine Anwendung. Vielmehr bleiben 
hierfür beſondere Vereinbarungen vorbehalten. 


§ 10. 

Die vor dem Inkrafttreten des Friedensvertrages von Verſailles 
zwiſchen den beiderſeitigen Staatsangehörigen, Körperſchaften und 
Behörden abgeſchloſſenen Verträge über Lieferungen und Leiſtungen 
aller Art behalten unverändert ihre volle Gültigkeit und Rechts⸗ 
verbindlichkeit für die vereinbarte Dauer der Verträge. > 

§ 11. 

Die Benutzung der Chauſſeen, ſonſtigen Straßen, Kanäle, 
Schleuſen, Fähren, Brücken und Brückenöffnungen, der Häfen, 
Landungsplätze, Baſſins, Reeden und Buchten, der Bezeichnung und 
Beleuchtung des Fahrwaſſers, des Lotſenweſens, der Krähne und 
Wiegeanſtalten, der Niederlagen, der Anſtalten zur Rettung und 
Bergung von Schiffsgütern, ſowie alle anderen Anlagen irgendwelcher 
Art, ſoll, inſoweit die Anlagen oder Anſtalten für den öffentlichen 
Verkehr, den Handel im allgemeinen oder den öffentlichen Gebrauch 
irgendwelcher Art beſtimmt ſind, den Angehörigen des anderen Ver— 
tragsſtaates unter gleichen Bedingungen und gegen Zahlung gleicher 
Gebühren wie den Angehörigen des eigenen Staates geſtattet ſein. 

Solche Gebühren dürfen vorbehaltlich der beim Beleuchtungs— 
und Lotſenweſen zuläſſigen abweichenden Beſtimmungen nur bei 
wirklicher Benutzung ſolcher Anlagen oder Anſtalten erhoben werden. 


§ 12. 
Auf den Eiſenbahnen foll ſowohl hinſichtlich der Beförderungs⸗ 
preiſe als der Zeit und Art der Abfertigung kein Unterſchied zwiſchen 


den Bewohnern der Gebiete der Vertragsſtaaten gemacht werden, 
namentlich ſollen die auf dem Gebiete des einen Vertragsſtaates in 
das Gebiet des anderen Vertragsſtaates übergehenden oder das letztere 
durchlaufenden Wendungen weder in Bezug auf die Abfertigung noch 
hinſichtlich der Beförderungspreiſe ungünſtiger als die in dem betreffenden 
Gebiet nach einem inländiſchen Beſtimmungsort oder nach dem Aus⸗ 
land abgehenden Sendungen behandelt werden, ſofern ſie auf derſelben 
Bahnſtrecke und in derſelben Verkehrsrichtung befördert werden. Die 
Vorſchriften des Artikels IV § 5 werden hierdurch nicht berührt. 
§ 13. 

Die Nationalität der Fluß⸗ und Seeſchiffe des einen Vertrags⸗ 
ſtaates ſollen in dem anderen Vertragsſtaat nach den geſetzlichen Ver- 
ordnungen des einen Vertragsſtaates auf Grund der an Bord befindlichen 
durch die zuſtändigen Behörden ausgeſtellten Urkunden und Patente 
anerkannt werden. Die von dem einen Vertragsſtaat ausgeſtellten 
Urkunden und Schiffsmeßbriefe werden nach Maßgabe noch zu treffender 
beſonderer Vereinbarungen von dem anderen Vertragsſtaat anerkannt. 

Die Schiffe des einen Vertragsſtaates und ihre Ladungen ſollen 
im anderen Vertragsſtaat ganz wie inländiſche Schiffe und Ladungen 
behandelt werden, gleichviel von wo die Schiffe auslaufen oder wohin 
ſie beſtimmt ſind und woher die Ladungen ſtammen oder wohin ſie 
beſtimmt ſind. 

Die Fiſcher beider Vertragsſtaaten haben gleichmäßig das Recht, 
in den Oſtſeegewäſſern, welche der Gebietshoheit des anderen Vertrags— 
ſtaates unterſtehen, zu fiſchen und ihren Fang zu behalten; eine unter- 
ſchiedliche Behandlung irgendwelcher Art darf nicht ſtattfinden. 

8 14. 

Im Falle des Strandens oder des Schiffbruches eines Schiffes 
eines Vertragsſtaates an den Küſten oder Ufern des anderen Vertrags- 
ſtaates ſollen Schiff, Beſatzung, Paſſagiere und Ladung dieſelben Be— 
günſtigungen und Befreiungen genießen, welche die Geſetzgebung jedes 
der Vertragsſtaaten den eigenen Schiffen in gleicher Lage bewilligt. 


Artikel DI. 
Auswärtige Vertretung. 

Danzig hat das Recht der auswärtigen Vertretung, ſowie des 
Schutzes ſeiner Staatsangehörigen im Ausland. Wenn und ſoweit 
Danzig darum erſucht, wird Polen die auswärtige Vertretung nach 
den Wünſchen Danzigs ſowie den Schutz der Danziger Staatsangehörigen 
im Ausland übernehmen. 


Artikel X. 


Verwaltungsausſchuß. 

Es wird ein Ausſchuß mit dem Sitz in Danzig eingeſetzt, in 
welchem Danzig und Polen mit je 5 Stimmen vertreten ſind, deſſen 
Vorſitzender der jeweilige Oberkommiſſar oder ein von ihm beſtellter 
Vertreter iſt, der keinem der beiden Staaten angehört. 

Außer der ihm obliegenden Kontrolle und Verwaltung bezüglich 
des Danziger Hafens, der Danziger Eiſenbahnen und der Danziger 
Weichſelſtrecke ſowie außer den Entſcheidungen, die der Ausſchuß gemäß 
un II § 6 über Ein- und Ausfuhrverbote und gemäß Artikel II 

7 über die Freizone zu treffen hat, iſt der Ausſchuß ferner berufen, 
ſowohl in allen ausdrücklich im Vertrag vermerkten, ſowie auch in allen 
ſonſtigen erforderlichen Fällen die ergänzenden Beſtimmungen, Mb- 
machungen und Vereinbarungen zwiſchen Polen und Danzig feitzufeßen- 


Art. 1. 


Art. 2. 


Art. 3. 


Art. 4. 


Art. ©. 


Art. 6. 


Art. 7. 


II. Polniſcher Entwurf. Anlage 4. 


Entwurf einer Konvention, 
die die Beziehungen zwiſchen der Republik Polen 
und der Freien Stadt Danzig feſtlegt. 


Kapitel I. 
Auswärtige Angelegenheiten. 


Die Leitung der auswärtigen Angelegenheiten der Freien Stadt 
Danzig, die diplomatiſche und konſulariſche Vertretung, ſowie der 
Schutz ihrer Staatsangehörigen in den fremden Ländern gehört der, 
Republik Polen. 

Der Schutz der Staatsangehörigen der Freien Stadt Danzig 
wird unter denſelben Bedingungen und in demſelben Maße geſichert 
werden wie derjenige der Staatsangehörigen der Republik Polen. 

Der Reſident der Republik Polen in Danzig wird als Vermittler 
dienen zwiſchen der Regierung der Republik und den Behörden der 
Freien Stadt Danzig. 

Die Waſſerfahrzeuge (Schiffe, Dampfboote, Schleppſchiffe, Trans- 
portſchiffe uſw.) Danzigs werden die polniſche Flagge führen. 

Die von den Behörden der Freien Stadt Danzig für die Danziger 
Staatsangehörigen, die ſich ins Ausland begeben, ausgeſtellten Aus⸗ 
weiſe werden von dem Reſidenten der Republik Polen in Danzig 
viſiert werden. 

Die Fremdenpolizei auf dem Danziger Territorium wird von 
den Behörden der Freien Stadt unter der hohen Kontrolle des Reſidenten 
der Republik Polen ausgeübt werden. 

Das Exequatur für alle Konſularagenten, die in Danzig refi- 
dieren ſollen, wird von der polniſchen Regierung bewilligt werden. 

Die Koſten der diplomatiſchen und konſulariſchen Vertretungen 
der Freien Stadt Danzig und des Schutzes ihrer Staatsangehörigen in 
fremden Ländern werden der polniſchen Republik zur Laſt fallen. 
Alle Abgaben und Gebühren, welche von dem diplomatiſchen und 
konſulariſchen Dienſt erhoben werden, werden der polniſchen Regierung 
gehören. a 

Die Geſetze und Vorſchriften, Beſtimmungen, Anordnungen und 
Inſtruktionen, welche den diplomatiſchen und konſulariſchen Dienſt 
betreffen, werden für die Staatsangehörigen der Freien Stadt Danzig 
voll rechtsverbindlich ſein, wenn ſie von den zuſtändigen Behörden der 
Republik Polen bekannt gegeben ſein werden. 
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Die polniſche Regierung verpflichtet ſich, die Behörden der Freien 
Stadt Danzig anzurufen, vorher ihre Meinung abzugeben mit Bezug 
auf Konventionen, die beſonders die Freie Stadt intereſſieren. 

Die Freie Stadt Danzig wird auswärtige Anleihen nur mit Zur 
ſtimmung der polniſchen Regierung machen können. 

Die direkten Beziehungen zwiſchen den örtlichen verwaltungs- 
techniſchen und gerichtlichen Behörden der Grenzgebiete der Freien Stadt 
Danzig und Weſtpreußens werden unter denſelben Bedingungen und 
in denſelben Formen zugelaſſen werden, wie ſie in einer Konvention 
beſtimmt ſein werden, die zwiſchen Polen und Deutſchland abgeſchloſſen 
werden ſoll, mit Bezug auf den analogen Verkehr zwiſchen den 
polniſchen und deutſchen Behörden. 


Kapitel II. 


Offentliche Rechte. 

Alle Staatsangehörigen der Freien Stadt Danzig ſind vor dem 
Geſetz gleich. Sie haben das unverletzliche Recht, ihren Gottesdienſt 
auszuüben, ihre Nationalität und ihre Sprache beiderſeitig aufrecht 
zu erhalten und zu pflegen. 

Jede geſetzmäßige oder verwaltungstechniſche Ausnahmebeſtim⸗ 
mung, die gegen einen Teil der Bevölkerung der Freien Stadt gerichtet 
iſt, wird von nun an als nichtig und wirkungslos erklärt. Die 
Klauſeln, die in den Gerichtsakten enthalten ſind, die zwiſchen Privat⸗ 
perſonen abgeſchloſſen wurden, und die Einſchränkung der Vertrags- 
freiheit mit den Perſonen polniſcher Sprache oder polniſchen Urſprunges 
enthalten, werden für null und nichtig erklärt. 

Die Sprache des inneren Dienſtes der Behörden, der Gerichte 
und aller Organe der Freiſtadt Danzig und ihrer Gemeinden wird 
diejenige ſein, welche von den zuſtändigen Behörden der Freien Stadt 
Danzig bezw. ihrer Gemeinden angenommen wird. Gleichwohl werden 
bei den Debatten der repräſentativen Körperſchaften der Freien Stadt 
Danzig und derjenigen ihrer Gemeinden, ſowie im allgemeinen aller 
beratenden Körperſchaften die polniſche und deutſche Sprache in gleicher 
Weiſe zugelaſſen werden. 

In ihren Beziehungen zu den Parteien werden ſich die Behörden 
der Freien Stadt Danzig und ihrer Gemeinden der polniſchen oder 
deutſchen Sprache, je nach der Sprache der intereſſierten Partei 
bedienen. 

Die offiziellen Veröffentlichungen werden in beiden Sprachen 
erfolgen. 


S> 


Art. 8. 


Ark. g. 


Art. 10. 


Art. 11. 


Art. 12. 


Art. 13. 


Art. 14. 


Art. 15. 


Art. 16. 


Art. 17. 


Art. 18. 
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Die polniſchen Staatsangehörigen, natürliche und juriſtiſche 
Perſonen, auf dem Territorium der Freien Stadt Danzig und die 
Danziger Staatsangehörigen, natürliche und juriſtiſche Perſonen, auf 
dem Territorium der Republik Polen werden auf vollſtändig gleich- 
mäßiger Grundlage behandelt werden. Sie werden namentlich das 
Recht haben, dort frei einzureiſen, dort ihren Wohnſitz feſtzulegen, 
dort bewegliche und unbewegliche Habe zu erwerben, einen Beruf, 
Handel, Gewerbe auszuüben, einſchließlich des Dienſtes auf den 
Handelsſchiffen, freien Zutritt zu den Gerichten zu haben und den 
vollkommenſten Geſetzesſchutz zu genießen. 

Der freie Zutritt zu allen öffentlichen polniſchen Amtern wird 
den Danziger Staatsangehörigen mit demſelben Anſpruchsrecht und 
unter denſelben Bedingungen geſichert wie den polniſchen Staats— 
angehörigen. 

Die polniſchen Staatsangehörigen auf dem Territorium der 
Freien Stadt Danzig und die Danziger Staatsangehörigen auf dem 
Territorium der Republik Polen werden das Recht haben, ihren 
Gottesdienſt auszuüben und ihre Nationalität und Sprache aufrecht 
zu erhalten und zu pflegen. Es darf ihnen keine Organiſation, keine 
gemeinſame Handlung unterſagt werden, die zum Ziele haben, ihre 
Nationalität und ihre Sprache aufrecht zu erhalten und zu pflegen, 
vorausgeſetzt, daß dieſe Organiſation und gemeinſchaftliche Handlung 
den beſtehenden Geſetzen und der öffentlichen Ordnung keinen Ab— 
bruch tun. 

In ihrem Verkehr mit den Beteiligten werden ſich die Behörden 
der Republik Polen auf dem Gebiet der Freien Stadt der polniſchen oder 
deutſchen Sprache, je nach der Sprache des im Einzelfall Beteiligten, 
bedienen. Dies gilt gleichermaßen für die polniſchen diplomatiſchen 
und konſulariſchen Agenten in ihrem Verkehr mit den Danziger Staats- 
angehörigen. 

Im wechſelſeitigen Verkehr ſind die Behörden der Republik Polen 
und der Freien Stadt Danzig berechtigt, die polniſche bezw. deutſche 
Sprache anzuwenden. 

Die polniſche Nationalität darf den Danziger Staatsangehörigen, 
die ſeit einem Jahre in Polen ihren Wohnſitz haben, nicht verweigert 
werden, ebenſo nicht die Danziger Staatsangehörigkeit den polniſchen 
Staatsangehörigen, die ſeit einem Jahre auf dem Territorium der 
Freien Stadt ihren Wohnſitz haben. Gleichwohl können letztere in Danzig 
nur unter der Bedingung naturaliſiert werden, daß ſie ihre militäriſche 
Pflicht erfüllt haben. Diesbezügliche Zeugniſſe werden ihnen von dem 
Reſidenten der Republik Polen in Danzig übergeben werden. 
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Die Naturaliſierung wird den fremden Staatsangehörigen von 
den Behörden der Freien Stadt nach vorhergehendem Einvernehmen mit 
der polniſchen Regierung, d. h. dem Reſidenten der Republik, in Danzig 
übertragen werden. 

Die Ermächtigung fremder Geſellſchaſten, auf dem Territorium 
der Freien Stadt Danzig ihre Geſchäfte zu treiben, wird von den Behörden 
der Freien Stadt mit Zuſtimmung der polniſchen Regierung, d. h. des 
Reſidenten der Republik Polen in Danzig, bewilligt werden. 

Da die Auswanderung und Rückwanderung über den Hafen von 
Danzig faſt ausſchließlich polniſchen Charakter trägt, gehört Polen die 
Kontrolle der Unternehmungen für Transport oder Durchgang der 
Auswanderer auf dem Hin- und Rückwege quer durch das Territorium 
der Freien Stadt Danzig. Keine Schiffahrtsgeſellſchaft und keine andere 
Organiſation, Geſellſchaft oder Privatperſon darf den Auswanderer- 
verkehr ohne Ermächtigung der polniſchen Regierung organiſieren. 


Kapitel III. 
Öffentlicher Unterricht. 

Die Regierung der Republik Polen hat das Recht, auf ihre Koſten 
auf dem Territorium der Freien Stadt Danzig Einrichtungen öffent⸗ 
lichen Unterrichts zu gründen, wo der Unterricht in polniſcher Sprache 
gegeben werden wird. Sie wird ebenſo Werke öffentlicher Armenpflege 
und ſozialer Fürſorge begründen und unterhalten können. 

Die polniſchen Staatsangehörigen, phyſiſche wie juriſtiſche Per⸗ 
ſonen, werden gleichermaßen das Recht haben, auf dem Territorium 
der Freien Stadt Danzig mildtätige, religiöſe und ſoziale Einrichtungen, 
Schulen und andere Erziehungsanſtalten auf ihre Koſten zu ſchaffen, 
ſie zu leiten und zu kontrollieren, mit dem Rechte des freien Gebrauchs 
der polniſchen Sprache. Dieſe Einrichtungen werden den Geſetzen, 
Beſtimmungen und der Kontrolle der Behörden der Freien Stadt 
unterworfen. 

In der Techniſchen Hochſchule und der Danziger Navigations- 
ſchule werden die polniſche und deutſche Sprache als Unterrichtsſprachen 
zugelaſſen. Eine ſpätere Vereinbarung, die in einer Friſt von einem 
Jahre, von der Unterzeichnung der gegenwärtigen Konvention ab ge— 
rechnet, abgeſchloſſen werden ſoll, wird die Einzelheiten der Anwendung 
dieſer Beſtimmung regeln. 

Die polniſche Regierung und die Behörden der Freien Stadt Danzig 
ſind ſich einig darüber, daß eine öffentliche Volksſchule für die polniſchen 
bezw. deutſchen Minderheiten überall begründet wird, wo ſich wenigſtens 
40 Kinder der Danziger Staatsangehörigen vorfinden, deren Eltern 
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Art. 19. 


Art. 20. 


Art. 21. 


Art. 22. 


Art. 23. 


Art. 24. 


Art. 25. 


Art. 26. 


Urt. 27. 


Art. 28. 


Art. 29. 


den Wunſch ausgedrückt haben, ihnen den Unterricht in ihrer Mutter- 
ſprache zu ſichern. Wenn die Anzahl der Kinder dieſer Minderheit 
nicht die Zahl 40 erreicht und doch über 12 bleibt, wird der Neligions- 
unterricht und der Unterricht in der Mutterſprache von einem Lehrer 
ihrer Nationalität gegeben. Die erforderliche Anzahl für die Gründung 
einer Minderheitsſchule kann durch das Einſchreiben der Kinder, welche 
verſchiedene Verwaltungs- oder Schulgemeinden bewohnen, erreicht 
werden, wenn die Ortsverhältniſſe es ihnen erlauben, dem Unterricht 
regelmäßig zu folgen. Die Schulen der Minderheit werden unter 
denſelben Bedingungen wie die Schulen der Mehrheit gegründet und 
unterhalten. 

Das Beſtehen einer Schule in einer Gemeinde darf nicht als 
Weigerungsgrund angeführt werden, eine Schule für die nationale 
Minderheit zu gründen. 

Die Freie Stadt Danzig wird zur Schaffung einer öffentlichen 
Mittelſchule mit der polniſchen Sprache als Unterrichtsſprache in dem 
Augenblick ſchreiten, wo die Schüleranzahl, Danziger Staatsangehörige, 
in den 3 erſten Klaſſen die Zahl 90 erreichen wird. 

In den techniſchen Schulen, den Berufs- und Fortbildungsſchulen 
werden Kurſe in polniſcher Sprache organiſiert werden, ſobald die 
Zahl der polniſchen Schüler eine Höhe erreicht, welche die Teilung zuläßt. 

Das Verwaltungs- und Unterrichtsperſonal der polniſchen Volks⸗ 
und Mittelſchulen, die gemäß Art. 25 und 26 gegründet ſind, wird 
von den Behörden der Freien Stadt Danzig unter den Perſonen polniſcher 
Herkunſt und polniſcher Sprache gewählt. 

Zwiſchen den polniſchen und Danziger Staatsangehörigen, ſoweit 
ihre Zulaſſung als Lehrer und Schüler einer öffentlichen Unterrichts⸗ 
anſtalt Polens und der Freien Stadt Danzig in Frage kommt, wird 
kein Unterſchied gemacht. 

Eine beſondere Abmachung wird die Bedingungen beſtimmen, 
unter welchen die Studienzeugniſſe und die Diplome, die von den 
Danziger Schulen ausgefertigt werden, in Polen anerkannt werden 
und umgekehrt. 

Kapitel IV. 
Geſetzgebung und Gerichtsverfahren. 

Die polniſche Republik und die Freie Stadt Danzig ſtimmen darin 
überein, die Vorteile und die Anwendung des Zivilrechts, Handelsrechts 
und Strafrechts in Polen und der Freien Stadt Danzig anzuerkennen. 
Zu dieſem Zweck verpflichten ſie ſich, Vereinbarungen zu treffen, die 
eine Vereinheitlichung beſagter Geſetzgebung auf dem Territorium der 
Freien Stadt Danzig zum Ziel haben. 


Die mit Rückſicht auf den Kriegszuſtand getroffenen und noch Art. 30. 
beſtehenden Verordnungen im Territorim der Freien Stadt werden auf 
Antrag der polniſchen Regierung beſeitigt. 

Eine beſondere Vereinbarung wird in kürzeſter Friſt zwiſchen Art. 31. 
der Republik Polen und der Freien Stadt Danzig abgeſchloſſen, welche 
die Ausführung der von den Danziger Gerichten gefällten Straf- und 
Zivilurteile in Polen regelt und umgekehrt, welche die Modalitäten 
der Verfolgung flüchtiger Verbrecher durch die polniſchen Behörden 
auf dem Territorium der Freien Stadt und umgekehrt ſowie ihre Aus— 
lieferung und die anderen Fragen juriſtiſchen Beiſtandes und des 
Gerichtsverfahrens regelt. 

Bis zum Abſchluß der im Art. 31 vorgeſehenen Vereinbarung Art. 32. 
werden Verbrechen und Vergehen, die auf dem Territorium der Freien 
Stadt Danzig begangen worden und gegen die Sicherheit des polniſchen 
Staates gerichtet ſind, hinſichtlich ihrer Verfolgung, Gerichtsbarkeit 
und Unterdrückung den Verbrechen und Vergehen gegen die Sicher— 
heit der Freien Stadt gleichgeſtellt. Die polniſche Regierung hat das 
Recht, ſich in dieſer Hinſicht durch delegierte Beamte in die Unter⸗ 
ſuchung dieſer Angelegenheiten und in das Verfahren vor den Gerichten 
einzumiſchen. 

Kapitel V. 


Militäriſche Klauſelu, Seeſchiffahrts⸗ und Luftſchiffahrts⸗ 
klauſeln. 

Da die Verteidigung des freien Zutritts Polens zum Meere Art. 33. 
ſich mit der Verteidigung des Territoriums der Freien Stadt Danzig ver— 
einigt, hat Polen das Recht und die Pflicht, die militäriſche Kontrolle 
auf dem Territorium der Freien Stadt Danzig auszuüben und dort alle 
Maßnahmen militäriſcher Ordnung, der Ordnung der Schiffahrt und 
der Luftſchiffahrt, ſoweit ſie in dieſer Hinſicht nötig ſind, zu treffen. 

Keine Arbeiten militäriſchen Charakters dürfen auf dem Terri- Art. 31. 
torium der Freien Stadt Danzig ohne die vorherige Ermächtigung der 
polniſchen Regierung ausgeführt werden. Dieſe Richtſchnur wird auch 
auf die Fabrikation der Waffen und der Munition, ſowie Kriegs— 
material, Luftfahrzeuge, lenkbare Luftſchiffe und andere militäriſche 
Apparate auf dem Territorium der Freien Stadt Danzig angewandt. 

Die Freie Stadt Danzig hat das Recht, eine Gemeindepolizeitruppe, Art. 35. 
die ſich ausſchließlich aus Danziger Staatsangehörigen zuſammenſetzt 
und nach dem Normaltyp der Stadtpolizei organiſiert iſt, zu unter⸗ 
halten; ihre Zahl, einſchließlich der Offiziere, Unteroffiziere, Angeſtellten 
und Depots darf 1% der Geſamtbevölkerung der Freien Stadt nicht 
übertreffen. 
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All dies Perſonal muß ſich verpflichten, wenigſtens 12 Jahre 
Dienſt zu tun. Zur Polizeitruppe werden die ehemaligen Offiziere 
und Unteroffiziere, gleichviel welcher Armee, nicht zugelaſſen. 

Dieſe Beſtimmung berührt in keiner Weiſe das Recht Polens, 
das Polizeiperſonal zu unterhalten, das notwendig iſt, um die Ord— 
nung in dem Betriebe der Dienſtzweige zu ſichern, welche Polen auf 
Grund des Art. 104 des Verſailler Vertrages und durch die Klauſeln 
der gegenwärtigen Konvention zugewieſen ſind. 

Polen hat das Recht, ſich des Danziger Hafens und ſeiner An- 
lagen für das Anlegen, die Reparaturen und die Wiederverproviantierung 
ſeiner Kriegsſchiffe und Kriegsfahrzeuge zu bedienen. 

Polen verpflichtet ſich, die Kontrolle und die Polizei auf den 
Territorialgewäſſern der Freien Stadt Danzig in demſelben Maße wie 
auf ſeinen eigenen Territorialgewäſſern auszuüben. 

Die polniſche Regierung wird den Lotſendienſt des Danziger 
Hafens, der Territorialgewäſſer der Oſtſee, ſowie der Weichſel inner— 
halb der Grenzen der Freien Stadt Danzig ſicherſtellen. Polen wird auch 
den hydrographiſchen Dienſt und den Wetterdienſt des Danziger Hafens 
ſicherſtellen. 

Die Anlage der Telegraphenkabel, Unterſeekabel und unter— 
irdiſchen Kabel auf dem Territorium der Freien Stadt Danzig wird der 
vorherigen Genehmigung der polniſchen Regierung und ihrer Kontrolle 
unterworfen ſein. 

Polen hat auf dem Territorium der Freien Stadt Danzig das 
Recht, Flugplätze zu unterhalten und die Luftverbindungen über 
dem Territorium der Freien Stadt Danzig und ſeinen Territorialgewäſſern 
entſprechend der Luftſchiffahrtskonvention vom 13. Oktober 1919 zu 
kontrollieren. 

Polen hat das Recht, auf dem Territorium der Freien Stadt Danzig 
radiotelegraphiſche und radiotelephoniſche Stationen einzurichten und zu 
unterhalten. Die Einrichtung anderer radiotelegraphiſcher und radio— 
telephoniſcher Stationen und ihre Benutzung find der vorherigen Er- 
mächtigung der polniſchen Regierung und ihrer Kontrolle unterſtellt. 


Kapitel VI. 
Eiſenbahnen. 


Polen übt das Recht der Kontrolle, Verwaltung, Entwickelung 
und Verbeſſerung des geſamten Eiſenbahnnetzes in den Grenzen der 
Freien Stadt Danzig aus, abgeſehen von den elektriſchen Bahnen und 
anderen Schienenwegen, die nicht über die Grenzen der Freiſtadt 


hinausgehen, und abgeſehen von Privatbahnen, die nicht der Ver- 
waltung der Eiſenbahnen des Staates unterworfen waren. 

Da das Eiſenbahnnetz des Territoriums der Freien Stadt ſowie 
das Eiſenbahnnetz der benachbarten Territorien, die Polen zugeteilt 
ſind, ihr techniſches Centrum in Danzig haben, wird die Bezirks— 
direktion der Eiſenbahnen in Danzig aufrecht erhalten bleiben. 

Unabhängig von den Rechten, die allen Danziger Staatsangehörigen 
im Art. 14 der gegenwärtigen Konvention bewilligt ſind, verpflichtet 
fit die polniſche Regierung, alle Beamten der obengenannten Eijen- 
bahn, Danziger Staatsangehörige, welche bitten, in polniſchen Dienſt 
einzutreten, im Dienſt zu behalten und ihnen alle in ihrem früheren 
Dienſt erworbenen Rechte zu erhalten. 

Ein Eiſenbahnbezirksrat wird der Direktion der polniſchen Eiſen— 
bahn in Danzig beigegeben, er hat beratende Stimme und ſetzt fich 
aus Vertretern des Handels, der Induſtrie, der Landwirtſchaft und 
anderer Danziger intereſſierter Organiſationen unter vollſtändiger 
Gleichberechtigung mit den Vertretern entſprechender polniſcher Or— 
ganiſationen zuſammen. Der Rat wird herangezogen, um ſeine Anſicht 
über folgende Fragen zu äußern: 

1. Coordination des Eiſenbahnverkehrs mit den See- und Fluß⸗ 

verbindungen, 

2. Coordination des Verkehrs der Eiſenbahnen, die von Polen 

bezw. von der Freien Stadt Danzig verwaltet werden, 

3. Techniſche und verwaltungstechniſche Verbeſſerungen des 

Dienſtes, 

4. Eiſenbahntechniſche Konvention und Vereinbarungen, die mit 

fremden Staaten abzuſchließen ſind, 

5. Tarife. ; 

Die Coordination des Verkehrs der Eiſenbahnen, die von Polen 
bezw. der Freien Stadt Danzig verwaltet werden, ſowie die Beziehungen 
zwiſchen der polniſchen Verwaltung der Eiſenbahnen auf dem 
Territorium der Freien Stadt Danzig und den Behörden der Freien Stadt 
werden den Gegenſtand einer beſonderen Abmachung bilden, welche in 
einer Friſt von 6 Monaten abgeſchloſſen wird, von der Unterzeichnung 
der gegenwärtigen Konvention an gerechnet. 


Kapitel VII. 
Poſt, Telegraph, Telephon. 
Die polniſche Regierung hat das Recht, den Poſtverkehr auf 
den Verbindungslinien aller Art zu organiſieren und zu verwalten, 
welche das Territorium der Freien Stadt Danzig durchſchneiden, um durch 
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ihre eigene Bahnpoſt und mit Hilfe ihres eigenen Perſonals Polen 
mit dem Hafen von Danzig, Polen und den Hafen mit den über⸗ 
ſeeiſchen Ländern, ſowie die Territorien Polens, die durch das 
Territorium der Freien Stadt getrennt ſind, unter ſich zu verbinden. Es 
wird ebenſo, ſoweit notwendig, für den obengenannten Poſtverkehr 
alle Sekundärbahnen benutzen können, welche die obengenannten 
Hauptverbindungslinien entlaſten. 

Die polniſche Regierung kann im Danziger Hafen und auf den 
Stationen und Halteſtellen der obenerwähnten Verbindungslinien 
organiſieren und verwalten: 

1. die Umladeſtationen und die Speicher für die Poſtſendungen 

aller Art, 

2. die vollwertigen Poſtämter für den Gebrauch aller Ver- 
bindungsdienſte, der polniſchen Einrichtungen und Agenturen, 
die auf dem Territorium der Freien Stadt gelegen ſind, ebenſo 
wie für den Dienſt der Privatleute, polniſche und Danziger 
Staatsangehörige. 

Die polniſche Regierung hat das Recht, Telegraphen- und 
Telephonlinien ſowie Telegraphen- und Telephonämter zu organiſieren 
und zu verwalten, um Polen mit dem Danziger Hafen, Polen und 
den Hafen mit den überſeeiſchen Ländern, ſowie die Territorien Polens, 
die durch dasjenige der Freien Stadt getrennt ſind, unter ſich zu ver— 
binden; es kann gleichfalls das Telegraphen- und Telephonnetz für 
den Gebrauch der polniſchen und privaten Einrichtungen im Hafen 
und für den Gebrauch aller polniſchen Poſtämter, Magazine, Nieder- 
lagen und Transportbüros, die auf dem Gebiete der Freien Stadt liegen, 
organiſieren und verwalten. 

Die polniſche Regierung hat das Recht, auf dem Gebiete der 
Freien Stadt Danzig Kabel zu legen. 

Die polniſche Regierung hat das Recht, auf dem Gebiete der Freien 
Stadt techniſche Dienſtzweige, Depots und Magazine zu organiſieren, 
welche notwendig ſind für die Einrichtung und Organiſation, für die 
Erhaltung und den Normalbetrieb der Verbindungen, die durch Art. 47 
und 50 der gegenwärtigen Konvention bezeichnet ſind. 

Die Republik Polen und die Freie Stadt Danzig ſichern ſich 
gegenſeitig den Gebrauch ihrer Poft, Telegraphen- und Telephon- 
einrichtungen jeder Art, die auf dem Gebiet der Freien Stadt gelegen 
ſind, zu und verpflichten ſich, direkten Verkehr zwiſchen ihren Ver⸗ 
bindungsdienſtzweigen beiderſeitig zu ſchaffen. 

Da die Organiſation der Poſt, der Telegraphen und des 
Telephonverkehrs der Provinz Pommerellen Danzig als Zentrum 


des Verwaltungsbetriebes und des techniſchen Betriebes hat, iſt die 
polniſche Regierung ermächtigt, in Danzig ihre Ober-Poſtdirektion 
und ihre Hauptdirektion für Telegraph und Telephon aufrecht— 
zuerhalten. 

Die Republik Polen und die Freie Stadt Danzig verpflichten ſich, 
in einer Friſt von 6 Monaten von der Unterzeichnung der gegen— 
wärtigen Konvention ab, eine beſondere Vereinbarung abzuſchließen, 
die zum Ziele hat, in ihren beiderſeitigen Verbindungsdienſtzweigen 
einheitliche Poft- Telegraphen- und Telephontarife einzuführen und 
die Einzelheiten der Anwendung der gegenwärtigen Konvention 
zu regeln. 

Die polniſche Regierung erklärt ſich bereit, in jedem Augenblick 
und auf ihre Koſten auf den Antrag der Behörden der Freien Stadt die 
Verwaltung des geſamten Poft, Telegraphen- und Telephonweſens 
auf dem Territorium der Freien Stadt Danzig zu übernehmen. In 
dieſem Falle werden die Danziger Beamten der Poſt, Telegraphie, 
des Telephondienſtes, die in polniſchen Dienſt eintreten wollen, auf 
ihrem Poſten behalten und behalten alle Rechte, die ſie in ihrem 
früheren Dienſt erworben haben. 


Kapitel VIII. 
Hafen und Schiffahrt. 


Da Danzig der einzige Abſatzmarkt Polens am Meere iſt, und 
da die polniſche Ausfuhr und Einfuhr im Hafenverkehr vorherrſchen, 
wird die Leitung und die Entwickelung des Hafens ſowie die Verwaltung 
der territorialen Gewäſſer der Freien Stadt durch Polen ausgeübt. 

Das Stromſyſtem der Weichſel wird von der polniſchen Regierung 
verwaltet. 

Neben der Hafendirektion wird ein Hafenrat konſtituiert, der 
aus Vertretern des Handels, der Induſtrie und der Landwirt— 
ſchaft und anderer polniſcher und Danziger Intereſſengruppen zu 
gleichen Teilen zuſammengeſetzt iſt, welcher mit der Hafendirektion in 
den Fragen, welche die Ausnutzung und Entwickelung des Hafens 
betreffen, zuſammenarbeitet. 

Unabhängig von den Rechten, die allen Danziger Staats— 
angehörigen durch Art. 14 der gegenwärtigen Konvention bewilligt 
ſind, verpflichtet ſich die polniſche Regierung, die Beamten der oben 
erwähnten Verwaltungen, Danziger Staatsangehörige, die darum 
bitten, in den polniſchen Dienſt einzutreten, im polniſchen Dienſte zu 
behalten und ihnen alle Rechte zu erhalten, die in ihrem früheren 
Dienſt erworben worden ſind. 
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Die Gebühren und Standgelder werden eingeführt, um die 
Ausgaben der Verwaltung, Unterhaltung und Entwickelung des Hafens 
zu decken. 

Das Seerecht, Verwaltungsrecht und Handelsrecht, die gegen— 
wärtigen Beſtimmungen der Hafenpolizei und der Territorialgewäſſer, 
ſowie diejenigen der Flußpolizei bleiben in Kraft, ſoweit ſie nicht mit 
den Klauſeln der gegenwärtigen Konvention in Widerſpruch ſtehen, 
bis neue Geſetze, Beſtimmungen und Verordnungen von den zuſtän⸗ 
digen polniſchen Behörden nach Einvernehmen mit den Behörden der 
Freien Stadt Danzig erlaſſen werden. 


Kapitel IX. 
Zollweſen. 
Da das Territorium der Freien Stadt Danzig innerhalb der Zoll— 
grenze Polens gelegen iſt, wird es dem polniſchen Zollweſen unterworfen. 
Der Export und Import aus dem Gebiet der Freien Stadt nach 
Polen und umgekehrt werden von jedem Verbot, jeder Einſchränkung 
von allen Zollabgaben und anderen entſprechenden Gebühren frei ſein. 
Der Warenverkehr zwiſchen Polen und der Freien Stadt Danzig wird nach 
denſelben Grundſätzen behandelt wie der innere polniſche Warenverkehr. 
Die Ausfuhr, die Einfuhr, der Durchgangsverkehr ſowie die Ver— 
waltung der Zölle und der Zollſchutz der Grenzen werden durch die 
polniſchen Geſetze und Beſtimmungen geregelt. 
Die Verwaltung der Zölle und die Überwachung der ganzen 
Zollgrenze werden von den Organen der polniſchen Regierung bewerk— 


ſtelligt. Das Gebiet der Freien Stadt Danzig wird verwaltungstechniſch 


eine Zolleinheit darſtellen. Die polniſche Regierung verpflichtet ſich, 
Beamte und Angeſtellte der Zollverwaltung, Danziger Staatsange- 
hörige, im Dienſt zu behalten, welche bitten, in polniſchen Dienſt ein- 
zutreten, und ihnen alle Rechte zu erhalten, die in ihrem früheren 
Dienſt erworben worden ſind. 

Die Vertreter der wirtſchaftlichen Intereſſengruppen der Freien 
Stadt Danzig nehmen an der Ausarbeitung des Zolltarifs und der Grund— 
ſätze der Regelung des auswärtigen Handels, ſowie an der Vorbe— 
reitung der Handelsabkommen mit den fremden Ländern mit demſelben 
Rechte teil, wie die Staatsangehörigen der entſprechenden polniſchen 
Organiſationen. 

Die Zollgebühren werden an der ganzen Zollgrenze in derſelben 
Münzeinheit erhoben. 

Die Verwaltung der Zölle und Überwachung der Zollgrenze iſt 
Sache des polniſchen Fiskus. Das Ergebnis der Zollabgaben und der 
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Gebühren wird von der polniſchen Regierung einkaſſiert. Die Freie 
Stadt Danzig wird an den Zolleinnahmen in dem durch Art. 77 feft- 
geſetzten Verhältnis teilnehmen. 

Um die Anwendung des Zolltarifs und der Beſtimmungen, die Art. 6s. 
den auswärtigen Handel regeln, möglich zu machen, verpflichtet ſich 
die Freie Stadt Danzig, in der kürzeſten Friſt ihre Geſetzgebung hinſicht⸗ 
lich der Monopole, Kontributionen, Gebühren, Verbrauchsſteuern und 
im allgemeinen alle indirekten Steuern der entsprechenden Geſetzgebung 
der Republik Polen gleichzuſtellen. 

Die Freizone, die im Danziger Hafen beſteht, wird in den gegen- Art. 69. 
wärtigen Grenzen vorübergehend beibehalten. Alle gegenwärtig bes, 
ſtehenden Beſtimmungen, ſowie alle Geſetze, betreffend die Ordnung 
der Freizone im Danziger Hafen, bleiben gleichfalls beſtehen. Die 
polniſche Regierung hat das Recht, die Freizone zu verwalten und zu 
kontrollieren und Veränderungen in der Ausdehnung der Freizone 
und ihrer Ordnung einzuführen. 


Kapitel X. 
Wirtſchaftliche Klauſeln. 

Die Republik Polen und die Freie Stadt Danzig find darin einig, Art. 70 
die Notwendigkeit der Vereinheitlichung des Münzſyſtems in ihren 
beiderſeitigen Gebieten anzuerkennen, und verpflichten fih, jo ſchnell wie 
möglich ein Abkommen abzuſchließen, das die Einführung eines ver- 
einheitlichten Münzſyſtems betrifft. Inzwiſchen verpflichtet fih die 
polniſche Regierung, in Danzig eine Filiale der Polniſchen Emiſſions⸗ 
bank (Polniſche Darlehnskaſſe) und der Poſtſparkaſſe zu gründen. 

Falls die polniſche Regierung ein Staatsmonopol für irgend eine Art. 71. 
Kategorie von Waren einrichtet, wird ein identiſches Monopol für die- 
ſelbe Kategorie von Waren gleichzeitig auf dem Territorium der Freien 
Stadt eingeführt. 

Um Polen die tatſächliche Ausführung der im Art. 104 des Art. 
Verſailler Vertrages vorgeſehenen Rechte zu ſichern, verpflichtet ſich die 
Freie Stadt Danzig, dem polniſchen Staat gegen Bezahlung 
Terrain und anderes Eigentum zu übertragen, das zu dieſem 
Zweck notwendig iſt. 

Falls eine Enteignung notwendig iſt, nimmt die polniſche Re⸗ 
gierung an dem Gerichtsverfahren teil und genießt das im Geſetz vor— 
geſehene Berufungsrecht. Die polniſche Regierung hat außerdem das 
Recht, die Frage des Preiſes, der für die enteigneten Immobilien zu 
zahlen wäre, dem im Art. 80 der gegenwärtigen Konvention vorge- 
ſehenen Danzig-polniſchen Schiedsgericht zu unterwerfen. 
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Solange eine Regelung der Verteilung und des Verbrauchs der 
Lebensmittel, des Brennmaterials und der anderen Artikel größter 
Notwendigkeit durch den Staat beſteht, verpflichtet ſich die polniſche 
Regierung, der Freien Stadt Danzig Kohle, Petroleumprodukte, Lebens⸗ 
mittel, ſowie Rohſtoffe unter denſelben Anſpruchsrechten und unter 
denſelben Bedingungen zu liefern wie den polniſchen Städten. 


Kapitel XI. 


Budget⸗Klauſeln und allgemeine Klauſeln. 

Polen verpflichtet ſich, die verſchiedenen Dienſtzweige, deren 
Kontrolle und Verwaltung es auf dem Gebiete der Freien Stadt über⸗ 
nimmt, zu leiten und zu verwalten, indem es ſoweit wie möglich den 
legitimen Intereſſen der Freien Stadt Danzig und feiner Staats- 
angehörigen Rechnung trägt. 

Da Danzig, ſoweit es Seehafen iſt, durch die gegenwärtige 
Konvention in wirtſchaftlicher Hinſicht mit Polen verbunden iſt, und 
da die Entwickelung und der Ausbau des Hafens und der Verbin— 
dungen zwiſchen Polen und der Freien Stadt für das Gedeihen der Freien 
Stadt und Polens in gleicher Weiſe unerläßlich ſind, verpflichtet ſich 
die polniſche Regierung, den Reinertrag der Eiſenbahnen, Poſt, Tele⸗ 
graphen und Telephone, die von ihr auf dem Gebiet der Freien Stadt 
verwaltet werden, auf die techniſchen Verbeſſerungen dieſer Dienſtzweige 
anzuwenden, unabhängig von den Kapitalseinlagen, die es für not- 
wendig erachten wird. 

Der Danziger Hafen mit ſeinen Anlagen, die Freizone und die 
Weichſel werden nach denſelben finanziellen Grundſätzen verwaltet. 

Um die Abgaben, Gebühren und Standgelder in den verſchiedenen 
Verwaltungsdienſtzweigen, die von Polen geleitet werden, anzulegen, 
zieht die polniſche Regierung die Danziger Organiſationen und In- 
tereſſengruppen unter demſelben Anſpruchsrecht wie die polniſchen 
Organiſationen zu Rate. 

Wenn Polen und die Freie Stadt Danzig ſich dahin verſtändigen, 
den Reinerträgen eines der oben erwähnten Dienſtzweige eine andere 
Beſtimmung zu geben als diejenige, die im vorhergehenden Artikel 
vorgeſehen ift, nimmt die Freie Stadt an dieſen Erträgen in dem Ver- 
hältnis teil, welches in einer beſonderen Vereinbarung beſchloſſen wird. 

Zu dieſem Zweck wird von der polniſchen Regierung über die 
Einnahmen und Ausgaben der obenerwähnten Verwaltungsdienſtzweige 
eine beſondere Rechnung geführt. Dieſe Rechnung dient als Grund— 
lage für die Verteilung des Reinertrages zwiſchen Polen und der 
Freien Stadt Danzig. 


Der Reinertrag der Abgaben und Gebühren, die als Zoll er- 
hoben werden, wird zwiſchen Polen und der Freien Stadt auf Grund der 
doppelten Verhältniszahl der Bevölkerung der Freien Stadt Danzig, ver: 
glichen mit der Geſamtbevölkerung der Freien Stadt und Polens zu— 
ſammengenommen, verteilt. 

Falls feſtgeſtellt wird, daß der Durchſchnitt der Produktion und 
des Verbrauchs für die Freie Stadt pro Kopf höher iſt als das Doppelte 
der entſprechenden Anzahl für Polen, verpflichtet ſich Polen, die Ver— 
hältniszahl, in welcher die Freie Stadt an der Verteilung der Rein— 
gewinne teilnimmt, zu vermehren. 

Die Bevölkerungszahl wird auf Grund der letzten allgemeinen 
Zählung und zwar für die ganze Periode bis zu einer neuen Zählung, 


Art. 7 


und in jedem Falle für eine Periode von mindeſtens 5 Jahren, 


feſtgeſetzt. 

Polen verpflichtet ſich, auf Antrag der Freien Stadt den Danziger 
ſozialen Verſicherungskaſſen dieſelben finanziellen Garantien zu ge— 
währen wie den polniſchen Kaſſen unter der Bedingung, daß es an 
der Verwaltungskontrolle dieſer Verſicherungsanſtalten teilnimmt. 

Da Polen ein lebhaftes Intereſſe am Gedeihen der Freien Stadt 
Danzig hat, verpflichtet es ſich, ihm jährliche Schenkungen zu ge— 
währen, deren Summe nicht geringer als 25 % der Summe iſt, die 
zur Partizipierung der Freien Stadt an dem Reinertrag der Zölle feſt— 
geſetzt iſt. Die Freie Stadt verpflichtet ſich, dieſe Schenkung für Ein⸗ 
richtungen öffentlichen Nutzens der Gemeinde Danzig und der dem 
Haſen benachbarten Gemeinden zu beſtimmen. 


Kapitel XII. 
Schiedsſpruch. 


Falls Streitigkeiten vorkommen, die mit Bezug auf Aus⸗ 
legung und Anwendung der gegenwärtigen Generalkonvention, ſowie 
hinſichtlich der Vereinbarungen und Abmachungen entſtehen könnten, die 
in dieſer Konvention vorgeſehen ſind, werden die ſtrittigen Punkte, 
falls eine oder die andere der intereſſierenden Parteien es wünſcht, 
dem Schiedsſpruch unterworfen. 

Zu dieſem Zweck ernennt jede der Parteien, die polniſche Re— 
gierung und die Behörden der Freien Stadt, 2 Schiedsrichter; wenn das 
Einvernehmen hinſichtlich der ſtrittigen Punkte nicht hat herbeigeführt 
werden können, ernennen die 4 ſo ernannten Schiedsrichter einen 
Oberſchiedsrichter. Dieſer letztere wird von dem Präſidenten des 
Exekutiv⸗Komitees des Völkerbundes ernannt. 


Art. 78. 


Art. 79. 


Art. 80. 


Note der Danziger Delegation an die Botſchafterkonferenz 
über die Souveränität der Freien Stadt Danzig. 
Vom 8. Oktober 1920. 


Die Danziger Delegation beehrt ſich, nachſtehend der Hohen 
Konferenz der Botſchafter der Alliierten und Aſſoziierten Hauptmächte 
Ausführungen über die ſtaats⸗ und völkerrechtliche Stellung Danzigs, 
wie ſie ſich nach ihrer Auffaſſung aus dem Friedensvertrage von 
Verſailles ergibt, zu unterbreiten. Die Vertreter der Freien Stadt 
Danzig ſind von der Überzeugung durchdrungen, daß eine getreue 
Beobachtung der im Verſailler Friedensvertrag aufgeſtellten Grund⸗ 
ſätze für Danzig und Polen oberſte Pflicht iſt, und daß nur ſo eine 
gedeihliche Entwicklung und ein friedliches Zuſammenleben beider ver— 
tragſchließenden Staaten für die Zukunft gewährleiſtet erſcheint. 

Die von Danzig und Polen gemäß Artikel 104 des Friedens⸗ 
vertrages aufgeſtellten Vertragsentwürfe weichen in faſt ſämtlichen 
Einzelheiten erheblich voneinander ab. Es beruht dies offenſichtlich in 
einer verſchiedenartigen Auffaſſung des ſtaats- und völkerrechtlichen 
Grundcharakters der neu gegründeten Freien Stadt Danzig, wie er 
durch den Friedensvertrag von Verſailles gewollt iſt. Dieſer ſtaats⸗ 
und völkerrechtliche Grundcharakter ift maßgebend für die nähere Ge- 
ſtaltung der Einzelbeſtimmungen und bedarf daher vorweg einer 
Klärung. Nur aus dieſem Grunde haben wir in Artikel 1 geſagt: 
„Danzig iſt ein ſouveräner Staat, der unter dem Schutz des Völker— 
bundes ſteht.“ 

Wir haben dies getan, obwohl wir uns bewußt ſind, daß nicht 
durch die Danzig⸗polniſche Konvention die Souveränität des Danziger 
Staates und ſeine Unterſtellung unter den Schutz des Völkerbundes 
erſt geſchaffen wird, ſondern daß ſie hervorgeht aus dem Friedens— 
vertrag ſelbſt und den ihm zugrunde liegenden Abſichten der Alliierten 
und Aſſoziierten Mächte, wie ſie in deren Noten an die deutſchen 
Delegierten vom 16. Juni 1919 klar zu Tage treten. 

Unſere Beweisgründe find folgende: 

Die „lettre d'envoi“ der Alliierten und Aſſoziierten Mächte 
vom 16. Juni 1919 Abſchnitt 2 ſagt: „La Ville de Dantzig recevra 
la constitution d'une ville libre; ses habitants seront autonomes, 
ils ne passeront pas sous la domination de la Pologne et ne 
feront pas partie de l'Etat polonais. La Pologne obtiendra 
certains droits économiques à Dantzig, la ville même. a été 
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retranchée de l'Allemagne parce qu'il n'y avait pas d'autre moyen 
possible de fournir ce „libre et sûr accès à la mer“ que l’Alle- 
magne avait promis de céder.“ Klar wird hier gejagt, daß Danzig 
von Deutſchland abgetrennt worden iſt, nicht um dem polniſchen 
Staat einen Gebiets- oder Hoheitszuwachs zu gewähren, ſondern allein, 
um ihm den freien und ſicheren Zugang zur See zu verſchaffen. Aus 
dieſem Grunde werden dem polniſcheu Staate auch nur die für dieſen 
Zweck erforderlichen wirtſchaftlichen Rechte innerhalb des Gebiets der 
Freien Stadt Danzig in Ausſicht geſtellt. Dieſe ſollen aber ihrerſeits 
erſt wieder durch eine beſondere zwiſchen Danzig und Polen zu 
ſchließende Konvention im einzelnen vereinbart werden. 

Dieſer Vertrag iſt nach Artikel 104 des Friedensvertrages ein 
ſolcher zwiſchen 2 gleichſtehenden Kontrahenten, bei dem die Alliierten 
und Aſſoziierten Hauptmächte ſich verpflichtet haben, über den Wort- 
laut zu verhandeln. Für die Abſicht der Alliierten und Aſſoziierten 
Hauptmächte ſpricht auch deutlich die Ausführung der „lettre d'envoi“, 
daß die Einwohner der Stadt Danzig nicht unter die Herrſchaft 
Polens kommen ſollen, und daß Danzig kein Teil des polniſchen 
Staates ſein werde. 

Auch Artikel 105 des Friedensvertrages geht offenſichtlich von 
demſelben Gedanken aus, indem er von einer eigenen Nationalität 
der Einwohner der Freien Stadt Danzig ſpricht. 

Der Friedensvertrag iſt des ferneren von ſchwerwiegenden 
hiſtoriſchen und ethnographiſchen Erwägungen ausgegangen, wie fie in 
folgenden Sätzen der „Réponse des Puissances alliées et associées“ 
niedergelegt ſind: Section XI „La solution proposée pour Dantzig 
a été élaborée avec le soin le plus scrupuleux et consacrera le 
caractère que la ville de Dantzig a eu durant des siècles, 
jusqu'au jour où par la force et contrairement à la volonté de ses 
habitants, elle a été annexée à l'Etat prussien. La population 
de Dantzig est et a été depuis longtemps en grande majorité 
allemande, c'est pour cette raison même qu'on ne propose pas 
de l'incorporer à la Pologne“. 

An Stelle weitläufiger Unterſuchungen über die hier bezeichneten 
Verhältniſſe Danzigs überreichen wir die Denkſchrift eines hervor— 
ragenden Danziger Hiſtorikers.“) Hier find namentlich auf Seite 10 ff. 
die Rechte Danzigs in vergangenen Jahrhunderten näher dargelegt. 
Für die Zeit vor der Einverleibung Danzigs in Preußen können wir 
ferner auf die zweifellos authentiſche Interpretation verweiſen, die 
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diejer ſtaatsrechtliche Zuſtand in jener Zeit durch Napoleon J. ge⸗ 
funden hat. Als nach dem Zuſammenbruch Preußens im Jahre 1807 
eine Neuordnung der öſtlichen Verhältniſſe erforderlich wurde, ſchuf 
Napoleon, um die Stadt Danzig wieder in ihren alten Stand zurück⸗ 
zuverſetzen, ein unabhängiges Staatsweſen: „La ville de Dantzig 
avec un territoire de denx lieues de rayon autour de son enceinte, 
sera retablie dans son indépendance, sous la protection de 
S. M. le Roi de Prusse et de S M le Roi de Saxe et gouvernée 
par les lois qui la régissaient à l’époque où elle cessa de-se 
gouverner elle-même.“ Offenbar hat dieſes geſchichtliche Vorbild 
auch den Verfaſſern des Friedensvertrages von Verſailles zur Richt⸗ 
ſchnur gedient, als ſie zugleich mit dem Namen auch den Charakter 
der einſtigen Freien Stadt Danzig wieder aufleben ließen. Die Da- 
malige Unterſtellung des unabhängigen Danzig unter den Schutz 
zweier Könige findet im gegenwärtigen Friedensvertrage ihre Analogie 
in der Unterſtellung der Freien Stadt Danzig unter den Schutz des 
Völkerbundes. 

In dieſer Unterſtellung Danzigs unter den Schutz des Völker⸗ 
bundes erblicken wir den ſtärkſten Beweis für die von uns in Anſpruch 
genommene Souveränität Danzigs und gegen die im polniſchen 
Vertragsentwurf erſtrebte politiſche Abhängigkeit von Polen. Die 
Verfaſſung Danzigs wird vom Völkerbund gewährleiſtet (Artikel 103 
des Friedensvertrages). Der Völkerbund iſt es, der Danzig ſeinen 
beſonderen Schutz angedeihen läßt (Artikel 102). Man kann daher 
mit Recht ſagen, daß Danzig das erſte Kind des Völkerbundes iſt. 
Mit dieſem Schutz des Völkerbundes ſind alle über die Ausübung 
wirtſchaftlicher Rechte hinausgehenden Herrſchaftsanſprüche Polens über 
oder in Danzig unvereinbar. 

Nicht blos beim Abſchluß der gegenwärtigen Konvention, ſondern 
auch künftighin, werden nach der Abſicht des Friedensvertrages Polen 
und Danzig als 2 ſtaats⸗ und völkerrechtlich einander gleichberechtigte, 
mithin ſouveräne Faktoren, einander gegenüberſtehen. Artikel 103 
Abſatz 2 des Friedensvertrages betraut einen vom Völkerbund zu 
beſtellenden Oberkommiſſar mit der erſtinſtanzlichen Entſcheidung aller 
Streitigkeiten, die zwiſchen Polen und der Freien Stadt Danzig im 
Hinblick auf dieſe Konvention oder aus den ergänzenden Abmachungen 
entſtehen ſollten. s 

Dies ſchließt aus, daß jemals der Wille Polens allein gegenüber 
einem entgegenſtehenden Willen Danzigs maßgebend ſein könnte. Der 
polniſche Vertragsentwurf trägt dieſem Gedanken keine Rechnung. 
Das kommt beſonders deutlich dadurch zum Ausdruck, daß der Ober⸗ 
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kommiſſar des Völkerbundes in ihm überhaupt feine Erwähnung ge- 
funden hat. Es kann aber nicht die Abſicht der Signatarmächte des 
Friedensvertrages geweſen ſein, Danzig zu einem mit Polen gleich— 
berechtigten und freien Staatsweſen zu machen, damit es ſich alsbald 
durch ſeinen erſten Vertragsſchluß dieſer Gleichberechtigung und Frei— 
heit entkleide. Ebenſowenig darf der im Friedensvertrage feſtgeſetzte 
Schutz des Völkerbundes durch eine Vormundſchaft Polens über Danzig 
erſetzt oder verdrängt werden. 

Zur Feſtſtellung der Souveränität der Freien Stadt Danzig 
führt auch folgende Erwägung: Nach der „lettre d'envoi“ ſollen die 
Einwohner der Stadt Danzig nicht unter die Herrſchaft Polens kommen. 
Andererſeits hat Deutſchland nur zu Gunſten der Alliierten und 
Aſſoziierten Hauptmächte auf alle Rechte und Anſprüche auf das Gebiet 
der Freien Stadt Danzig gemäß Artikel 100 des Friedensvertrages 
verzichtet. Die Alliierten und Aſſoziierten Mächte wollen aus dieſem 
Gebiete eine freie Stadt Fonjtituieren. Die Gegenüberſtellung dieſer 
3 Tatſachen läßt nur den zwingenden Schluß zu, eine eigene 
Souveränität der Freien Stadt Danzig unter dem Schutze des Völker— 
bundes anzunehmen. 

Die einzige Beſtimmung des Friedensvertrages, die ſo ausſehen 
könnte, als ob ſie auf eine Beſchränkung der Souveränität Danzigs 
durch Polen hinausliefe, und die von Polen auch entſprechend aus— 
gelegt wird, iſt Artikel 104 Ziffer 6. Nach Auffaſſung des polniſchen 
Entwurfs ſoll die Führung der auswärtigen Angelegenheiten der 
Freien Stadt Danzig ſowie der Schutz ihrer Staatsangehörigen im 
Auslande als ein Recht dem Staate Polen zugeſprochen worden 
ſein. Dieſe Auslegung iſt unvereinbar mit der Beſtimmung des 
Friedensvertrages, nach welcher Danzig unter den Schutz des Völker— 
bundes geſtellt werden ſoll. Der Völkerbund kann doch wohl nicht 
den Schutz eines Staates übernehmen, deſſen auswärtige Beziehungen 
von einem anderen ſouveränen Staate beſtimmt werden. 

Auch der Wortlaut des Friedensvertrages verleiht den Anſprüchen 
Polens, die auf das Recht zur diplomatiſchen und konſulariſchen Ver— 
tretung Danzigs gerichtet ſind, keine Stütze. Der maßgebende franzöſiſche 
Text des Artikels 104 Ziffer 6 ift von Polen mißverſtanden worden. 
Er beſagt: „De faire assurer par le Gouvernement polonais la 
conduite des affaires extérieures de la Ville libre de Dantzig 
ainsi que la protection“, was heißt: „Der Vertrag hat den Zweck, 
ſeitens der polniſchen Regierung die Führung der auswärtigen Mn- 
gelegenheiten der Freien Stadt Danzig ebenſo wie den Schutz ihrer 
Staatsangehörigen im Auslande zu ſichern (Sicherſtellen zu laſſen)“. 
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Zur Erläuterung und Beſtätigung möge auch noch der engliſche 
Text der Ziffer 6 des Artikels 104 verglichen werden, er lautet: „To 
provide that the Polish Government shall undertake the conduct 
of the foreign relations of the Free City of Danzig as well 
as the diplomatic protection of citizens of that city when abroad“. 

„Vorſorge zu treffen, daß die polnische Regierung die Führung 
der auswärtigen Angelegenheiten der Freien Stadt Danzig ſowie den 
Schutz ihrer Staatsangehörigen im Auslande auf ſich nimmt“. 

Alſo auch der engliſche Text bringt in feinem „undertake die 
Laſt, nicht ein Recht Polens zum Ausdruck. Die Berechtigungen der 
Polen ſind in Artikel 104, abgeſehen von den Ziffern 1 und 5 ſtets 
eingeleitet mit den Worten: „d'assurer à la Pologne“, es wäre 
natürlich ein leichtes geweſen, auch bei Ziffer 6 zu beſtimmen: 
„d'assurer à la Pologne la conduite des Affaires étrangères uſw., 
bei Ziffer 6 heißt es aber im ſcharfen Gegenſatz dazu und mit weiſem 
Vorbedacht: „de faire assurer par le Gouvernement Polonais“ uſw. 

Danzig wird ſich als kleines Staatsweſen nicht in allen Ländern 
Vertretungen halten können und deswegen von der ihm durch Artikel 104 
Nr. 6 gegebenen Möglichkeit, ſich durch Polen vertreten zu laſſen, 
gegebenenfalls gern Gebrauch machen. 

In dieſem Falle werden die polniſchen auswärtigen Vertretungen 
ihre beſonderen Inſtruktionen von Danzig erhalten, nach denen ſie 
handeln müſſen. Denn nur Danzig allein iſt in der Lage, zu be— 
urteilen, was ſeine Intereſſen erfordern. Auch in früheren Zeiten iſt 
dies ſo geweſen. Es ſei erinnert an die Miſſion des polniſchen General— 
leutnants Jordan im Jahre 1700 am Hofe Ludwigs XIV. Jordan 
war als polniſcher diplomatiſcher Vertreter auch von Danzig mit ſeiner 
Intereſſen-Vertretung betraut worden, wurde dafür beſonders honoriert 
und erſtattete Danzig unmittelbar Bericht. 

Daneben aber muß es Danzig freiſtehen, in allen Staaten, wo 
es beſondere Intereſſen hat, auch eigene Vertreter zu beglaubigen oder 
in beſonders wichtigen Anläſſen Sondermiſſionen zu entſenden. Auch 
dieſes Recht Danzigs iſt geſchichtlich aufs beſte begründet. Denn es 
liegen die Berichte der Danziger Geſandten bei auswärtigen Staaten 
und die Inſtruktionen und Schreiben der Danziger Regierung an 
dieſe in mehr als 800 Bänden im Stadtarchiv noch heute vor. 
Ständige Reſidenten unterhielt die Danziger Regierung in den 
größeren Staaten, insbeſondere in London, in Petersburg, im Haag 
und in Berlin. 

Auch Napoleon gab Danzig ſein altes Recht, Geſandſchaften zu 
ſchicken und fremde Geſandte bei ſich zu empfangen, zurück, indem er 
an ſeinem Hofe einen ſtändigen diplomatiſchen Vertreter Danzigs zuließ 
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und ſeinerſeits nach Danzig einen Reſidenten und Generalkonſul, Herrn 
Maſſias, entſandte, deſſen Beglaubigungsſchreiben, von Napoleon unter 
Gegenzeichnung des Miniſteriums unterſchrieben, noch heute im Stadt⸗ 
archiv vorhanden iſt. 

Dieſes Beiſpiel beweiſt gleichzeitig das Recht Danzigs, fremde 
Geſandte bei ſich zu empfangen, wofür auch zahlreiche andere urfund- 
liche Zeugniſſe im Stadtarchiv vorhanden ſind. Wir führen aus der 
großen Menge der Beglaubigungsſchreiben, insbeſondere ſolche der 
Königin Eliſabeth von England und verſchiedener anderer engliſcher 
Souveräne an. 

»Der Danziger Entwurf Hält fih an die ihm durch den Friedens- 
vertrag gegebenen Richtlinien. Er glaubt als die wichtigſte Beſtimmung 
die im Vorſtehenden begründete an den Anfang ſtellen zu müſſen. 
Wir ſind der feſten Zuverſicht, daß die Feſtſtellung dieſes unſeres 
Fundamentalſatzes die Weiterführung der Verhandlungen aufs günſtigſte 
beeinfluſſen und fördern wird und daß ſie darüber hinaus für alle 
Zukunft die Ausſicht eröffnet, daß die beiden Staaten im friedlichen 
Zuſammenwirken den hohen Idealen des Völkerfriedens und des all— 
gemeinen Wohlergehens werden dienen können. 


Im Namen der Danziger Delegation: 
gez. Sahm. 
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Anlage 6. 


Sotidaitertonierens. Quai d' Orſay. 


a ae Paris, den 16. Oktober 1920. 
Generalſekretariat. Par ; 


Das Generalſekretariat der Botſchafterkonferenz bat 
die Ehre, hierbei dem Generalſekretariat der Danziger 
Delegation vier Stücke des Entwurfs der Konvention 
zwiſchen Polen und der Freien Stadt Danzig zugehen zu 
laſſen, wie ſie durch Artikel 104 des Vertrages von Verſailles 
vorgeſehen iſt. 

Das Generalſekretariat der Botſchafterkonferenz bittet 
die Danziger Delegation, ihm ihre Bemerkungen zu dieſem 
Entwurf ſpäteſtens Montag Vormittag zukommen zu laſſen 
und ſie zur Vermeidung jeglicher Verzögerung gleichzeitig 
den Delegationen von England, Italien, Japan und 
Amerika mitzuteilen. - 


(Siegel des Generalſekretariats der Friedenskonferenz.) 


Eutwurf vom 16. Oktober 1920. Anlage 6. 


Projekt der Konvention 
zwiſchen Polen und der Freien Stadt Danzig. 


Artikel 1. 
Ein diplomatiſcher Vertreter der polniſchen Regierung mit dem 
Sitz in Danzig wird zwiſchen der polniſchen Regierung und der Re- 
gierung der Freien Stadt als Vermittler dienen. 


Artikel 2. 

Es wird Sache der polniſchen Regierung ſein, die Leitung der 
auswärtigen Angelegenheiten der Freien Stadt Danzig, ſowie den Schutz 
der Staatsangehörigen Danzigs in den fremden Ländern ſicherzuſtellen. 
Dieſer Schutz wird unter denſelben Bedingungen, wie ſie für die 
polniſchen Staatsangehörigen gelten, ſichergeſtellt werden. 

Das Viſum der Päſſe, die den Bürgern Danzigs, welche ſich in 
fremde Länder begeben, ausgeſtellt werden, wird von dem Vertreter 
der polniſchen Regierung in Danzig gegeben. 


Artikel 3. 

Ein Staatsaagehöriger oder mehrere Staatsangehörige der Freien 
Stadt Danzig, welche von der Freien Stadt zur Verfügung der polniſchen 
Regierung geſtellt werden, werden zum Perſonal der polniſchen Kon- 
ſulate gehören, die an fremden Orten eingerichtet werden, wo die 
Freie Stadt Danzig bedeutende wirtſchaftliche Intereſſen hat. 

Dieſe Beamten werden zur polniſchen Regierung gehören und 
werden unter der Leitung und Autorität des polniſchen Konſuls mit 
den Angelegenheiten betraut werden, welche beſonders die Intereſſen 
der Staatsangehörigen der Freien Stadt Danzig betreffen. 


Artikel 4. 
Das Exequatur wird den fremden Koſularagenten mit dem Sitz 
in Danzig von der polniſchen Regierung nach Einvernehmen mit den 
Behörden der Freien Stadt erteilt werden. 


Artikel 5. 

Die Koſten der diplomatiſchen und konſulariſchen Vertretung der 
Freien Stadt Danzig, ſowie die Koſten für den Schutz ihrer Staats- 
angehörigen im Auslande werden von Polen getragen werden. Alle 
Gebühren und Taxen, die vom diplomatiſchen und konſulariſchen Dienſt 
erhoben werden, werden der polniſchen Regierung zugewieſen. 


Kap. . 


Kap. II. 


Artikel 6. 

Kein internationaler Vertrag oder Akt, der die Freie Stadt Danzig 
intereſſiert, wird von der polniſchen Regierung ohne vorheriges Ein- 
vernehmen mit der Freien Stadt abgeſchloſſen werden; dieſes Einvernehmen 
wird zur Kenntnis des Oberkommiſſars des Völkerbundes gebracht 
werden; iſt ein Einvernehmen nicht vorhanden, wird die Frage beſagtem 
Kommiſſar unterbreitet, deffen Sache es ijt zu entſcheiden. 

In allen Fällen wird der Oberkommiſſar des Völkerbundes das 
Recht haben, bei jedem internationalen Vertrag oder Akt, ſoweit er 
die Freie Stadt Danzig betrifft, ſein Veto einzulegen, wenn der Rat des 
Völkerbundes glaubt, daß er dem Statut der Freien Stadt widerſpricht. 


Artikel 7. 


Die Freie Stadt darf nur mit Zustimmung der polniſchen Regierung 
auswärtige Anleihen aufnehmen, abgeſehen von dem Fall eines Streites, 
wobei Zuflucht zum Oberkommiſſar unter den im Artikel 35 des gegen⸗ 
wärtigen Vertrages vorgeſehenen Bedingungen eintritt. - 


Artikel 8. 

Das Recht, die Danziger Handelsflagge zu führen, wird den 
Schiffen vorbehalten, deren Beſitz ausſchließlich Staatsangehörigen der 
Freien Stadt Danzig zufällt, einſchließlich der Genoſſenſchaften oder 
Handelsgeſellſchaften, die in der Freien Stadt eingetragen ſind, und in 
welchen Staatsangehörige der Freien Stadt vorherrſchende Intereſſen 
haben. 

Artikel 9. 


Die direkten Beziehungen zwiſchen den lokalen, den Verwaltungs- 
und Gerichtsbehörden der Freien Stadt Danzig und den angrenzenden 
Gebieten Oſtpreußens, werden unter denſelben Bedingungen zugelaſſen, 
wie die direkten Beziehungen zwiſchen den polniſchen und deutſchen 
Behörden, wie es durch eine Konvention geregelt wird, die zwiſchen 
Polen und Deutſchland abgeſchloſſen werden ſoll. 


Artikel 10. 


Unter Vorbehalt der Rechte, welche Polen gehören und im 
Artikel 2 genannt ſind, wird die Fremdenpolizei auf dem Territorium 
der Freien Stadt Danzig von den Behörden der Freien Stadt ausgeübt. 


Artikel 11. 


Polen und die Freie Stadt Danzig werden ein einziges Zollgebiet 
bilden, welches der polniſchen Geſetzgebung und dem polniſchen Boll- 
tarif unterworfen iſt. 


Artikel 12. 

Das Territorium der Freien Stadt Danzig wird vom Standpunkt 
der Zölle eine Verwaltungseinheit bilden, welche Beamten der Freien 
Stadt anvertraut wird. 

Artitel 13. 

Die Danziger Zollverwaltung wird gegenüber der Verwaltung 
der polniſchen Zölle für die Zolleinnahmen verantwortlich und für 
ihre Erhebung haftbar ſein. 

Die Rechnungen werden einmal monatlich ins Reine gebracht, 
und Polen wird der Freien Stadt einen feſten Prozentſatz der Brutto . 
einnahmen überweiſen, welcher entſprechend den Beſtimmungen des 
Artikels 15 feſtgeſetzt wird. 

Artitel 14. 

Die Beſtimmungen dieſes Kapitels werden in den drei Monaten 
in Kraft geſetzt, welche dem Inkrafttreten dieſes Vertrages folgen 
werden und inzwiſchen durch das vorübergehende Abkommen vom 
22. April 1920 in Anwendung bleiben. 


Artikel 15. 

In der Friſt eines Monats vom Inkrafttreten dieſes Vertrages 
werden Verhandlungen zwiſchen Polen und der Freien Stadt ſtattfinden, 
die zum Ziele haben: i 

a) die Maßnahmen zu prüfen, die zu treffen ſind, um die 
polniſche Geſetzgebung und den polniſchen Zolltarif auf die 
Freie Stadt anzuwenden und, ſoweit möglich, der polniſchen 
Geſetzgebung die Danziger Geſetzgebung anzupaſſen, welche 
ſich auf die Monopole und im allgemeinen auf alle Gebühren 
und indirekten Steuern bezieht. Die Freie Stadt verpflichtet 
ſich, die Ausführung beſagter Maßnahmen zu übernehmen 
und ſicherzuſtellen, 

Richtlinien, welche den Verrechnungskurs betreffen, für die Er— 
hebung der Zollabgaben in Danziger Geld im Hafen von 
Danzig gemäß einem Tarif feſtzuſetzen, der dem polniſchen 
Tarif gleichwertig iſt, ſolange die beiden Staaten verſchiedene 
Münzſyſteme beſitzen, 

den Prozentſatz der Bruttoeinnahmen feſtzuſetzen, der gemäß 
Artikel 13 Danzig zugeteilt werden ſoll. Dieſer Prozentſatz 
wird beſtimmt werden, indem man den Ausgaben der Zollver⸗ 
waltung, die von Danzig getragen werden, Rechnung trägt 
und dem Verhältnis der Zollabgaben, die von den Waren 
erhoben werden, welche dazu beſtimmt ſind, in Polen und 
auf dem Gebiet der Freien Stadt verbraucht zu werden. 


— 
— 
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Artikel 16. 

Die gegenwärtig in dem Danziger Hafen beſtehende Freizone 
wird aufrechterhalten. 

Dieſe Zone wird unter die Kontrolle und Verwaltung des 
Rates geſtellt, der in Artikel 17 vorgeſehen iſt, und welcher Voll— 
machten haben wird, die Grenzen der beſagten Freizone zu verändern 
oder auszudehnen und ihre innere Verwaltung zu verändern. 

Artikel 17. 2 

Unter dem Namen „Danziger Hafen- und Waſſerwege- Rat“ 
wird ein Rat geſchaffen, der zu gleichen Teilen aus polniſchen und 
Danziger Kommiſſaren zuſammengeſetzt ift, deren Anzahl auf beiden 
Seiten 5 nicht überſchreitet, und die von der polniſchen Regierung 
bezw. von der Freien Stadt unter den Vertretern der wirtſchaftlichen 
Intereſſen der beiden Länder gewählt werden. 

Der Präſident dieſes Rates wird in Uebereinſtimmung zwiſchen 
der polniſchen Regierung und der Regierung der Freien Stadt gewählt. 
Fehlt ein Einvernehmen innerhalb des Monats, welcher dem Inkraft— 
treten des gegenwärtigen Vertrages folgt, ſo wird der Rat des 
Völkerbundes in Danzig erſucht werden, einen Präſidenten ſchweize— 
riſcher Nationalität zu beſtimmen. Es wird ebenſo verfahren, falls 
eine Vakanz auf dem Präſidentenpoſten vorliegt in dem Monat, welcher 
dem Aufhören der Tätigkeiten des vorhergehenden Präſidenten folgt. 

Der Präſident wird die Debatten leiten, indem er ſich bemüht, 
eine Einigung zwiſchen den Parteien herbeizuführen, er nimmt an der 
Abſtimmung erſt teil, nachdem er alle Mittel erſchöpft hat, dieſes 
Einvernehmen zu erreichen, wobei ſeine Stimme die Entſcheidung 
herbeiführt, falls Stimmengleichheit vorliegt. 

Die Unkoſten und Ausgaben des Rates werden durch die Ein— 
nahmen gedeckt, die aus den vom beſagten Rat verwalteten Dienſt⸗ 
zweigen ſich ergeben. 

| Artitel 18. 

Der Rat wird in den Grenzen der Freien Stadt Danzig die Leitung, 
Verwaltung und Ausnutzung des Hafens, der Waſſerwege und der 
geſamten Schienenwege ausüben, die mit dem Hafen in Zuſammen— 
hang ſtehen, ſowie aller Güter und Einrichtungen, die zu ihrer Aus— 
nutzung dienen. 

Es wird Sache des Rates ſein, diejenigen Schienenwege zu be— 
ſtimmen, die als mit dem Hafen in Zuſammenhang ſtehend angeſehen 
werden follen. 


Artikel 19. 

Die Schienenwege, die im Artikel 18 nicht bezeichnet find, 
werden von Polen verwaltet, außer den Elektriſchen Bahnen und 
anderen Schienenwegen, die hauptſächlich den Bedürfniſſen der Freien 
Stadt dienen. 

Artikel 20. 

Spätere Vereinbarungen zwiſchen Polen und der Freien Sadt 
werden alle Fragen entſcheiden, zu denen die Ausführung der Artikel 18 
und 19 Anlaß geben könnte. 

Falls eine Einigung nicht erfolgt, wird die Entſcheidung von 
dem Oberkommiſſar des Völkerbundes getroffen werden. 


Artikel 21. 

Der Rat wird alle Abgaben, Gebühren und Einnahmen erheben, 
die ſich aus der Verwaltung des Hafens, der Waſſerwege und der 
Schienenwege ergeben, die im Artikel 18 bezeichnet iſt, und wird alle 
Unkoſten der Unterhaltung, Leitung, Ausnutzung, Verbeſſerung und 
Entwicklung beſtreiten. Die Gewinne und die Verluſte werden zwiſchen 
Polen und der Freien Stadt Danzig in einem Verhältnis geteilt, das 
in einer Finanzkonvention feſtgeſetzt wird, die zwiſchen ihnen ab- 
geſchloſſen wird. 

Artikel 22. 

Der Rat wird alle zweckdienlichen Maßnahmen treffen, um in 
Übereinſtimmung mit der polniſchen Regierung den freien Auswanderer— 
und Einwandererverkehr aus Polen und nach Polen ſicherzuſtellen. 


Artikel 23. 

Der Beſitz aller Güter, welche dem früheren Deutſchen Reiche 
oder jedem beliebigen Deutſchen Staate gehört haben und einen Teil 
des Hafens bilden oder mit der Verwaltung oder Ausnutzung des— 
ſelben in Zuſammenhang ſtehen, ebenſowie mit der Verwaltung und 
Ausnutzung der Waſſerwege und Schienenwege, die im Artikel 18 be— 
zeichnet ſind, wird dem Rate übertragen werden. 

Der Rat wird das Recht haben, alle anderen beweglichen oder 
unbeweglichen Güter, die auf dem Gebiete der Freien Stadt gelegen ſind, 
zu pachten oder zu erwerben, je nachdem der Rat es für die Leitung, 
Verwaltung oder Ausnutzung des Hafens, der Waſſerwege und Schienen— 
wege, die ihm anvertraut find, oder für ihre Entwicklung oder Ber- 
beſſerung für notwendig erachtet. Die Freie Stadt Danzig verpflichtet 
fich, alle notwendigen Maßnahmen zu treffen, um die Entſcheidungen 
durchzuſetzen und namentlich zu Enteignungen zu ſchreiten, zu deren 
Durchführung in dieſer Hinſicht ein Anlaß vorliegt. 


Kap. IV. 


Artikel 24. 

Der Rat wird die Verpflichtung haben, Polen den freien Gebrauch 
und den Dienſt der Verbindungsmittel zu ſichern, die in dieſem Kapitel 
bezeichnet ſind, ohne jede Einſchränkung und in dem notwendigen 
Maße, um den Import- und Exportverkehr nach Polen und von Polen 
ſicherzuſtellen; der Rat wird die Verpflichtung haben, alle notwendigen 
Maßnahmen zu treffen, um die Entwicklung und die Verbeſſerung 
dieſer Verbindungswege ſicherzuſtellen, um allen Bedürfniſſen dieſes 
Verkehrs nachzukommen. 

Falls die obigen Beſtimmungen nicht beachtet werden ſollten, 
hat Polen das Recht, nach Art. 35 zu verfahren. 


Artikel 25. 
Jederzeit und unter allen Umſtänden hat Polen das Recht, über 
Danzig Waren, gleichviel welcher Art ſie auch ſeien, einzuführen und 
auszuführen, ſofern ſie nicht durch die polniſchen Geſetze verboten ſind. 


Artikel 26. 

Polen hat das Recht, im Danziger Hafen ein Poſt-, Telegraphen- 
und Telephonbüro einzurichten, das mit Polen direkt in Verbindung 
ſteht. Zu den Befugniſſen dieſes Büros werden die poſtaliſchen und 
telegraphiſchen Verbindungen zwiſchen Polen und dem Danziger 
Hafen gehören, die ſich des Danziger Hafens bedienen. 


Artikel 27. 

Die Freie Stadt Danzig verpflichtet fich, Polen unter billigen Be— 
dingungen die Gebiete oder Gebäude zu verpachten oder zu verkaufen, 
die für die Einrichtung ſowie den Betrieb des in Artikel 26 vor- 
geſehenen Amtes notwendig ſind. Die Freie Stadt verpflichtet ſich, der 
polniſchen Regierung alle Erleichterungen zu gewähren, die zur Ein— 
richtung von Telegraphen- und Telephonlinien verlangt werden, welche 
zur Anwendung beſagten Artikels notwendig ſind. 


Artikel 28. 

Alle anderen poſtaliſchen, telegraphiſchen und telephoniſchen Ver- 
bindungen auf dem Gebiet der Freien Stadt, ſowie die Verbindungen 
zwiſchen der Freien Stadt und den fremden Ländern werden zum Reſſort 
der Freien Stadt gehören. 

Artikel 29. 

Polen und die Freie Stadt Danzig verpflichten ſich, in einer Friſt 
von 6 Monaten, vom Inkrafttreten dieſes Vertrages an gerechnet, eine 
beſondere Abmachung zu treffen, hinſichtlich der Feſtſetzung einheitlicher 
poſtaliſcher, telegraphiſcher und telephoniſcher Tarife für die Ver⸗ 
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bindungen zwiſchen den beiden Staten; dieſe Konvention wird gleich⸗ 
zeitig die Einzelheiten der Anwendung dieſes Kapitels regeln. 


Artikel 30. 

Die Freie Stadt Danzig verpflichtet ſich, auf die Minderheiten der 
Raſſe, Religion oder Sprache Beſtimmungen anzuwenden, die ben: 
jenigen gleich ſind, die von Polen auf dem polniſchen Territorium 
angewandt werden, in Ausführung des Kapitels 11 des Vertrages, 
der am 28. Juni 1919 zwiſchen Polen und den alliierten und 
aſſoziierten Hauptmächten in Verſailles abgeſchloſſen worden iſt, 
namentlich um die Anwendung der im Artikel 104 § 5 des Ver- 
ſailler Vertrages mit Deutſchland vorgeſehenen Beſtimmungen ſicher⸗ 
zuſtellen. 

Die Beſtimmungen der Artikel 14—19 des Vertrages, der 
in Verſailles zwiſchen den alliierten und aſſoziierten Hauptmächten 
und Polen am 28. Juni 1919 abgeſchloſſen worden iſt, ſowie die Be- 
ſtimmungen des Artikel 89 des Verſailler Vertrages mit Deutſchland 
werden auf die Freie Stadt Danzig gleichfalls angewandt. 


Artikel 31. 

Die Bedingungen der Naturaliſierung in der Freien Stadt Danzig 
ſowie die Bedingungen, unter welchen die fremden Geſellſchaften ſich 
als Danziger Geſellſchaften konſtituieren können, werden in Über— 
einſtimmung zwiſchen der Freien Stadt und Polen feſtgeſetzt. 


Artikel 32. 

Ein beſonderes Abkommen wird abgeſchloſſen in der kürzeſten 
Friſt zwiſchen Polen und der Freien Stadt Danzig, um die Ausführung 
der Urteile, die von den polniſchen bezw. den Danziger Gerichten 
gefällt worden ſind, in Polen bezw. auf dem Gebiet der Freien Stadt zu 
regeln, die Verfolgung flüchtiger Verbrecher auf dem Territorium der 
einen oder der anderen der hohen vertragſchließenden Parteien, ſowie 
ihre Auslieferung und alle anderen gerichtlichen Fragen zu erledigen. 


Artikel 33. 
Polen und die Freie Stadt Danzig verpflichten ſich, auf Antrag 
des einen oder des anderen in Verhandlungen einzutreten, um ihr 
Münzſyſtem zu vereinheitlichen. 


Artikel 34. 
Spätere Vereinbarungen werden zwiſchen Polen und der Freien 
Stadt Danzig über alle Fragen, die in dieſem Vertrage nicht behandelt 
werden, abgeſchloſſen. 


Kap. 
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Artikel 35. 

Jeder Streit, der zwiſchen Polen und der Freien Stadt hinſichtlich 
dieſes Vertrages oder aller anderen ſpäteren Abmachungen, Verein⸗ 
barungen und Konventionen entſtehen ſollte, oder hinſichtlich aller 
Fragen, welche die Beziehungen Polens und der Freien Stadt berühren, 
wird von der einen oder anderen Partei der Entſcheidung des Ober- 
kommiſſars unterworfen, der die Angelegenheit an den Rat des 
Völkerbundes verweiſen wird, falls er es für notwendig erachtet. 


Anlage 7. 

vertrag rt 

zwiſchen den Vereinigten Staaten von Amerika, dem 

Britiſchen Reiche, Frankreich, Italien, Japan und Polen, 
unterzeichnet in Verſailles am 28. Juni 1919. 


Die Vereinigten Staaten von Amerika, das Britiſche Reich, 
Frankreich, Italien und Japan, die Alliierten und Aſſoziierten Haupt⸗ 
mächte einerſeits ' 

In Anbetracht, daß die Alliierten und Aſſoziierten Mächte 
durch den Erfolg ihrer Waffen der polniſchen Nation die Une 
abhängigkeit gegeben haben, deren ſie ungerechterweiſe beraubt war; 

in Anbetracht, daß durch die Proklamation vom 30. März 

1917 die ruſſiſche Regierung der Wiederherſtellung eines un- 

abhängigen polniſchen Staates zugeſtimmt hat; 

daß ferner der polniſche Staat, der jetzt tatſächlich die 
Souveränität über die überwiegend von Polen bewohnten Teile 
des alten ruſſiſchen Kaiſerreichs ausübt, von den Alliierten und 
Aſſoziierten Hauptmächten ſchon als ſouveräner und unabhängiger 
Staat anerkannt worden iſt; 

in Anbetracht ferner, daß kraft des von den Alliierten und 
Aſſoziierten Mächten mit Deutſchland geſchloſſenen Friedens- 
vertrages, den Polen mitunterzeichnet hat, gewiſſe Gebiete des 
alten deutſchen Kaiſerreichs in das Gebiet Polens einverleibt 
werden; 

und daß nach dem Wortlaute des genannten Friedensvertrags 
die Grenzen Polens, die noch nicht feſtgeſetzt ſind, ſpäter durch 
die Alliierten und Aſſoziierten Hauptmächte beſtimmt werden 
ſollen; 

unter Beſtätigung ihrer Anerkennung des polniſchen Staates 

innerhalb der genannten Grenzen als Gliedes der Familie 

der Nationen, als ſouverän und unabhängig und weiter im 

Beſtreben, die Ausführung des Artikels 93 des genannten 

Friedensvertrags mit Deutſchland ſicherzuſtellen; 

Polen andererſeits, 

das ſeine Einrichtungen den Grundſätzen der Freiheit und 

Gerechtigkeit anzupaſſen und davon allen Einwohnern der Ge- 

biete, über die es die Souveränität übernommen hat, eine ſichere 

Gewähr zu bieten wünſcht, 
haben zu dieſem Zwecke, und zwar die hohen vertragſchließenden 
Teile vertreten, wie folgt: 


Der Präfident der Vereinigten Staaten von Amerika durch 


den ehrenwerten Woodrow Wilſon, Präſidenten der Vereinigten 
Staaten, ſowohl in ſeinem eigenen Namen als kraft eigener 
Machtvollkommenheit handelnd; 2 

den ehrenwerten Robert Lanſing, Staatsſekretär; 

den ehrenwerten Henry White, ehemaligen außerordentlichen 
und bevollmächtigten Botſchafter der Vereinigten Staaten in 
Rom und Paris; 

den ehrenwerten Edward M. Houſe; 

den General Taster H. Blik, militäriſchen Vertreter der Ver- 
einigten Staaten im oberſten Kriegsrate; 


S. Majeſtät der König des vereinigten Königreichs von Groß⸗ 


britannien und Irland und der britiſchen Gebiete jenſeits des 
Meeres, Kaiſer von Indien durch 
den ſehr ehrenwerten David Lloyd George, M. P., Minifter- 
präſidenten und erſten Lord des Schatzamtes; 
den ſehr ehrenwerten A. Bonar Law, M. P., Großfiegel- 
bewahrer; 
den ſehr ehrenwerten Viscount Milner, G. C., G. C., M. G., 
Staatsſekretär für die Kolonien; 
den ſehr ehrenwerten Arthur James Balfour, O. M., M. P., 
Staatsſekretär für die auswärtigen Angelegenheiten; 
den ſehr ehrenwerten Georg Nicoll Barnes, Miniſter ohne 
Portefeuille; 
und für das Dominium von Kanada durch 
den ehrenwerten Karl Joſef Doherty, Juſtizminiſter; 
den ehrenwerten Arthur Lewin Sifton, Miniſter der Zölle; 
für den auſtraliſchen Bund durch 
den ſehr ehrenwerten William Morris Hughes, Juſtizminiſter 
und Miniſterpräſidenten; 
den ſehr ehrenwerten Herrn Joſef Cook, G. C. M. G., Marire- 
miniſter; 
für die ſüdafrikaniſche Union durch 
den ſehr ehrenwerten General Louis Botha, Miniſter der ein- 
geborenen Angelegenheiten und Miniſterpräſidenten; 
den ſehr ehrenwerten Generalleutnant Jan Chriſtian Smuts, 
K. C., Miniſter der Verteidigung; 
für das Dominium von Neuſeeland durch 
den ſehr ehrenwerten William Ferguſſen Maſſey, Arbeits⸗ 
miniſter und Miniſterpräſidenten; 


für Indien durch 
den ſehr ehrenwerten Edwin Samuel Montagu, M. P., 
Staatsſekretär für Indien; 
den Generalmajor S. Hoheit den Maharaja Sir Ganga Singh 
Bahadur, Maharajar v. Bikaner. 
Der Präſident der franzöſiſchen Republik durch 
George Clemenceau, Miniſterpräſidenten, Kriegsminiſter; 
Stefan Pichon, Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten; 
Louis Lucien Klotz, Finanzminiſter; 
André Tardieu, Generalkommiſſar für die franzöſiſch⸗amerikaniſchen 
Kriegsangelegenheiten; 
Jules Cambon, franzöſiſchen Botſchafter; 
S. Majeſtät der König von Italien durch 
den Baron S. Sonnino, Abgeordneten; 
den Marquis G. Imperiali, Senator und Botſchafter S. M. 
des Königs von Italien in London; 
S. Crepſi, Abgeordneten; 
S. Majeſtät der Kaiſer von Japan durch 
den Marquis Saironzi, früheren Miniſterpräſidenten; 
den Baron Makino, früheren Miniſter der auswärtigen An⸗ 
gelegenheiten, Mitglied des diplomatiſchen Rates; 
den Vicomte Chinda, außerordentlichen und bevollmächtigten 
Botſchaſter S. M. des Kaiſers von Japan in London; 
K. Matſui, außerordentl. und bevollmächtigten Botſchafter 
S. M. des Kaiſers von Japan in Paris; 
H. Ijuin, außerordentl. und bevollmächtigten Botſchaſter 
S. M. des Kaiſers von Japan in Rom; 
Der Präſident der polniſchen Republit durch 
Ignatz J. Paderewski, Miniſterpräſidenten, Miniſter der 
auswärtigen Angelegenheiten; 
Roman Dmowski, Präſidenten des polniſchen National- 
kommités; 
nach Austauſch ihrer Vollmachten, die als gut und formrichtig an⸗ 
erkannt wurden, die nachfolgenden Abmachungen vereinbart: 


Kapitel I. 


Artikel 1. 

Polen verpflichtet fih, daß die in den Artikeln 2—8 des gegen⸗ 
wärtigen Kapitels enthaltenen Abmachungen als Grundgeſetze an- 
erkannt werden, daß kein Geſetz, keine Verordnungen, noch irgend eine 
offizielle Handlung in Widerſpruch oder in Gegenſatz zu dieſen Ab⸗ 


machungen fteben folle, und daß kein Gejeg, keine Verordnung, noch 
irgend eine offizielle Handlung ihnen gegenüber einen Vorrang haben 
dürfe. 

Artikel 2. 

Die polniſche Regierung verpflichtet ſich, allen Einwohnern ohne 
Unterſchied der Geburt, der Nationalität, der Sprache, der Raſſe oder 
der Religion, vollen Schutz ihres Lebens und ihrer Freiheit zu 
bewilligen. 

Alle Einwohner Polens haben das Recht der freien öffentlichen 
wie privaten Ausübungen jedes Glaubens, jeder Religion oder Glaubens⸗ 
lehre, deren Ausübung nicht mit der öffentlichen Ordnung und den 
guten Sitten unvereinbar iſt. 


Artikel 3. 

Polen anerkennt als polniſche Staatsangehörige rechtmäßig ohne 
jede Förmlichkeit die deutſchen, öſterreichiſchen, ungariſchen oder ruſſi⸗ 
ſchen Staatsangehörigen, die im Augenblicke des Inkrafttretens des 
gegenwärtigen Vertrages in dem Gebiete wohnen, welches als Teil Polens 
ſchon anerkannt iſt oder noch wird, jedoch unbeſchadet aller Beſtimmungen 
der Friedensverträge mit Deutſchland oder Oſterreich hinſichtlich der⸗ 
jenigen Perſonen, die in dieſen Gebieten nach einem beſtimmten Datum 
ihren Wohnſitz nehmen. Gleichwohl haben alle obenbezeichneten Per- 
ſonen, die über 18 Jahre alt ſind, das Recht, unter den in den 
genannten Verträgen vorgeſehenen Bedingungen für jede andere 
Nationalität, die ihnen offenſteht, zu optieren. Die Option des Ehe⸗ 
mannes ſchließt die der Ehefrau ein, die der Eltern diejenigen ihrer 
Kinder unter 18 Jahren. 

Die Perſonen, die das erwähnte Optionsrecht ausgeübt haben, 
müſſen innerhalb der nächſtfolgenden 12 Monate, ſoweit nicht Be⸗ 
ſtimmungen des Friedensvertrages mit Deutſchland entgegenſtehen, 
ihren Wohnſitz in den Staat verlegen, zu deſſen Gunſten ſie optiert 
haben. Sie ſind berechtigt, ihren unbeweglichen Beſitz im polniſchen 
Gebiete zu behalten. Sie dürfen ihr bewegliches Eigentum jeder Art 
mit ſich nehmen. Dabei darf ihnen keinerlei Ausfuhrzoll auf ſolches 
Gut auferlegt werden. 

Artikel 4. 

Polen anerkennt als polniſche Staatsangehörige rechtmäßig und 
ohne jede Förmlichkeit Perſonen deutſcher, öſterreichiſcher, ungariſcher 
oder ruſſiſcher Nationalität, die in dem genannten Gebiete von daſelbſt 
ihren Wohnſitz habenden Eltern geboren wurden, wenngleich ſie ſelbſt 
ihren Wohnſitz z. Zt. des Inkrafttretens des gegenwärtigen Vertrages 
dort nicht haben. 


Gleichwohl können ſolche Perſonen innerhalb von 2 auf das 
Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrages folgenden Jahren vor den 
zuſtändigen polniſchen Behörden ihres Aufenthaltslandes erklären, daß 
ſie auf die polniſche Staatsangehörigkeit verzichten, und ſie werden 
alsdann nicht mehr als polniſche Staatsangehörige angeſehen. In 
dieſer Hinſicht gilt die Erklärung des Ehemannes als verbindlich für 
die Ehefrau, die der Eltern für die Kinder unter 18 Jahren. 

Artitel 5. 

Polen verpflichtet ſich, keinerlei Hinderniſſe der Ausübung des 
Optionsrechtes zu bereiten, wie es in den von den Alliierten und 
Aſſoziierten Mächten mit Deutſchland, Oſterreich, Ungarn oder Rußland 
abgeſchloſſenen oder noch zu ſchließenden Verträgen vorgeſehen iſt und 
den Beteiligten geſtattet, die polniſche Nationalität zu erwerben oder 
nicht zu erwerben. 

Artilel 6. 

Die polniſche Staatsangehörigkeit wird rechtmäßig ſchon durch 
die Tatſache der Geburt auf polniſchem Gebiete für jede Perſon er⸗ 
worben, die keine andere Staatsangehörigkeit für ſich geltend machen kann. 


Artikel 7. 

Alle polniſchen Staatsangehörigen ohne Unterſchied der Raſſe, 
Sprache oder Religion ſind vor dem Geſetze gleich und genießen die 
gleichen bürgerlichen und politiſchen Rechte. 

Der Unterſchied der Religion, der Glaubenslehre oder des Be— 
kenntniſſes darf keinem polniſchen Staatsangehörigen ſchädlich ſein 
hinſichtlich des Genuſſes der bürgerlichen und politiſchen Rechte nament- 
lich bezüglich des Zutrittes zu öffentlichen Amtern, Stellen und Ehren 
oder der Ausübung der verſchiedenen Gewerbe- und Induſtriezweige. 

Es darf durch keine Verordnung eine Beſchränkung des freien 
Gebrauchs jeder beliebigen Sprache im privaten oder Handelsverkehre 
für irgend einen polniſchen Staatsangehörigen verfügt werden, ſei es 
auf dem Gebiete der Religion, der Preſſe oder jeder beliebigen Ver— 
öffentlichung oder in den öffentlichen Verſammlungen. 

Unbeſchadet der Feſtſetzung einer Amtsſprache durch die polniſche 
Regierung ſollen den polniſchen Staatsangehörigen nichtpolniſcher 
Zunge geeignete Erleichterungen für den mündlichen wie ſchriftlichen 
Gebrauch ihrer Sprache vor Gericht geboten werden. 

Artikel 8. 

Die polniſchen Staatsangehörigen völkiſcher, religiöſer oder ſprach— 
licher Minderheiten genießen dieſelbe Behandlung und die gleichen 
rechtlichen und tatſächlichen Sicherungen wie die anderen polniſchen 
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Staatsangehörigen. Namentlich haben fie das gleiche Recht, auf eigene 
Koſten wohltätige, religiöſe oder ſoziale Einrichtungen, Schulen und 
andere Erziehungsanſtalten zu ſchaffen, leiten und überwachen, mit dem 
Rechte, in dieſen frei ihre eigene Sprache zu gebrauchen und ihre 
Religion auszuüben. 

Artikel 9. 

Hinſichtlich des öffentlichen Unterrichtes ſoll die polniſche Regierung 
in den Städten und ländlichen Bezirken, in denen polniſche Staats⸗ 
angehörige nichtpolniſcher Zunge in beträchtlichem Verhältniſſe wohnen, 
geeignete Erleichterungen gewähren, um ſicherzuſtellen, daß in den 
Volksſchulen den Kindern dieſer polniſchen Staatsangehörigen der 
Unterricht in ihrer eigenen Sprache gegeben wird. Dieſe Abmachung 
ſoll die polniſche Regierung nicht hindern, in dieſen Schulen den Unter⸗ 
richt in der polniſchen Sprache pflichtmäßig zu machen. 

In den Städten und ländlichen Bezirken, in denen polniſche 
Staatsangehörige völkiſcher, religiöſer oder ſprachlicher Minderheiten 
in beträchtlichem Verhältniſſe wohnen, ſoll dieſen Minderheiten ein 
billiger Anteil an dem Genuſſe und der Verwendung der Summen 
ſichergeſtellt werden, die aus den öffentlichen Mitteln in den ſtaatlichen, 
ſtädtiſchen oder anderen Haushaltsplänen für Erziehung, Religion 
oder Wohlfahrt angeſetzt werden können. 

Die Beſtimmungen des gegenwärtigen Artikels dürfen nur auf 
die polniſchen Staatsangehörigen deutſcher Zunge in denjenigen Teilen 
Polens angewendet werden, die am 1. Auguſt 1914 zum deutſchen 
Gebiete gehörten. £ 

Artikel 10. 

Ortliche Schulausſchüſſe der jüdiſchen Gemeinſchaften in Polen 

ſollen unter der Oberaufſicht des Staates die Verteilung des aus 


öffentlichen Mitteln den jüdiſchen Schulen gemäß Art. 9 zugewieſenen 


Verhältnisanteils, wie auch die Einrichtung und Leitung dieſer Schulen 
ſicherſtellen. 

Die Beſtimmungen des Art. 9 über den Gebrauch der Sprache 
in den Schulen find auf dieſe Schulen anzuwenden. 

Artikel 11. 

Die Juden dürfen nicht zu irgendwelchen Handlungen gezwungen 
werden, die ihren Sabbat entheiligen. Auch darf ſie kein Rechtsnachteil 
treffen, wenn ſie ſich weigern, am Sabbate vor dem Gerichte zu er— 
ſcheinen oder geſetzliche Handlungen zu vollziehen. Dieſe Verfügung 
ſoll jedoch die Juden nicht von den allen polniſchen Staatsangehörigen 
obliegenden Verpflichtungen hinſichtlich der Notwendigkeiten des Militär- 
dienſtes, der nationalen Verteidigung oder der Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Ordnung befreien. 


Polen erklärt als feine Abſicht, davon abzujehen, allgemeine oder 
örtliche Wahlen an einem Sabbate auszuſchreiben oder zu genehmigen; 
keinerlei Einſchreibung für Wahl⸗ oder andere Zwecke darf an Sabbaten 


von obrigkeitwegen ſtattfinden. 


Artikel 12. 

Polen willigt ein, daß die Abmachungen der vorhergehenden Artikel 
in dem Maße, wie ſie Perſonen von Minderheiten der Raſſe, Religion 
oder Sprache betreffen, Verpflichtungen von internationaler Bedeutung 
darſtellen und unter den Schutz des Völkerbundes geſtellt werden. 
Sie können nicht ohne Zuſtimmung der Mehrheit des Rates des Völfer- 
bundes geändert werden. Die Vereinigten Staaten von Amerika, das 
Britiſche Reich, Frankreich, Italien und Japan verpflichten ſich, ihre 
Zuſtimmung keiner Anderung der genannten Artikel zu verſagen, die 
in gehöriger Form von der Mehrheit des Rates des Völkerbundes 
genehmigt würde. 

Polen willigt ein, daß jedes Mitglied des Rates des Völker⸗ 
bundes das Recht hat, die Aufmerkſamkeit des Rates auf jede Tilber- 
tretung oder jede Gefahr einer Übertretung irgend einer dieſer Ber: 
pflichtungen zu lenken, und daß der Rat in der Weiſe vorgehen und 
ſolche Anweiſungen erteilen könne, wie ſie den Umſtänden entſprechend 
und wirkſam erſcheinen. i 

Polen willigt weiter ein, daß im Falle von Meinungs⸗ 
verſchiedenheit in Rechts- und Tatfragen hinſichtlich dieſer Artikel 
zwiſchen der polniſchen Regierung und irgend einer der Alliierten und 
Aſſoziierten Hauptmächte oder jeder anderen dem Rate des Völker⸗ 
bundes angehörenden Macht dieſe Meinungsverſchiedenheit als eine 
Streitfrage von internationalem Charakter nach Art. 14 des Völker⸗ 
bundvertrages angeſehen wird. Die polniſche Regierung willigt ein, 
daß jede derartige Streitfrage auf Verlangen des anderen Teiles vor 
den ſtändigen Gerichtshof gebracht wird. Die Entſcheidung des 
ſtändigen Gerichtshofes unterliegt keiner Berufung und hat dieſelbe 
Kraft und Geltung, wie eine Entſcheidung gemäß Art. 13 des Völker⸗ 
bundvertrages. 

Kapitel II. 
Artikel 13. 

Jede der Alliierten und Aſſoziierten Hauptmächte einer- und 
Polen andererſeits kann in ihren entſprechenden Hauptſtädten diplo- 
matiſche Vertreter, ſowie in den Städten und Häfen ihrer Gebiete 
Generalkonſuln, Konſuln, Vizekonſuln und Konſularagenten ernennen. 
Die Generalkonſuln, Konſuln, Vizekonſuln und Konſularagenten können 
jedoch erſt in Tätigkeit treten, nachdem ſie in der üblichen Form von 
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der Regierung des Landes, in deſſen Gebiet fie entſandt wurden, zu- 
gelaſſen ſind. 

Die Generalkonſuln, Konſuln, Vizekonſuln und Konſularagenten 
werden jede Art von Vorteilen, Ausnahmeſtellung und Unverletzlichkeit, 
genießen, die den Konſularagenten der meiſtbegünſtigten Nation zu- 
geſichert werden. 

Artikel 14. 

Bis die polniſche Regierung einen Zolltarif angenommen hat, 
werden die Waren, die aus den Alliierten und Aſſoziierten Staaten 
ſtammen, bei der Einführung in Polen keinen höheren Abgaben unter- 
worfen werden, als den vorteilhafteſten, die bei der Einführung 
gleicher Waren, ſei es nach dem deutſchen, ſei es nach dem öſterreichiſch— 
ungariſchen Zolltarif oder dem am 1. Juli 1914 in Kraft ſtehenden 
ruſſiſchen Tarif anwendbar waren. 

Artikel 15. 

Polen verpflichtet ſich, keinen Vertrag, kein Abkommen oder keine 
Übereinkunft zu ſchließen und keine Maßregel zu ergreifen, die es 
hindern könnte, an irgend einer unter der Leitung des Völkerbundes 
zu ſchließenden allgemeinen Konvention hinſichtlich der billigen Be- 
handlung des Handels der anderen Staaten innerhalb fünf Jahren 
vom Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrages an teilzunehmen. 

Polen verpflichtet ſich gleichermaßen, innerhalb derſelben füni 
Jahre auf alle Alliierten oder Ajsziierten Staaten jede Begünſtigung 
oder jedes Privileg in Zollſachen auszudehnen, die es irgend einem der 
Staaten bewilligen könnte, mit denen die Alliierten und Aſſoziierten 
Staaten ſich ſeit Auguſt 1914 im Kriegszuſtande befanden, oder jedem 
anderen Staate, der mit Oſterreich beſondere Zollabkommen ſchlöſſe, 
wie fie in dem mit Oſterreich abzuſchließenden Friedensvertrage vor- 
geſehen ſind. 

Artikel 16. 

Bis zum Abſchluſſe der obengenannten allgemeinen Konvention 
verpflichtet ſich Polen, dieſelbe Behandlung wie den eigenen Schiffen 
oder den Schiffen der meiſtbegünſtigten Nation den Schiffen aller 
Alliierten und Aſſoziierten Staaten zu bewilligen, die eine entſprechende 
Behandlung den polniſchen Schiffen zuſagen. 

Von dieſer Beſtimmung iſt das Polen und jedem anderen 
Alliierten und Aſſoziierten Staate ausdrücklich zuerkannte Recht, ſeinen 
Küſtenſchiffahrthandel den eigenen Schiffen vorzubehalten, aus— 


genommen. 
Artikel 17. 


Bis zu dem unter Leitung des Völkerbundes zu bewirkenden 
Abſchluſſe einer allgemeinen Konvention, die beſtimmt iſt, die Freiheit 
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der Verbindungen und des Tranſitverkehrs ſicherzuſtellen und aufrecht⸗ 
zuerhalten, verpflichtet ſich Polen, die Freiheit des Tranſitverkehrs in 
dem polniſchen Gebiete einſchließlich der Binnengewäſſer für Perſonen, 
Waren, Schiffe, Wagen, Waggons und Poſtſendungen von und nach 
jedem der Alliierten und Aſſoziierten Staaten zu bewilligen und ihnen 
hinſichtlich der Erleichterungen, Belaſtungen, Beſchränkungen oder 
jedes anderen Gegenſtandes eine Behandlung zuzugeſtehen, die zum 
mindeſten ebenſo günſtig iſt, wie für Perſonen, Waren, Schiffe, 
Wagen, Waggons und Poſtſendungen Polens oder jeder anderen 
mehrbegünſtigten Nationalität, Herkunft, Einfuhr oder Eigentum. 

Alle Belaſtungen dieſes Tranſithandels in Polen müſſen ver⸗ 
nünftige Rückſicht auf die Bedingungen dieſes Handels nehmen. Die 
Tranſitwaren ſind von allen Zoll- und ſonſtigen Abgaben frei. Gemeine 
Tarife für den Tranſithandel durch Polen und gemeine Tarife 
zwiſchen Polen und jedem Alliierten oder Aſſoziierten Staate, die 
Karten oder Scheine für durchgehende Wagen zulaſſen, ſollen feſt⸗ 
geſetzt werden, wenn eine ſolche Alliierte oder Aſſoziierte Macht es 
verlangt. 

Die Freiheit des Tranſits erſtreckt ſich auch auf den Poſt⸗, 
Telegraphen- und Telephondienſt. 

Es verſteht ſich, daß kein Alliierter oder Aſſoziierter Staat das 
Recht hat, die Wohltat dieſer Beſtimmungen für irgend einen Teil 
ſeines Gebietes in Anſpruch zu nehmen, in dem nicht hinſichtlich des 
gleichen Gegenſtandes eine entſprechende Behandlung zugeſtanden würde. 

Sollte binnen fünf Jahren vom Inkrafttreten des gegenwärtigen 
Vertrages an die obenerwähnte allgemeine Konvention unter Leitung 
des Völkerbundes nicht geſchloſſen ſein, ſo hat Polen in jedem Augen— 
blicke das Recht, die Beſtimmungen dieſes Artikels aufzuheben unter 
dieder Bngung, daß es zwölf Monate vorher den Generalſekretär des 
Völkerbundes davon in Kenntnis geſetzt hat. 


Artikel 18. 

Bis zum Abſchluſſe einer allgemeinen Konvention für die inter- 
nationale Verwaltung der Waſſerwege verpflichtet ſich Polen, beim 
Flußnetze der Weichſel (einſchl. Bug und Narew), die durch die 
Art. 322 327 des Friedens mit Deutſchland für die internationalen 
Waſſerwege feſtgeſetzte Verwaltung anzuwenden. 

Artikel 19. 

Polen verpflichtet ſich, im Verlauf von zwölf Monaten vom 
Abſchluſſe des gegenwärtigen Vertrages an, jih den im Anhang L auf- 
gezählten internationalen Abmachungen anzuſchließen. 


Polen verpflichtet ſich, allen neuen Abmachungen zuzuſtimmen, 
die mit Billigung des Rates des Völkerbundes binnen fünf Jahren 
vom Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrages an geſchloſſen werden 
und beſtimmt find, eine der im Anhang I aufgezählten Abmachungen 
zu erſetzen. 

Die polniſche Regierung verpflichtet ſich, binnen zwölf Monaten 
dem General-Sefretariat des Völkerbundes bekanntzugeben, ob Polen 
der einen oder beiden Abmachungen, die im Anhang II aufgezählt 
ſind, ſich anſchließen will oder nicht. 

Bis zu ſeinem Anſchluſſe an die beiden letzten Abmachungen, 
die im Anhang I aufgezählt find, verpflichtet fit Polen unter der 
Bedingung der Gegenſeitigkeit, durch wirkſame Maßregeln die Sicher- 
heit des induſtriellen, literariſchen und künſtleriſchen Eigentums der 
alliierten oder aſſoziierten Staatsangehörigen zu gewährleiſten. Im 
Falle, daß einer der Alliierten und Aſſoziierten Staaten ſich den 
genannten Abmachungen nicht anſchließen ſollte, genehmigt Polen die 
Sicherſtellung dieſes wirkſamen Schutzes bis zum Abſchluſſe eines 
beiderſeitigen Sondervertrages oder Übereinkommens mit dem ge- 
nannten Alliierten oder Aſſoziierten Staate über dieſe Aufgaben. 

Bis zu feinem Anſchluſſe an die anderen, im Anhange I er- 
wähnten Abmachungen, ſichert Polen den Staatsangehörigen der 
Alliierten und Aſſoziierten Mächte die Vorteile zu, die ihnen nach den 
genannten Abmachungen zuerkannt wären. 

Polen geſteht außerdem unter der Bedingung der Gegenſeitigkeit 
zu, alle Rechte anzuerkennen, die das induſtrielle, literariſche und 
künſtleriſche Eigentum berühren und Staatsangehörigen der Alliierten 
und Aſſoziierten Mächte gehören, und die ohne den Ausbruch der 
Feindſeligkeiten auf dem ganzen polniſch werdenden Gebiete anerkannt 
worden wären. Zu dem Zwecke bewilligt ihnen Polen die Wohltat 
der durch die Art. 307 und 308 des Vertrages mit Deutſchland 
genehmigten Friſt. 

; Anhang 1. 
Abkommen über Telegraphie und Funlentelegraphie. 

Internationales Telegraphenabkommen in St. Petersburg am 
10./22. Juli 1875 unterzeichnet. 

Verordnung über internationalen Dienſt und Tarife, feſtgeſetzt 
durch die internationale Telegraphenkonferenz in Liſſabon am 
11. Juni 1908. 

Funkentelegraphiſches Abkommen vom 5. Juli 1912. 

Eiſenbahnabkommen. 

Abkommen und Übereinkommen unterzeichnet in Bern am 

14. Oktober 1890, am 20. September 1893, am 16. Juli 1895, am 


16. Juni 1898 und am 19. September 1906 und Die laufenden 
Ergänzungsbeſtimmungen zu den genannten Abkommen. 

Übereinkommen vom 15. Mai 1886 über den Verſchluß der 
Waggons vor der Zollabfertigung, und das Protokoll vom 18. Mai 1907. 

Übereinkommen vom 15. Mai 1886 bezüglich der techniſchen 
Einheit der Schienen und des Eiſenbahnmaterials, abgeändert am 
18. Mai 1907. 

Sanitätsabkommen. 
Abkommen vom 3. Dezember 1903. 


Andere Abkommen. 

Abkommen vom 26. September 1906 über das Verbot der 
Nachtarbeit für Frauen in der Induſtrie. 

Abkommen vom 26. September 1906 über das Verbot der 
Verwendung des weißen Phosphors bei der Herſtellung der Streich⸗ 
hölzer. 

Abkommen vom 18. Mai 1904 und vom 4. Mai 1910 über das 
Verbot des Mädchenhandels. 

Abkommen vom 4. Mai 1910 betr. das Verbot unzüchtiger 
Veröffentlichungen. 

Internationales Abkommen von Paris vom 20. Mai 1883, 
revidiert in Waſhington 1911, über den Schutz des induſtriellen 
Eigentums. 

Internationales Abkoumen von Bern vom 9. September 1886, 
revidiert in Berlin am 15. November 1908 und vervollſtändigt durch 
das Zuſatzprotokoll, unterzeichnet in Bern am 20. März 1914 über 
den Schutz der literariſchen und künſtleriſchen Werke. 


Anhang II. 


Übereinkommen von Madrid vom 14. April 1891 über das 
Verbot der falſchen Urſprungszeugniſſe für Waren, revidiert in 
Waſhington 1911. 

Übereinkommen von Madrid vom 14. April 1891 über die inter- 
nationale Eintragung der Fabrikmarken, revidiert in Waſhington 1911. 


Artikel 20. 

Alle den Alliierten und Aſſoziierten Staaten bewilligten Rechte 
und Privilegien werden in gleicher Weiſe von allen Staaten, die Mit⸗ 
glieder des Völkerbundes ſind, erworben. 

Artitel 21. 

Polen übernimmt die Verantwortlichkeit für einen Teil der 

ruſſiſchen öffentlichen Schuld und aller anderen ruſſiſchen Finanz⸗ 


verpflichtungen des ruſſiſchen Staates, wie fie durch ein beſonderes 
Abkommen zwiſchen den Alliierten und Aſſozüerten Hauptmächten 
einer⸗ und Polen andererſeits feſtgeſetzt wird. Dieſes Abkommen ſoll 
durch eine von den genannten Mächten zu beſtimmende Kommiſſion 
vorbereitet werden. Sollte die Kommiſſion nicht zu einem Überein⸗ 
kommen gelangen, ſo würden die Streitfragen unmittelbar dem Urteil 
des Völkerbundes unterworfen werden. 

Der gegenwärtige Vertrag, deſſen franzöſiſcher und engliſcher 
Text maßgebend ſind, ſoll ratifiziert werden. Er tritt zur gleichen 
Zeit wie der Friedensvertrag mit Deutſchland in Kraft. 

Die Niederlegung der Ratifikation erfolgt in Paris. 

Die Mächte, deren Regierung ihren Sitz außerhalb Europas 
hat, haben das Recht, ſich auf eine Erklärung durch ihren diplomatiſchen 
Vertreter in Paris gegenüber der Regierung der franzöſiſchen Republik 
zu beſchränken, daß ihre Ratifikation erteilt iſt. In dieſem Falle 
müſſen ſie die Ausfertigung davon ſobald als möglich übermitteln. 

Ein Protokoll über die Niederlegung der Ratifikation wird auf— 
genommen. Die franzöſiſche Regierung übermittelt allen unter— 
zeichneten Mächten eine wörtliche Abſchrift des Protokolls über die 
Niederlegung der Ratifikation. 

Des zur Urkunde haben die obengenannten Bevollmächtigten 
den gegenwärtigen Vertrag unterzeichnet. 

Gegeben in Verſailles den 28. Juni 1919 in einer einzigen 
Ausfertigung, die in den Regierungs-Archiven der franzöſiſchen Re- 
publik niedergelegt wird, und von der beglaubigte Abſchriſten jeder 
der dieſen Vertrag unterzeichneten Mächte übermittelt werden. 


(L. S.) Woodrow Wilſon. (L. S.) Robert Lanſing. (L. S.) Henry White. 
(L. S.) E. Bl. Goufe, (L. S.) Tasker 5. Bliß. (L. S.) D. Lloyd George. 
(L. S.) 8. Bonar Law. (L. S.) Milner. (L. S.) Arthur James Balfour. 
(L. S.) George N. Barnes. (L. S.) Cof. J. Doherty. (L. S.) Arthur L. Siftov. 
(L. S.) W. M. Hughes. (L. S.) Jofeph Cook, (L. S.) Louis Botha. 
(L. S.) 3. C. Jauts. (L. S.) €. 5. Montagu. (L. S.) Ganger Singh,. 
Maharaja de Bikaner, (L. S.) G. Clementeau. (L. S.) 5. Pihon. 
(L. S.) L. L. Klotz. (L. S.) Andre Tardieı. (L. S.) Jules Cambon. 
(L. S.) Sidney Sonnino. (L. S.) Imperiali. (IL. S.) Silvio Erespi. 
(L. S.) Salonzi. (L. S.) N. Maki o. (L. S.) H. Chin a. (L. S.) B. Matſui. 
(L. S.) H. Zjuin. (L. S.) J. 3. Paderewski (I. S.) Roman Dmowski. 


Anlage 8. 


Bemerkungen der Danziger Delegation zum Konventions- 
entwurf der Botſchafterkonferenz. Abgeſandt Paris am 
18. Oktober 1920. e 


Zu Artikel 2. Der Artikel 2 ſpricht Polen das Recht zu, die 
Führung der auswärtigen Angelegenheiten der Freien Stadt Danzig 
ſicherzuſtellen. Polen hat nach dem Entwurf ſich bei Ausübung dieſes 
Rechtes nach den Wünſchen zu richten, die ihm von der Regierung der 
Freien Stadt Danzig zugehen. Trotz engſter wirtſchaftlicher Bezie⸗ 
hungen wird Polen nicht immer in der Lage ſein, die Intereſſen 
Danzigs ausreichend zu beurteilen und zu vertreten. Wir bitten daher, 
um jeden Zweifel auszuſchließen, die Verpflichtung Polens, nach Dan⸗ 
ziger Wünſchen zu handeln, auch ausdrücklich in den Vertrag aufzu⸗ 
* 

Der Abſatz 11 des Artikels bedeutet eine unerträgliche Beein— 
trächtigung des geſamten kulturellen und wirtſchaſtlichen Lebens D Danzigs, 
indem Polen nach völlig freiem Belieben die Paßviſa für die D anziger, 
die ausreiſen wollen, erteilen oder verjagen kann. Es ergeben ſich dabei 
folgende drei Fragen, die der Entwurf offen läßt: 

a) Soll für Danziger, die ins Ausland reifen, dauernd ein Pah- 
zwang eingeführt werden? 

Sind für die Danziger auch Päſſe für die Einreiſe nach Polen 
erforderlich? 

c) Hat Polen die Möglichkeit, die Ausſtellung von Paßviſen für 
Danziger Staatsangehörige ohne Angabe von Gründen über- 
haupt abzulehnen? 

Zur erſten Frage. Für ein kleines Staatsweſen wie Danzig, 
bei dem ſchon das einfachſte Geſchäft in der Regel den Kaufmann über 
die Grenzen hinausführt, und das ausſchließlich auf den Handel an- 
gewieſen iſt, iſt die Erleichterung des Verkehrs über ſeine Grenzen 
hinaus eine Lebensfrage. Wir beantragen daher die Aufhebung des 
Paßzwanges und die Streichung des Abſatzes II des Artilels 2. 

Zur zweiten Frage. Polen iſt für Danzig Ausland, wird aber 
gleichwohl in engſten wirtſchaftlichen Beziehungen zu Danzig ſtehen 
und für Danzig Zollinland ſein. Nach dem Wortlaut des Artikels 2 
Abſatzl!! müßten aber auch für Reifen nach Polen für Danziger Staats⸗ 
angehörige viſierte Päſſe ausgeſtellt werden, was ſchon durch einen bereits 
beſtehenden Vertrag ausgeſckloſſen iſt. 

Zur dritten Frage. Die Möglichkeit Polens, die Ausſtellung 
von Paßviſen für Danziger Staatsangehörige gänzlich abzulehnen, iſt 
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nicht von der Hand zu weiſen. Der Entwurf ſieht keine Verpflichtung 
Polens zur Ausſtellung der Viſen vor. Danzig kann, wie die Be- 
ſtimmung vorgeſchlagen ift, die Ausſtellung der Paßviſen in keiner 
Weiſe beeinfluſſen. Das Beſchwerderecht an den Oberkommiſſar ſchlägt 
hier nicht durch, weil die Abhilfe ſtets zu ſpät kommen würde. 

Es wird alſo eine Quelle ſtändiger Mißhelligkeiten geſchaffen, die 
nicht zur Vertiefung des gegenſeitigen Verhältniſſes beitragen wird. 
Wir müſſen noch darauf hinweiſen, daß der Entwurf die Möglichkeit 
zu einer dauernden Beſteuerung der Danziger durch Polen bietet. 
Polen iſt in der Höhe der Gebühren, die es für die Ausſtellung ſeiner 
Paßviſen erhebt, durch keinerlei Vorſchriften gebunden. Der Paßzwang 
kann daher zu einer Kopfſteuer für alle diejenigen Danziger werden, 
die ſich ins Ausland begeben müſſen und dazu gezwungen ſind, das 
polniſche Viſum nachzuſuchen. Dieſe Konſequenz iſt für Danzig und 
ſeinen Wirtſchaftsverkehr von außerordentlicher Bedeutung und kann 
dazu führen, den Danziger Verkehr völlig zu unterbinden. : 

Zu Artikel 3. Wir bitten um Aufnahme einer Beſtimmung, 
wonach alle Angelegenheiten, die Danziger Staatsangehörige betreffen, 
bei den Konſulaten., denen Danziger Beauftragte beigeordnet ſind, 
auch den Danziger Beauftragten zur Bearbeitung überwieſen werden 
mijjen. 

Was dieje Beauftragten ſelbſt anbelangt, fo dürfte es nicht möglich 
jein, fie der polniſchen Regierung gegenüber verantwortlich zu machen. 
Es muß vielmehr eine Abhängigkeit dieſer Beauftragten von der 
Danziger Regierung gegeben ſein, wenn anders ſie zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben im Danziger Intereſſe angehalten werden ſollen. Danzig 
muß auch die Möglichkeit beſitzen, ihnen unmittelbare Weiſungen zu 
erteilen, von ihnen Berichte zu erfordern und fie auch eventuell ab- 
zuberufen. 

Zu Artitel 4. Der Artikel ſpricht von Konſularagenten, die in 
Danzig ihren Sitz haben ſollen. Danzig iſt bereits der Sitz von 
Berufsfonfuln von England, Frankreich, Amerika, Spanien und 
Griechenland. Wir bitten daher, um jeden Zweifel auszuſchließen, 
neben den Konſularagenten auch die Konſuln zu erwähnen. 

Zu Artikel 5. Unter den Vorausſetzungen, die wir zu Artikel 3 
aufgeſtellt haben, wird die Freie Stadt Danzig bereit ſein, die von 
ihr den polniſchen Konſulaten zugeteilten Beauftragten und die aus 
ihrer Tätigkeit entſtehenden Koſten ſelbſt zu tragen. Wir bitten, dem 
Artikel einen entſprechenden Zuſatz zu geben, der gleichzeitig ausſpricht, 
daß entſprechend auch die Abgaben und Gebühren, die aus dem Dienſt 
der Danziger Beauftragten erwachſen, der Freien Stadt Danzig zufallen. 
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Zu Artikel 7. Auswärtige Anleihen. Wir bitten, den Artikel 7 
zu ſtreichen. Die Beſtimmung würde den ſofortigen Zuſammenbruch 
der freiſtaatlichen Finanzwirtſchaft herbeiführen. Da die Kapitalmaſſen 
in Danzig für den Kreditbedarf des Wirtſchaftslebens und der Freien 
Stadt Danzig nicht ausreichen, ſo iſt die Freie Stadt für ihre Kredit⸗ 
bedürfniſſe auf das Ausland notwendig angewieſen. Die Aufgaben 
der Freien Stadt erfordern eine jederzeit bereite und ſchmiegſame 
Finanzwirtſchaft. Da das Hereinkommen der laufenden Einnahmen 
des Haushalts ſich nicht deckt mit der Fälligkeit der einzelnen laufenden 
Ausgaben, ſo benötigt die Freie Stadt zur Abwicklung ihrer laufenden 
Ausgaben ein großes Betriebskapital; daneben hat aber die Freie 
Stadt eine Reihe großer außerordentlicher Ausgaben zu leiſten — 
namentlich infolge der beſonderen durch die wirtſchaftlichen Verhältniſſe 
des Krieges herbeigeführten Lage — die außerhalb des ordentlichen 
Haushalts durch Anleihen zu decken ſind und zunächſt aus kurzfriſtig 
aufzunehmenden Krediten beſtritten werden. Dieſe Ausgaben treten 
an die Staatskaſſen häufig ſo unvermutet heran, daß die Eindeckung 
der erforderlichen Betriebsgelder oft innerhalb weniger als innerhalb 
eines Tages erfolgen müſſen. Die weitere wichtige Aufgabe der Finanz⸗ 
verwaltung iſt es, die für die außerordentlichen Ausgaben aufgenommenen 
kurzfriſtigen Kredite in Daueranleihen zu verwandeln, um die dringende 
Gefahr zu beſeitigen, daß die kurzfriſtigen Kredite aufgekündigt werden 
und die Aufnahme neuer deckender kurzfriſtiger Kredite ſcheitert. Das 
in Artikel 7 vorgeſchriebene Genehmigungsverfahren hat nicht nur die 
Schlagfertigkeit der Finanzwirtſchaft beeinträchtigt, ſondern ſchließt 
überhaupt aus, Geldgeber zu finden. Denn es iſt bisher im öffent 
lichen Finanzleben einem Staat eine ſolche Genehmigungspflicht nicht 
auferlegt worden und die Kapitaliſten werden nicht gewillt ſein, ihre 
mit der Freien Stadt etwa abzuſchließenden Geſchäfte einer genehmigenden 
Inſtanz offenzulegen und zu unterbreiten; auch werden ſie die mit der 
Genehmigungspflicht belaſtete Freie Stadt nicht als kreditwürdig an- 
ſehen, und ſie werden ihre Gelder anderweitig anlegen. Danzigs 
Anſehen in der Finanzwelt wird durch Artikel 7 vernichtet, es würde 
in kürzeſter Friſt die Zahlungseinſtellung Danzigs erfolgen. 

Zu Artilel 8. Flaggen. Wir bitten, dem Satz des Artikels 8 
folgenden Zuſatz zu geben: „und ferner eingeſchloſſen diejenigen Mit- 
eigentumsgemeinſchaften (Partenreedereien), bei denen die Mehrheit der 
Eigentumsanteile in den Händen Danziger Staatsangehöriger oder 
obengenannter „ſociétés“ oder „aſſociations“ liegt, ſofern das Schiff 
beim Inkrafttreten dieſes Vertrages im Schiffsregiſter des Amtsgerichts 
Danzigs eingetragen iſt“. Außer den Handelsgeſellſchaften kommt noch 
der Fall der ſogenannten Partenreedereien in Betracht. 


Kapitel II. Zollverwaltung. 

Zu Artikel 12. Wir dürfen dieſer Beſtimmung entnehmen, 
daß die Freie Stadt Danzig als freie Stadt eine eigene ſtaatliche Zoll⸗ 
verwaltung führt. 

Zu Artikel 13. Den Abſatz 2 des Artikels 13 bitten wir zu 
erſetzen durch folgende Beſtimmung: 

„Aus der Geſamtſumme der in den Gebieten beider Vertrags- 
ſtaaten aufkommenden Zolleinkünfte ſind vorweg die Verwaltungs⸗ 
ausgaben beider Vertragsſtaaten in Abzug zu bringen. Nach welchem 
Maßſtab der nach Abzug dieſer Verwaltungsausgaben verbleibende 
Reſt der Zolleinkünfte zwiſchen Polen und der Freien Stadt Danzig ver- 
teilt wird, iſt entſprechend der Beſtimmung des Artikels 15 zwiſchen 
beiden Staaten zu vereinbaren“. 

Danzig hat als der Ein- und Ausſuhrhafen für Polen beträcht⸗ 
liche Laſten auf fih zu nehm en. Dieſe beſtehen zunächſt unmittelbar 
in den Zuſchüſſen, welche Danzig auf Grund des Artikels 21 zu den 
Koſten des Hafens, der Eiſenbahn und des Waſſerweges zu leiſten 
hat. Nach den bisherigen Erfahrungen iſt für abſeh bare Zeiten ſicher 
mit einem ſolchen Zuſchuß zu rechnen. Ferner ſind aber mittelbar 
als Laſten des Hafens jene Millionenbeträge anzuſprechen, welche 
Danzig an Erwerbsloſenfürſorge, Woh nungsſürſorge und anderen 
ſozialen Fürſorgemaßnalh men für die Arbeiterſchaft Danzigs auf- 
zubringen hat, denn die Arbeiterſchaft Danzigs iſt für den ordnungs⸗ 
mäßigen Betrieb des Hafens und ſeiner Verkehrseinrichtungen not⸗ 
wendige Vorausſetzung. Die Zolleinnahmen bilden einen der Gegen— 
werte für das Bereitſtellen der Verkehrseinrichtungen und des Hafens. 
Die Finanzwirtſchaft der Freien Stadt muß damit rechnen, daß ſich 
dieſer Gegenwert in gewiſſen erfaßbaren Grenzen bewegt. Dies iſt 
aber nicht der Fall, wenn für die Berechnung der Zollanteile der 
Freien Stadt Danzig zugrunde gelegt werden die durch die Zoll— 
erhebung in Danzig örtlich aufkommenden Gelder. Denn nach den 
in allen Ländern geltenden Beſtimmungen haben die in Polen wohnenden 
Empfänger der Güter es jederzeit in der Hand, ob die Güter unter 
Zollverſchluß bis zum Empfangsort durchlaufen und erſt am Empfangs⸗ 
ort in Polen, z. B. Warſchau, verzollt werden. Alle dieſe am polniſchen 
Beſtimmungsort erhobenen Zollgelder würden bei dem durch den 
Artikel 13 Abſatz 2 vorgeſehenen Verfahren der Verteilungsmaſſe ver⸗ 
loren gehen. Um dies zu verhüten und eine ſichere Verteilungs— 
grundlage zu ſchaffen, ſchlagen wir vor, als Verteilungsmaſſe die 
Geſamtſumme der in Polen und Danzig überhaupt aufkommenden 
Zollgelder zu nehmen. Es wird Sache der nach Artikel 15 ſpäterhin 


zu führenden Verhandlungen ſein, auf dieſer Verteilungsgrundlage 
denjenigen Verteilungsmaßſtab zu finden, welcher beiden Staaten 
einen in angemeſſenen Grenzen gehaltenen Anteil an den Zoll— 
einnahmen gewährt. 

Zu Artilel 15 zu a) 

1. Es ſcheint inſofern ein Schreibfehler vorzuliegen, als ſtatt 
„douaniers“ „douanier“ geſetzt iſt. 

2. Bei der Regelung der Zollgeſetzgebung und der Zolltarife 
werden ſtets die beſonderen Intereſſen Danzigs als Handels-, Induſtrie⸗ 
und Hafenſtadt berückſichtigt werden müſſen, umſomehr als Danzig 
auf weſentlich anderer wirtſchaftlicher Grundlage beruht als Polen. 
Es wird u. E. erforderlich ſein, daß Danzig in die Lage verſetzt 
wird, rechtzeitig vor dem Erlaß von Zollgeſetzen und Zolltarifen, ſowie 
von abändernden Beſtimmungen ſich zu äußern und ſeine Intereſſen 
zur Geltung zu bringen, und daß Danzig das Recht eingeräumt 
wird, die Entſcheidung des Oberkommiſſars anzurufen, wenn in dem 
polniſchen Geſetz oder Zolltarifen die von Danzig geltend gemachten 
Intereſſen nicht berückſichtigt ſind. Wir glauben zwar, daß durch die 
Eingangsworte des Artikels 15 zu a) „d'examiner les mesures à 
prendre en vue de application à la Ville Libre de la législition 
et du tarif douanier polonais“ in Verbindung mit Artikel 35 dieſe 
unſere Auffaſſung bereits beſtätigt wird. Jedoch iſt die Sachlage 
nicht zweifelsfrei. Bei der außerordentlichen Wichtigkeit dieſer Frage 
und der Gefahr ſpäterer Mißverſtändniſſe und Meinungsverſchieden⸗ 
heiten zwiſchen beiden Staaten bitten wir, der erwähnten Beſtimmung 
eine ſolche Faſſung geben zu wollen, daß die vorhandenen Zweifel 
beſeitigt werden. 

3. Wir bitten im Artikel 15 a) die Worte: „et pour adapter 
autant que possible à la législation polonaise la législation 
dantzikoise concernant les monopoles, et en général, tous droits 
et impôts indirects“ zu ftreihen und dem Artikel 15 folgenden 
2. Abſatz zu geben: „Polen und die Freie Stadt Danzig find in der 
Geſtaltung ihrer indirekten Steuern, Gebühren, Abgaben und Monopole 
ein jeder Staat ſelbſtändig. Beide vertragſchließenden Teile werden 
bemüht ſein, ſoweit es die eigenen beſonderen Intereſſen zulaſſen, ihre 
Geſetzgebungen bezüglich der indirekten Steuern, Gebühren, Abgaben 
und Monopole möglichſt einander anzupaſſen.“ 

Für den Haushalt der Freien Stadt werden gerade die indirekten 
Steuern, Abgaben und Monopole in den nächſten Zeiten von ent- 
ſcheidender Bedeutung ſein. Es kann den Zuſammenbruch der Staats— 
finanzen bedeuten, wenn die Einnahmen Danzigs aus den indirekten 


Steuern, Abgaben und Monopolen fit automatiſch regeln nach den 
Maßnahmen, welche Polen mit Rückſicht auf feine ganz anders ge 
arteten wirtſchaftlichen Verhältniſſe trifft. Dieſe Gefahr wird auch 
nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß Polen vor Einführung oder Ab— 
änderung ſolcher Steuern und Monopole der Freien Stadt Gelegen— 
heit zur Außerung geben wird; denn bei einer gemeinſchaftlichen Ge- 
ſetzgebung Polens und Danzigs über die indirekten Steuern werden 
naturgemäß die Intereſſen Polens als des größeren Staates den 
Ausſchlag geben. Auch mittelbar würden bei Einführung einer ſolchen 
Bindung Danzigs in der Regelung der indirekten Steuern, Abgaben 
und Monopole die Finanzen der Freien Stadt ſchwerſten Schaden 
erleiden. Das Wirtſchaftsleben Danzigs als einer Handels- und 
Induſtrieſtadt iſt weſentlich verſchieden von der Eigenart des polniſchen 
Wirtſchaftslebens. Steuergeſetze, welche unter Würdigung polniſcher 
Wirtſchaftsintereſſen zweckmäßig ſind, können die wichtigſten Zweige 
des Danziger Wirtſchaftslebens im Innerſten erſchüttern und die 
Steuerkraft Danzigs ſchwer ſchädigen. Ebenſo können durch die 
polniſche Geſetzgebung Danzig Monopole auferlegt werden, die für 
die beſonderen Danziger Verhältniſſe völlig ungeeignet ſind, den 
ſtaatlichen Finanzen ungeheuerliche Verwaltungskoſten auferlegen, ohne 
irgendwelchen Nutzen oder Ertrag zu bringen. Im übrigen ſind in 
der Finanztechnik die indirekten Steuern, Abgaben und Monopole 
als innere Abgaben von den Zöllen weſentlich verſchieden, und es 
bedeutet eine verſchiedene Geſetzgebung über die indirekten Steuern, 
Abgaben und Monopole in den einzelnen Teilen eines Zolleinheits— 
gebiets und keine Verletzung des Begriffs der Zolleinheit, wie ſogar in 
den verſchiedenen Städten desſelben Staates die indirekten Steuern 
a. B. die Brauſteuer und Fleiſchſteuer verſchieden geſtaltet wird. Durch 
eine Verſchiedenheit der indirekten Steuern und Monopole in einzelnen 
Teilen wird nicht eine der Zollgrenze gleichartige Schranke errichtet, 
ſondern nach dem bisherigen Verfahren der Finanztechnik wickelt ſich 
der Handelsverkehr durchaus glatt und ohne Schwierigkeiten ab. 

Zu c) bitten wir, den Satz 2 zu ſtreichen. Wir beziehen uns 
auf das in Artikel 13, Abſ. 2 Geſagte. 


Kapitel III, Hafen, Eiſenbahn⸗ und Waſſerwege. 
Zu Artikel 18. 

J. Aus Artikel 18 in Verbindung mit Artikel 35 entnehmen 
wir, daß die Freie Stadt Danzig als Recht hat, gegen Maßnahmen 
des Rates in der in Artikel 35 vorgeſehenen Art die Entſcheidung 
des Oberkommiſſars anzurufen. Dieſes Berufungsrecht iſt u. E. 


= 19. 


Danzig nicht dadurch verwehrt, daß Artikel 24 Abſatz 2 für Polen 
ein gleiches Berufungsrecht noch einmal ausdrücklich hervorhebt. Wir 
wollen hiermit nur die Rechtslage klarſtellen. 

II. Im Abſatz! bitten wir folgenden Sat 2 hinzuzuſetzen: „Der 
Rat wird die zurzeit im Dienſte der Eiſenbahn, des Hafens und der 
Waſſerwege beſchäftigten Beamten, Angeſtellten und Arbeiter in dem 
für die Verwaltung und den Betrieb erforderlichen Umfang unter 
Aufrechterhaltung der ihnen durch ihr Angeſtelltenverhältnis und ihre 
Verträge gewährten Rechte übernehmen“. Dieſe Beſtimmung iſt not⸗ 
wendig, um Unruhen zu verhüten. 

Zu Artitel 20. Wir bitten, dem Satz 1 folgenden Zuſatz zu 
laſſen: „Insbeſondere auch die Frage der Übernahme der zurzeit im 
Eiſenbahndienſt beſchäftigten Beamten, Angeſtellten und Arbeiter, unter 
Aufrechterhaltung der ihnen durch ihr Anſtellungsverhältnis und ihre 
Verträge zuſtehenden Rechte.“ 

Zur Begründung beziehen wir uns auf das zu Artikel 18 
unter 11 Geſagte. 

Zu Artikel 21. Wir bitten, den Beſtimmungen des Artikels 21 
Satz 1 und 2 rückwirkende Geltung vom 10. Januar 1920 ab zu 
geben, da Danzig ſeit dem Inkrafttreten des Friedensvertrages im 
Auftrag der Alliierten Hauptmächte zur Aufrechterhaltung des Ver— 
kehrs die Geſchäfte des Haſens, der Waſſerwege und der Eiſenbahnen 
als Treuhänder „für Rechnung wen es angeht“ geführt hat. 

Zu Artikel 22. In Artikel 22 bitten wir die Worte: „d'accord 
avec le gouvernement polonais“ fortfallen zu laſſen. Nach der all- 
gemeinen Beſtimmung des Artikels 24 hat der Rat die ihm im 
Intereſſe Polens obliegenden Verpflichtungen in freier Selbſtverwaltung 
zu erfüllen vorbehaltlich des Appellationsrechts beider Staaten. Durch 
die obenerwähnten Worte des Artikels 22 würde jedoch der Ausſchuß 
bezüglich der Auswanderung ausführendes Organ der polniſchen 
Regierung ſein. 

Zu Artikel 25. In Artikel 25 bitten wir den Zuſatz zu machen: 
„jedoch mit der Maßgabe, daß die polizeilichen Beſtimmungen über 
Behandlung der Güter zu beachten ſind.“ Dieſe Beſtimmung iſt in 
allen Handelsverträgen üblich, um die ſanitätspolizeilichen Intereſſen 
des Durchfuhrlandes ſicherzuſtellen, insbeſondere Seuchen zu vermeiden. 

Zu Artikel 2542. Wir bitten, einen neuen Artikel 25a ein⸗ 
zufügen. 

„Die Beſtimmungen des Kapitels II Artikel 17—24 werden in 
Kraft geſetzt 3 Monate nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Ver- 
trages. Bis dahin gelten die entſprechenden Beſtimmungen des vor- 
läufigen Abkommens vom 22. April 1920.“ 
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Die Umſtellung der Verwaltung auf den Ausſchuß einſchließlich 
einer geordneten Perſonalübernahme und aller erforderlichen Ver- 
waltungsmaßnahmen kann nicht ſofort mit dem Inkrafttreten dieſes 
Vertrages erfolgen. Es würde ſonſt Verwirrung eintreten. Die zur— 
zeit beſchäftigten Beamten würden unter Umſtänden ihren Dienſt ver- 
laſſen, und der Betrieb des Hafens, der Eiſenbahn und der Waſſer— 
wege könnte ins Stocken geraten. Eine angemeſſene Friſt zur 
geordneten Überleitung iſt dringend erforderlich. 


Kapitel V. 

Zu Artikel 31. Der Artikel 31 bedeutet einen Eingriff in die 
Selbſtändigkeit der Freien Stadt. Es iſt nach unſerm Dafürhalten 
lediglich eine innere Angelegenheit Danzigs, wie es ſeine Staats⸗ 
angehörigkeit vergeben und Naturaliſationen und Konſtituierungen 
von Danziger Geſellſchaften in ſeinem Gebiete regeln will. Wir 
können aus den Beſtimmungen des Friedensvertrages kein Recht 
Polens für dieſe Befugniſſe herleiten und bitten daher um Streichung 
des Artikels. 

Zu Artikel 32. Wir gehen wohl in der Annahme nicht fehl, 
daß bei Durchführung der gerichtlichen Urteile, die Polen und Danzig 
ſich wechſelſeitig in ihrem Gebiet zugeſtehen ſollen, entſprechend der 
internationalen Praxis nur Zivilurteile und nicht auch Strafurteile 
gemeint ſind. Es ſcheint uns das auch einwandfrei aus der zweiten 
Hälfte des Artikels, die von Verfolgung und Auslieferung der Ver⸗ 
brecher handelt, hervorzugehen. Wir bitten jedoch, unſere Auffaſſung 
durch den Wortlaut des Artikels noch ausdrücklich hervorzuheben. 
Wir fügen hieran ferner die Bitte, auch bei der Beſtimmung der Aus— 
lieferung und Verfolgung von Verbrechern gemäß der internationalen 
Gepflogenheit die politiſchen Verbrecher auszunehmen. 

Zu Artikel 33. Währung. Wir bitten, dem Artikel 33 folgende 
abgeänderte Faſſung zu geben: „Verhandlungen über Münzvereinheit⸗ 
lichung miteinander zu führen, iſt Sache der freien Entſchließung 
beider Vertragsſtaaten“. Die wirtſchaftlichen Beziehungen zwiſchen 
Polen und Danzig können künftig ſehr wohl eine Münzvereinheitlichung 
den Intereſſen beider Staaten nahelegen. U. E. liegt jedoch die 
Währungsfrage außerhalb der Grenzen des Artikels 104 des Friedens 
vertrages und iſt daher lediglich Sache der freien Entſchließung jedes 
Vertragsſtaates. Auch folgende praktiſche Gründe beſtimmen uns zu 
der Bitte um Abänderung des Artikels 33: Seit dem Inkrafttreten 
des Friedensvertrages von Verſailles hat das Gerücht der unmittel- 
bar bevorſtehenden Einführung der polniſchen Währung in Danzig 
nicht geruht. Immer wieder haben ſich Angſtlichkeit und Spekulation 


der Angelegenheit bemächtigt, und es find wiederholt Runs auf Banken 
und Sparkaſſen erfolgt, die das wirtſchaftliche Leben Danzigs und 
ſeinen Handelskredit ſchwer geſchädigt haben. Bleibt der Artikel 33 
unverändert beſtehen, ſo wird nach unſeren bisherigen Erfahrungen 
mit unfehlbarer Gewißheit eine allgemeine Panik in Danzig einſetzen. 
Alle Kapitalien und Guthaben werden bei den Sparkaſſen und Banken 
abgehoben werden, auch die Gläubiger der Freien Stadt werden die kurz⸗ 
friſtigen ſchwebenden Schulden aufkündigen, neue Gelder wird der 
Staat nicht erhalten, und es wird die Zahlungseinſtellung der öffent— 
lichen Kaſſen unvermeidlich ſein. Nur bei der gewünſchten Abänderung 
des Artikels 33 werden wir überhaupt in der Lage ſein, die gewaltigen 
Schwierigkeiten für unſer neues Staats- und Wirtſchaftsleben zu 
überwinden. 

Zu Artikel 34. Im Kapitel V find einige Sonderfragen be- 
handelt. Die Sicherſtellung der Ernährung Danzigs und feiner Roh- 
ſtoffverſorgung ift in dem Entwurf nicht vorgeſehen. Offenſichtlich ift 
daran gedacht, ſie nachträglich nach Artikel 34 des Kapitels » zu regeln. 

Danzig iſt nach dem Friedensvertrag lediglich deshalb vom 
Deutſchen Reiche abgetrennt worden, um Polen den freien Hafen zu 
ſichern. Dies darf jedoch nicht dazu führen, daß Danzig, das im 
eigenen Gebiet nur etwa ?/, feines Nahrungsbedürfniſſes für Menſchen 
und Tiere erzeugt, von feiner früheren Verſorgungsbaſis — Pom- 
merellen derartig losgelöſt wird, daß es nicht in irgend einer 
Weiſe Erſatz dafür findet. Auf dem Auslandsmarkt kann Danzig 
nicht kaufen, weil die dort geforderten Preiſe für die Danziger Be— 
völkerung und für den Danziger Staat völlig unerſchwinglich ſind. 
Muß Danzig Weltmarktpreiſe für Lebens- und Futtermittel und für 
Rohſtoffe anlegen, ſo müſſen die Löhne und Gehälter für Danzig eine 
Höhe erreichen, die zur völligen Stillegung von Handel und Induſtrie 
führen. Auch find die außerordentlichen Unterſchiede in der Ernährung 
und in den Preiſen zwiſchen Danzig und Pommerellen eine dauernde 
Quelle der Beunruhigung und Erregung der Danziger Bevölkerung. 
Es wird daher in Kapitel V eine Beſtimmung aufzunehmen ſein, 
wonach Polen grundſätzlich die Verpflichtung zur Sicherſtellung der 
Ernährung Danzigs nach dem Maßſtab für Pommerellen auferlegt 
wird, ſoweit dieſe nicht aus dem eigenen Gebiet Danzigs gegeben iſt, 
und wonach die näheren-Ausführungsbeſtimmungen hierzu innerhalb 
eines Monats nach Vertragsunterzeichnung zu erfolgen haben. Eine 
entſprechende Beſtimmung iſt für die Rohſtoffverſorgung aufzunehmen. 
Die ſeit langem unterernährte Bevölkerung Danzigs muß endlich in 
der ſchweren Sorge um das tägliche Brot eine Erleichterung finden. 
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Wir dürfen darauf hinweiſen, daß der polniſche Entwurf ſelbſt eine 
Beſtimmung über die Ernährung enthält. 

Zu Artikel 35 bitten wir, alle Streitigkeiten, die ſich aus dieſem 
Vertrage oder den auf Grund desſelben abgeſchloſſenen Verträgen er— 
geben, auch unſererſeits in 2. Inſtanz dem Rate des Völkerbundes 
unterbreiten zu dürfen. Auch Polen müßte das gleiche Recht zu— 
geſtanden werden. Gegenüber dem Friedensvertrage bedeutet die im 
Artikel 35 vorgeſchlagene Faſſung eine Einſchränkung, indem uns die 
2. Inſtanz, nämlich der Völkerbundrat, abgeſchnitten wird und nur 
dem Oberkommiſſar das Recht zuſtehen ſoll, wenn er es für notwendig 
erachtet, an den Völkerbund zu appellieren. 


Anlage 9. 


Conférence des Ambassadeurs. 
— Paris, le 20. Octobre 1920. 


Le President. 


Monsieur le President, 

La Conférence des Ambassadeurs a soumis à un examen 
attentif les observations que la Délégation Dantzikoise a bien 
voulu lui présenter au sujet du projet de Convention entre la 
Pologne et la Ville Libre de Dantzig qui vous avait été communiqué. 

La Conférence a tenu compte de ces observations dans 
toute la mesure où il lui a paru possible de la faire. Le projet 
dont vous avez eu connaissance a donc été remanié et vous 
trouverez ci — joint le texte définitif qui a reçu l'approbation 
de la Conférence. 

Les Puissances estiment que telle qu’elle est maintenant 
rédigée, la Convention préparée par elles concilie les intérêts. des 
deux parties et assure à la Pologne comme à la Ville Libre 
l'exercice des droits que leur reconnaît le Traité. La Conférence 
ne pourrait done accepter d'apporter à ce document de nouvelles 
modifications. 

En conséquence et en vertu des droits que reconnaît aux 
Principales Puissances l’article 104 du Traité de Versailles, je 
vous serais obligé de faire connaître à la Conférence que vous 
êtes prêt à signer le présent projet. La signature aura lieu le 
Samedi 23 Octobre, à 16 heures. Il sera procédé en même temps 
à la signature de la Décision constituant la ville de Dantzig en 
Ville Libre. 

Veuillez agréer, Monsieur le Président, les assurances de 
ma haute considération 

(gez.) Jules Cambon. 


Monsieur le President de la 
Delegation Dantzikoise. 


Botſchafterkonferenz. Aulage 9. 


Der Präfident. Paris, den 20. Oktober 1920. 


Herr Präſident! 

Die Botſchafterkonferenz hat die Anmerkungen, welche die 
Danziger Delegation hinſichtlich des Konventions-Projektes zwiſchen 
Polen und der Freien Stadt Danzig, das ihnen mitgeteilt worden war, 
freundlichſt überreicht hat, einer auſmerkſamen Prüfung unterworfen. 

Die Konferenz hat dieſen Anmerkungen im vollen Umfange, wo 
es ihr möglich erſchien, Rechnung getragen. Der Entwurf, von dem 
Sie Kenntnis gehabt haben, iſt alſo umgearbeitet worden, und Sie 
werden anbei den endgültigen Text finden, der die Billigung der 
Konferenz erhalten hat. 

Die Mächte glauben, daß die von ihnen vorbereitete Konvention 
in ihrer jetzigen Faſſung die Intereſſen der beiden Parteien vereinigt 
und Polen wie der Freien Stadt die Ausübung der Rechte zuſichert, die 
ihnen der Friedensvertrag zuerkennt. Die Konferenz könnte alſo neue 
Anderungen an dieſem Projekt nicht vornehmen. Infolge und auf 
Grund der Rechte, welche den Hauptmächten der Artikel 104 des 
Verſailler Friedensvertrages zuerkennt, wäre ich Ihnen verbunden, 
wenn Sie der Konferenz mitteilten, daß Sie bereit ſind, das vor⸗ 
liegende Projekt zu unterzeichnen. Die Unterzeichnung findet am 
Sonnabend, den 23. Oktober um 4 Uhr nachmittags ſtatt. Es wird 
gleichzeitig zur Unterzeichnung der Beſtimmung geſchritten, welche die 
Stadt Danzig als Freie Stadt konſtituiert. 

Genehmigen Sie, Herr Präſident, die Verſicherung meiner 
Hochachtung. 

(gez.) Jules Cambon, 


a$ Endgültiger Text. 
19. Oktober 1920. 


Konvention zwiſchen Polen und der Freien Stadt Danzig. 


Polen und die Freie Stadt Danzig 
haben in Erwägung der von den Alliierten und Aſſoziierten Haupt- 
mächten feſtgeſtellten Konvention, ſo wie es im Artikel 104 des 
Friedensvertrages, der in Verſailles von den Alliierten und Aſſoziierten 
Mächten und Deutſchland unterzeichnet wurde, vorgeſehen iſt, und mit 
dem Wunſche, daß dieſe Konvention zwiſchen ihnen dem beſagten 
Artikel des beſagten Vertrages entſprechend abgeſchloſſen werde, zu 
dieſem Zwecke als ihre entſprechenden Bevollmächtigten bezeichnet: 

Die Republik Polen: 


die Freie Stadt Danzig: 


welche, nachdem ſie ihre Vollmachten ausgetauſcht haben, die als gut 
und jn gehöriger Form befindlich, anerkannt worden find, die folgenden 
Feſtſetzungen beiderſeits genehmigt haben. 

Kapitel I. 

Artikel 1. 

Ein diplomatiſcher Vertreter der polniſchen Regierung, mit dem 
Sitz in Danzig, wird zwiſchen der polniſchen Regierung und der 
Freien Stadt als Vermittler dienen. 

Artikel 2. 

Es wird Sache der polniſchen Regierung ſein, die Leitung der 
auswärtigen Angelegenheiten der Freien Stadt Danzig, ſowie den 
Schutz der Staatsangehörigen Danzigs in den fremden Ländern 
ſicherzuſtellen. Dieſer Schutz wird unter denſelben Bedingungen, wie 
derjenigen der polniſchen Staatsangehörigen, ſichergeſtellt werden. 

Die Päſſe, welche den Staatsangehörigen Danzigs ausgeſtellt 
werden, können ihnen den polniſchen Schutz im Auslande nur ſichern, 
wenn ſie von dem Vertreter der polniſchen Regierung in Danzig 
vifiert worden find. 

Artitel 3. 

Ein Staatsangehöriger oder mehrere Staatsangehörige der 
Freien Stadt Danzig, welche von der Freien Stadt zur Verfügung 
der polniſchen Regierung geſtellt werden, werden zum Perſonal der 
polniſchen Konſulate gehören, die an den fremden Orten eingerichtet 
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werden, wo die Freie Stadt Danzig wichtige wirtſchaftliche I 
eſſen hat. 2 : 

Diefe Beamte werden zur polniſchen Regierung gehören und 
werden unter der Leitung und Autorität des polniſchen Konſuls mit 
den Angelegenheiten betraut werden, welche beſonders die Intereſſen 
der Freien Stadt Danzig betreffen. 


Artikel 4. 
Das Exequatur wird den fremden Konſuln und Konſularagenten, 
die in Danzig ihren Sitz haben, von der polniſchen Regierung nach 
Einvernehmen mit den Behörden der Freien Stadt erteilt. 


Artikel 5. 

Die Koſten der diplomatiſchen und konſulariſchen Vertretung der 
Freien Stadt Danzig, ſowie die Koſten für den Schutz ihrer Staats- 
angehörigen im Auslande werden von Polen getragen werden. 

Alle Gebühren und Taxen, die vom diplomatiſchen und kon— 
ſulariſchen Dienſt erhoben werden, gehören der polniſchen Regierung. 


Artikel 6. 

Kein internationaler Vertrag oder Vereinbarung, der die Freie 
Stadt Danzig intereſſiert, wird von der polniſchen Regierung ohne 
vorherige Beratung mit der Freien Stadt abgeſchloſſen werden; das 
Ergebnis dieſer Beratung wird zur Kenntnis des Oberkommiſſars des 
Völkerbundes gebracht werden. 

In allen Fällen wird der Oberkommiſſar das Recht haben, 
jedem internationalen Vertrag oder Abkommen ſein Veto entgegen— 
zuſetzen, ſoweit es die Freie Stadt Danzig betreffen würde, wenn der 
Rat des Völkerbundes glaubt, daß er dem Statut der Freien Stadt 
widerſpricht. 

Artikel 7. 

Die Freie Stadt darf nur nach vorheriger Beratung mit der 
polniſchen Regierung ausländiſche Anleihen aufnehmen; die polniſche 
Regierung wird ihre Antwort in einer Friſt von vierzehn Tagen 
bekannt geben müſſen. Falls von Seiten der polniſchen Regierung 
ein Einwand vorliegt, kann die Frage von der Freien Stadt der 
Beurteilung des Oberkommiſſars unterbreitet werden, deſſen Sache es 
ſein wird, unter den im Artikel 36 des vorliegenden Vertrages vor— 
geſehenen Bedingungen zu entſcheiden. 

Der Oberkommiſſar hat die Pflicht, ſich zu vergewiſſern, daß 
die Bedingungen der Anleihe nicht mit den Beſtimmungen des vor— 
liegenden Vertrages und dem Statut der Freien Stadt im Wider- 
ſpruch ſtehen. 


Artikel 8. 

Das Recht, die Danziger Handelsflagge zu führen, wird den 
Schiffen vorbehalten, deren Eigentum ausſchließlich Staatsangehörigen 
der Freien Stadt zuſteht, einſchließlich der Geſellſchaften oder Ver— 
einigungen, die in der Freien Stadt regiſtriert ſind und in welchen 
die Staatsangehörigen der Freien Stadt überwiegende Intereſſen haben. 

Die Freie Stadt verpflichtet ſich, im Hafen von Danzig den 
Schiffen, welche die polniſche Flagge führen und auf polniſchem 
Gebiet regiſtriert ſind, dieſelbe Behandlung zu gewähren, wie den 
Schiffen, welche die Flagge der Freien Stadt führen. 


Artikel 9. 

Die direkten Beziehungen zwiſchen den lokalen Verwaltungs- 
und Gerichtsbehörden der Freien Stadt Danzig und den Nachbar⸗ 
diſtrikten Oſtpreußens werden unter denſelben Bedingungen zugelaſſen, 
wie die direkten Beziehungen zwiſchen den polniſchen und deutſchen 
Behörden, wie es durch eine Konvention geregelt wird, die zwiſchen 
Polen und Deutſchland abgeſchloſſen werden ſoll. 


Artikel 10. 
Unter Vorbehalt der Rechte, welche Polen zuſtehen und in 
Artikel 2 benannt ſind, wird die Fremdenpolizei auf dem Gebiet der 
Freien Stadt Danzig von den Behörden der Freien Stadt ausgeübt. 


Kapitel II. 


Artikel 11. 

Die Freie Stadt Danzig wird in das Gebiet der Zollgrenze 
Polens aufgenommen. 

Polen und die Freie Stadt bilden ein einziges Zollgebiet, 
welches der polniſchen Zollgeſetzgebung und dem polniſchen Tarife 
unterworfen iſt. 

Artikel 12. 

Das Gebiet der Freien Stadt Danzig ſoll hinſichtlich der Zölle 
eine Verwaltungseinheit bilden, welche Beamten der Freien Stadt 
anvertraut iſt und welche unter der allgemeinen Kontrolle der 
Zentralzollverwaltung Polens tätig iſt. 

Artitel 13. 

Die Danziger Zollverwaltung wird der Verwaltung der 
polniſchen Zölle gegenüber für die Zolleinnahmen rechnungspflichtig 
und für ihre Erhebung verantwortlich ſein. 

Die Verwaltungsausgaben, welche aus dieſem Grunde von der 
Freien Stadt gemacht werden, werden von der Geſamtſumme der Zoll— 


einnahmen, die auf dem Gebiet der Freien Stadt erhoben werden, 
vorweggenommen. 

Die Rechnungen werden am Ende jedes Vierteljahres feſtgeſtellt, 
und Polen wird der Freien Stadt einen feſten Prozentſatz von den 
Nettoeinnahmen überlaſſen, der entſprechend den Beſtimmungen des 
Artikels 15 feſtgeſetzt wird. 

Artikel 14. 

Die Beſtimmungen dieſes Artikels werden in den drei Monaten 
in Kraft treten, welche dem Inkrafttreten des vorliegenden Vertrages 
folgen, und bis dahin wird das vorläufige Abkommen vom 22. April 
1920 Auwendung finden. 

Artikel 15. 

In der Friſt eines Monats vom Inkrafttreten dieſes Vertrages 
werden Verhandlungen zwiſchen Polen und der Freien Stadt ſtatt— 
finden, die zum Ziele haben: 

a) die Maßnahmen zu prüfen, die zu treffen ſind, um die 
polniſche Geſetzgebung und den polniſchen Zolltarif auf die 
Freie Stadt anzuwenden und ſoweit möglich, der polniſchen 
Geſetzgebung die Danziger Geſetzgebung anzupaſſen, welche 
ſich auf die Monopole und im allgemeinen alle Gebühren 
und indirekten Steuern bezieht. Die Freie Stadt verpflichtet 
ſich, die Ausführung beſagter Maßnahmen zu übernehmen 
und ſicherzuſtellen, 

Richtlinien feſtzuſetzen, die den Verrechnungskurs für die Er— 
hebung der Zollabgaben in Danziger Geld im Hafen von 
Danzig betreffen, einem Tarif zufolge, der dem polniſchen 
Tarif gleichwertig iſt, ſolange die beiden Staaten verſchiedene 
Münzſyſteme beſitzen. 

den Prozentſatz der Nettoeinnahmen feſtzuſetzen, der gemäß 
Artikel 13 Danzig zugeteilt werden foll- Dieſer Prozentſatz 
wird beſtimmt, indem dem Verhältnis der Zollgebühren 
Rechnung getragen wird, die von den Waren erhoben werden, 
welche dazu beſtimmt ſind, in Polen bezw. auf dem Gebiet 
der Freien Stadt verbraucht zu werden. 


Artitel 16. 

Die gegenwärtig im Danziger Hafen beſtehende Freizone wird 
aufrechterhalten. 

Dieſe Zone wird unter die Kontrolle und Verwaltung des 
Rates geſtellt, der in Artikel 17 vorgeſehen iſt und Vollmacht haben 
wird, die Grenzen der beſagten Freizone zu verändern oder zu er— 
weitern und ihre innere Verwaltung zu verändern. 
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Kapitel III. 
Artitel 17. 

Unter dem Namen „Danziger Ausſchuß für den Hafen und die 
Waſſerwege“ wird ein Ausſchuß geſchaffen, der zu gleichen Teilen aus 
polniſchen und Danziger Kommiſſaren zuſammengeſetzt iſt, deren An⸗ 
zahl auf beiden Seiten 5 nicht überſchreitet und welche von der 
polniſchen Regierung und von der Freien Stadt unter den Vertretern 
der wirtſchaftlichen Intereſſen der beiden Länder gewählt werden. 

Der Präſident dieſes Ausſchuſſes wird in Übereinſtimmung 
zwiſchen der polniſchen Regierung und der Regierung der Freien 
Stadt gewählt. In Ermangelung eines Einvernehmens innerhalb 
eines Monats ſeit Inkrafttreten des vorliegenden Vertrages wird der 
Rat des Völkerbundes von dem Oberkommiſſar des Völkerbundes in 
Danzig erſucht werden, einen Präſidenten ſchweizeriſcher Nationalität 
zu beſtimmen. Ebenſo wird verfahren, falls eine Vakanz auf dem 
Präſidentenpoſten vorliegt, in dem Monat, der dem Aufhören der 
Tätigkeit des vorhergehenden Präſidenten folgt. 

Der Präſident wird die Debatten leiten, indem er ſich bemüht, 
zwiſchen den Parteien eine Einigung herbeizuführen; er nimmt an der 
Abſtimmung erſt teil, nachdem er alle Mittel erſchöpft hat, dieſes 
Einvernehmen zu erreichen, wobei ſeine Stimme die Entſcheidung 
herbeiführt, falls Stimmengleichheit vorliegt. 

Die Unkoſten und Ausgaben des Ausſchuſſes werden durch die 
Einnahmen gedeckt, die aus den vom beſagten Ausſchuß verwalteten 
Dienſtzweigen ſich ergeben. 

Artikel 18. 

Der Ausſchuß wird in den Grenzen der Freien Stadt die Leitung, 
Verwaltung und Ausnutzung des Hafens, der Waſſerwege und der 
geſamten Schienenwege ausüben, die beſonders den Zwecken des Hafens 
dienen, ſowie aller Güter und Einrichtungen, die ihrer Ausnutzung 
dienen, aber mit Ausſchluß der Güter und Einrichtungen, die der all— 
gemeinen Ausnutzung der Eiſenbahnen dienen. 

Es wird Sache des Ausſchuſſes ſein, diejenigen Schienenwege 
zu beſtimmen, die als ſolche angeſehen werden müſſen, die beſonders 
dem Zwecke des Hafens dienen. 

Der Ausſchuß wird, ſoweit als möglich, die Beamten, Angeſtellten 
und Arbeiter im Dienſte behalten, welche gegenwärtig im Dienſte des 
Hafens oder der Waſſerwege oder der Schienenwege beſchäftigt ſind, 
welche ſeiner Zuſtändigkeit unterſtehen. Die Annahme neuer Beamter 
oder Arbeiter in die Verwaltung, welche dem Ausſchuß unterſteht, 
findet ſtatt, ohne irgendwelche unterſchiedliche Behandlung zum Schaden 
polniſcher Staatsangehöriger. 
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Artikel 19. 

Die Schienenwege, die im Artikel 18 nicht bezeichnet find, werden 
von Polen verwaltet, außer den Straßenbahnen und anderen Schienen⸗ 
wegen, die hauptſächlich den Bedürfniſſen der Freien Stadt dienen. 

Artikel 20. 

Spätere Vereinbarungen zwiſchen Polen und der Freien Stadt 
werden alle Fragen entſcheiden, zu denen die Ausführung der Artikel 18 
und 19 Anlaß geben könnte, namentlich ſoweit die Fragen in Betracht 
kommen, die ſich auf die Beibehaltung der Beamten, Angeſtellten und 
Arbeiter beziehen, die gegenwärtig im Dienſte der Eiſenbahnen ſtehen, 
und zwar auf der Baſis der Achtung der erworbenen Rechte. 

Falls eine Einigung nicht erfolgt, wird die Entſcheidung von 
dem Oberkommiſſar des Völkerbundes getroffen. 

Artikel 21. 

Der Ausſchuß wird alle Abgaben, Gebühren und Einkünfte er— 
heben, die ſich aus der Verwaltung des Hafens, der Waſſerwege 
und der Sch enenwege ergeben, die in Artikel 18 und 19 bezeichnet 
ſind, und wird alle Unkoſten der Unterhaltung, Leitung, Ausnutzung, 
Verbeſſerung und Entwicklung beſtreiten. Die Gewinne und Verluſte 
werden zwiſchen Polen und der Freien Stadt Danzig in einem Ver⸗ 
hältnis geteilt, das in einer Finanzkonvention feſtgeſtellt wird, die 
zwiſchen ihnen abgeſchloſſen wird. 

Man wird der Freien Stadt für die Ausgaben aufkommen, welche 
fie feit dem 10. Januar 1920 für die Aufrechterhaltung der im Artikel 18 
genannten Dienſtzweige gemacht hat. 


Artikel 22. 

Der Ausſchuß wird alle zweckdienlichen Maßnahmen treffen, um 
in Übereinſtimmung mit der polniſchen Regierung den freien Aus— 
wanderer- und Rückwandererverkehr aus Polen und nach Polen ſicher— 
zuſtellen. 

Keine Schiffahrtsgeſellſchaft und keine andere Organiſation, Ge- 
ſellſchaft oder Privatperſon wird fih mit einem Auswanderer- oder 
Rückwandererunternehmen von oder nach Polen befaſſen dürfen, ohne 
die Autoriſation der polniſchen Regierung. 

Artikel 23. 

Das Eigentum aller Güter, welche dem früheren Deutſchen Reiche 
oder jedem beliebigen deutſchen Staate gehört haben und einen Teil 
des Hafens bilden und die mit der Verwaltung und Ausnutzung des 
Hafens im Zuſamenhang ſtehen, ebenſo wie mit der Verwaltung der 


Waſſerwege und Schienenwege, die im Artikel 18 bezeichnet find, wird 
dem Ausſchuß übertragen. 

Der Ausſchuß wird das Recht haben, alle anderen beweg⸗ 
lichen oder unbeweglichen Güter, die auf dem Gebiete der 
Freien Stadt belegen ſind, zu pachten oder zu erwerben, je nade 
dem der Ausſchuß es für die Leitung, Verwaltung oder Ausnutzung 
des Hafens, der Waſſer- und Schienenwege, die ihm anvertraut ſind, 
oder für ihre Entwicklung oder Verbeſſerung für notwendig erachtet. 
Die Freie Stadt Danzig verpflichtet ſich, alle notwendigen Maßnahmen 
zu treffen, um die Entſcheidungen des Ausſchuſſes durchzusetzen und 
namentlich zu Enteignungen zu ſchreiten, zu deren Durchführung in 
dieſer Hinſicht ein Anlaß vorliegt. 

Das Eigentum aller Güter, die dem früheren Deutſchen Reiche 
oder jedem beliebigen deutſchen Staate gehört haben und mit der Ver— 
waltung oder Ausnutzung der im Artikel 19 benannten Schienenwege 
im Zuſammenhange ſtehen, wird Polen übertragen. 

Die Freie Stadt verpflichtet ſich, Polen die Enteignung des 
Geländes und anderen Eigentums unter billigen Bedingungen nicht 
zu verſagen, das für die Ausnutzung der im Artikel 19 bezeichneten 
Dienſtzweige notwendig iſt. 

Artikel 24. 

Der Ausſchuß wird die Verpflichtung haben, Polen den freien 
Gebrauch und Dienſt des Hafens und der im Artikel 18 bezeichneten 
Verbindungsmittel ſicherzuſtellen ohne jede Einſchränkung und in dem 
für die Sicherſtellung der Einfuhr oder Ausfuhr nach Polen oder von 
Polen notwendigen Maße; der Ausſchuß wird die Verpflichtung haben, 
alle notwendigen Maßnahmen zu treffen, um die Entwicklung und 
Verbeſſerung des Hafens und der Verbindungswege ſicherzuſtellen, um 
allen Bedürfniſſen dieſes Verkehrs nachzukommen. 

Falls die obigen Beſtimmungen nicht beachtet werden ſollten, hat 
Polen das Recht, von dem im Artikel 35 vorgeſehenen Rekurs Gebrauch 
zu machen. 

Artikel 25. 

Jederzeit und unter allen Umſtänden hat Polen das Recht, über 
Danzig Waren, gleichviel welcher Art, einzuführen und auszuführen, 
ſofern ſie nicht durch die polniſchen Geſetze verboten ſind. 

Kapitel IV. 
Artikel 26. 

Polen hat das Recht, im Hafen von Danzig einen Poft- Tele 
graphen- und Telephondienſt einzurichten, der mit Polen direkt in 
Verbindung ſteht. Zu den Befugniſſen dieſes Dienſtes werden die 
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poſtaliſchen und telegraphiſchen Verbindungen gehören, welche fid des 
Hafens von Danzig zwiſchen Polen und dem Auslande bedienen, 
ſowie die Verbindungen zwiſchen Polen und dem Hafen von Danzig. 


Artikel 27. 

Die Freie Stadt Danzig verpflichtet ſich, Polen unter billigen 
Bedingungen das Gelände oder die Bauten zu verpachten oder zu 
verkaufen, die für die Einrichtung ſowie den Betrieb des im Artikel 26 
vorgeſehenen Dienſtes notwendig ſind. Die Freie Stadt verpflichtet 
ſich, der polniſchen Regierung alle Erleichterungen zu gewähren, die 
zur Einrichtung von Telegraphen- und Telephonlinien verlangt werden, 
welche zur Anwendung beſagten Artikels notwendig ſind. 


Artikel 28. 

Alle anderen poſtaliſchen, telegraphiſchen und telephoniſchen Ver- 
bindungen auf dem Gebiet der Freien Stadt ſowie die Verbindungen 
zwiſchen der Freien Stadt und dem Auslande, werden zum Reſſort 
der Freien Stadt gehören. 

Artikel 29. 

Polen und die Freie Stadt Danzig verpflichten ſich, in einer 
ſechsmonatigen Friſt, vom Inkrafttreten dieſes Vertrages an gerechnet, 
eine beſondere Abmachung zu treffen hinſichtlich der Feſtſetzung ein- 
heitlicher poſtaliſcher, telegraphiſcher und telephoniſcher Tarife, für ihre 
gegenſeitigen Verbindungen; dieſe Konvention wird gleichzeitig die 
Einzelheiten der Anwendung des vorliegenden Kapitels regeln. 


Kapitel V. 
Artikel 30. 

Die Freie Stadt Danzig verpflichtet ſich, auf die Minderheiten 
der Raſſe, Religion oder Sprache, Beſtimmungen anzuwenden, die 
denjenigen gleich ſind, die von Polen auf dem polniſchen Gebiete an⸗ 
gewandt werden, in Ausführung des Kapitels I des Vertrages, der am 
28. Juni 1919 zwiſchen Polen und den Alliierten und Aſſoziierten 
Hauptmächten in Verſailles abgeſchloſſen worden iſt, namentlich, um 
die Anwendung der im Artikel 104 § 5 des Verſailler Vertrages mit 
Deutſchland vorgeſehenen Beſtimmungen ſicherzuſtellen. 

Die Beſtimmungen der Artikel 14— 19 des Vertrages, der in 
Verſailles zwiſchen den Alliierten und Aſſoziierten Hauptmächten und 
Polen am 28. Juni 1919 abgeſchloſſen worden iſt, ſowie die Beſtimmungen 
des Artikels 89 des Verſailler Vertrages mit Deutſchland, werden auf 
die Freie Stadt Danzig in gleicher Weiſe angewandt werden. 
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Artikel 31. 

Die Bedingungen der Naturaliſierung in der Freien Stadt Danzig, 
ſowie die Bedingungen, unter welchen die ausländiſchen Geſellſchaften 
fih als Danziger Geſellſchaften konſtituieren können, werden in Über— 
einſtimmung zwiſchen der Freien Stadt und Polen feſtgeſetzt. 

Artitel 32. 

Ein beſonderes Abkommen wird in der kürzeſten Friſt zwiſchen 
Polen und der Freien Stadt Danzig abgeſchloſſen, um die Ausführung 
der Urteile, die von den polniſchen bezw. den Danziger Gerichten 
gefällt worden ſind, in Polen bezw. auf dem Gebiet der Freien Stadt 
zu regeln, ferner die Verfolgung flüchtiger Verbrecher auf dem Gebiet 
der einen oder der anderen der hohen vertragſchließenden Parteien, 
ſowie ihre Auslieferung und alle anderen gerichtlichen Fragen. 


Artikel 33. 
Polen und die Freie Stadt Danzig verpflichten fih, in Ber- 
handlungen einzutreten, ſobald es die Umſtände erlauben, auf den 
Antrag des einen oder des anderen, um ihre Münzſyſteme zu ver- 


einheitlichen. 
Artitel 34. 


Die polniſche Regierung verpflichtet ſich, mit der Freien Stadt 
Danzig in Verhandlungen einzutreten, um dieſer auf jede Weiſe ihre 
Verſorgung mit Lebensmitteln und Brennmaterial zu erleichtern. 


Artikel 35. 

Spätere Abmachungen werden zwiſchen Polen und der Freien 
Stadt über alle Fragen getroffen werden, die in dem vorliegenden 
Vertrag nicht behandelt ſind. 

Artikel 36. 

Jeder Streit, der zwiſchen Polen und der Freien Stadt hin- 
ſichtlich des gegenwärtigen Vertrages oder aller anderen ſpäteren 
Abmachungen, Vereinbarungen und Konventionen oder aller Fragen 
entſtehen ſollte, die die Beziehungen Polens und der Freien Stadt 
berühren, wird von der einen oder anderen Partei der Entſcheidung 
des Oberkommiſſars unterbreitet, der die Angelegenheit an den Rat 
des Völkerbundes verweiſen wird, falls er es für notwendig erachtet. 

Die beiden Parteien behalten die Freiheit, an den Rat des 
Völkerbundes zu appellieren. 

Artikel 37. 

Eine Anderung an dem vorliegenden Vertrage darf nur mit 
Übereinſtimmung zwiſchen Polen und der Freien Stadt Danzig vor— 
genommen werden. 
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Die vorliegende Konvention, deren franzöſiſche und engliſche 
Texte maßgebend ſein werden, tritt zu derſelben Zeit in Kraft, in der 
die Freie Stadt Danzig konſtituiert wird. 

Urkundlich deſſen haben die obengenannten Bevollmächtigten die 
vorliegende Konvention unterzeichnet. 

Gegeben zu Paris, den ... in einem einzigen Exemplar, 
das in den Archiven der Regierung der franzöſiſchen Republik nieder⸗ 
gelegt bleibt und deren authentiſche Ausfertigungen jeder der hohen 
vertragſchließenden Parteien ausgehändigt werden. 


Anlage 10. 
Friedenskonferenz. 7 


Quai d'Orſay 


Generalſekretariat. Paris, den 22. Oktober 1920. 


Das Generalſekretariat der Botſchafterkonferenz hat die Ehre, 
die Aufmerkſamkeit der Danziger Delegation auf folgende Abänderung 
zu lenken, welche in dem Entwurf der Konvention zwiſchen Polen 
und Danzig aufgenommen iſt: i 

In dem Text, der am 20. Oktober 1920 der Danziger Dele- 
gation mitgeteilt iſt, iſt der Artikel 4 folgendermaßen gefaßt: 

„Das Exequatur wird den fremden Konſuln und Konſularagenten, 
die in Danzig ihren Sitz haben, von der polniſchen Regierung nach 
Einvernehmen mit den Behörden der Freien Stadt erteilt.“ 

Es iſt augenſcheinlich, daß dieſer Text zu Mißverſtändniſſen 
Anlaß gibt. Der Ausdruck „Konſularagenten“ hat wirklich eine 
doppelte Bedeutung: Im engeren Sinne bezieht er ſich auf Agenten, 
die durch die Konſuln ernannt ſind und nicht direkt durch die 
Regierungen; in einem weiteren Sinne umfaßt er alle Beamten von 
konſulariſchem Rang: Generalkonſuln, Vizekonſuln uſw. Zuſammen⸗ 
geſtellt mit dem Worte „Konſul“ muß der Ausdruck „Konſularagenten“ 
im engeren Sinne verſtanden werden, und er erſcheint ungeeignet, auch 
im Hinblick darauf, daß die Konſularagenten im engeren Sinne nicht 
das Exequatur erhalten. 

Jufolgedeſſen iſt entſchieden worden, den urſprünglichen Text 
des Artikels anzunehmen, der die Worte „Konſuln und“ ausläßt; der 
Ausdruck Konſularagenten muß dann im weiteren Sinne verſtanden 
werden; das folgt übrigens auch aus dem engliſchen Texte, welcher 
lautet „Consular officers”. 

(Siegel des Generalſekretariats 
der Friedenskonferenz.) 


Anlage 11. 


Sitzung der Danziger Delegation 


Paris, den 22 Oktober 1920. 


Anweſend: 
Oberbürgermeiſter Sahm, Stadtrat Dr. Grünſpan, 
Vorſitzender, „ Dr. Schwartz, 
Abgeordneter Schümmer, Stadtſyndikus Brieſewitz, 
5 Schwegmann, Abgeordneter Jewelowski, 
Wieler, Archivrat Dr. Kaufmann, 
ý Dr. Zint, Dolmetſcher Dr. Knutowski, 


Stadtrat Dr. Evert, 


Am geſtrigen und heutigen Tage haben in der Danziger Dele- 
gation lange und eingehende Beratungen darüber ſtattgefunden, ob die 
von der Botſchafterkonferenz zur Unterzeichnung vorgelegte Konvention 
zwiſchen der Freien Stadt Danzig und Polen unterſchrieben werden 
ſoll oder nicht. Am heutigen Tage fand über die Frage die Schluß 
beratung ſtatt. Nachdem nochmals fait ſämtliche obenſtehend aufge- 
führten Herren das Wort ergriffen hatten und nochmals alle für und 
gegen die Unterzeichnung ſprechenden Gründe einer genauen Erörterung 
unterzogen hatten, kommt die Delegation zu dem Ergebnis, daß die 
Folgen einer Nichtunterzeichnung für die Freie Stadt Danzig und 
ihre Bewohner nach menſchlichem Ermeſſen ſchwerer ſein würden, als 
die Folgen einer Unterzeichnung. 

Die Delegation beſchließt daher einſtimmig, am 23. Oktober 1920 
nachmittags 4 Uhr die von der Botſchafterkonferenz vorgelegte Kon- 
vention zwiſchen der Freien Stadt Danzig und Polen gemäß Artikel 104 
des Friedensvertrages von Verſailles namens der Freien Stadt Danzig 
zu unterzeichnen und das abſchriftlich in der Anlage beigefügte Schreiben 
noch heute an die Botſchafterkonferenz abzuſenden. 

Es wird nach weiterer Beratung, bei der insbeſondere auch die 
letzthin von der Verfaſſunggebenden Verſammlung zu Danzig über⸗ 
mittelten Erwägungen in Betracht gezogen werden, Einſtimmigkeit 
darüber feſtgeſtellt, daß gleichzeitig auch die Urkunde über die Errichtung 
der Freien Stadt Danzig, ſowie über die Tragung der Koſten der 
Verwaltung und der Beſatzung der alliierten Mächte unterſchrieben 
werden ſoll. 


a, a 


Auch diejenigen anweſenden Herren, die in der Beratung nicht 
das Wort ergriffen hatten, haben zu erkennen gegeben, daß ſie mit den 
gefaßten Beſchlüſſen einverſtanden find. 


gez. Sahm. Dr. Schwartz. Wieler. Dr. Kaufmann. Schwegmann. 
Dr. Grünspan. Jewelowski. Dr. Zint. Briesewitz. Dr. Evert. 
Schümmer. Dr. Knutowski. 
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Danziger Delegation. 


Paris, den 22. Oktober 1920. 


An 


den Herrn Generalſekretär der Botſchafterkonferenz Paris. 


Herr Generalſekretär! 

In Beantwortung des Schreibens des Herrn Präſidenten der 
Botſchafterkonferenz vom 20. Oktober 1920 habe ich die Ehre, im Auf— 
trage der Danziger Delegation mitzuteilen, daß die von der Ver- 
faſſunggebenden Verſammlung bevollmächtigten beiden Mitglieder der 
Delegation, Oberbürgermeiſter Sahm und Abgeordneter Schümmer, 
bereit ſind, am Sonnabend, den 23. Oktober 1920, nachmittags 4 Uhr, 
die Konvention zwiſchen der Freien Stadt Danzig und der Republik 
Polen, gemäß Artikel 104 des Friedensvertrages von Verſailles, ſowie 
die Erklärung zu unterzeichnen, welche die Stadt Danzig nebſt dem 
im Artikel 100 des Friedensvertrages bezeichneten Gebiet als Freie 
Stadt konſtituiert. 

Trotz ſchwerwiegender Bedenken, ſowohl gegen den Inhalt der 
Konvention, wie der obenbezeichneten weiteren Erklärung, hat ſich die 
Delegation entſchloſſen, die Unterſchriften zu geben. Sie geht dabei 
von der Vorausſetzung und Hoffnung aus, daß der Völkerbund und 
der vom Völkerbund eingeſetzte Oberkommiſſar der Freien Stadt den 
zugeſicherten Schutz gewähren und bei Durchführung der Konvention, 
ſowie bei Regelung der noch offenſtehenden Fragen die Lebensintereſſen 
der Freien Stadt und ihrer Bewohner in gerechter Weiſe berück— 
ſichtigen werden. 

Genehmigen Sie, Herr Präſident, die Verſicherung meiner 
Hochachtung. 

; Im Namen der Danziger Delegation: 
gez. Sahm. 
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Danziger Delegation. Paris, den 24. Oktober 1920. 


Die Hohe Botſchafterkonferenz hat in ihrer an die Danziger 
Delegation gerichteten Begleitnote vom 20. Oktober 1920 mitgeteilt, 
daß der gleichzeitig überſandte Text der zwiſchen der Freien Stadt 
Danzig und der polniſchen Republik abzuſchließenden Konvention beiden 
vertragſchließenden Teilen die Rechte zuſichere, die der Friedensvertrag 
von Verſailles ihnen zuerkenne. Die Hohe Botſchafterkonferenz hat weiter 
erklärt, daß ſie keine neuen Modifikationen zu dieſem Dokument an⸗ 
nehmen könne, daß die Konvention den Obſervationen beider Teile 
ſoweit als möglich Rechnung trage und daß der Wortlaut (termes) 
des Dokuments ein endgültiger und unabänderlicher fei. Demgemäß 
hat die Delegation im Vertrauen auf die Autorität der Hohen 
Botſchafterkonferenz und auf deren Aufforderung hin ſich entſchloſſen, 
den vorgelegten Vertragsentwurf zu unterzeichnen. Sie hat auch den 
Wortlaut der Konvention und der lettre d'envoi inzwiſchen in 
Danzig veröffentlicht. Daher ſieht ſich die Delegation zu ihrem 
größten Bedauern nicht in der Lage, dem ihren Vertretern in der 
geſtrigen Sitzung gemachten Vorſchlage, in weitere Verhandlungen 
über den Text der Konvention einzutreten, zu entſprechen. Sie 
zieht hierbei auch in Rechnung, daß in dieſer Sitzung von dem Herrn 
Vertreter der Botſchafterkonferenz ausdrücklich beſtätigt worden iſt, 
daß die von der polniſchen Delegation geſtern vorgetragenen Wünſche 
bereits in den polniſchen Obſervationen zum Entwurf der Konvention 
enthalten geweſen und daher, wie die Begleitnote ergibt, ſorgfältig 
geprüft worden ſind. Die Danziger Delegation iſt nach wie vor 
bereit, den Text der Konvention morgen, wie vorgeſchlagen, zu unter⸗ 
zeichnen. 

Im Namen der Danziger Delegation: 
gez. Sahm. 
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Anlage 13. 


Conférence des Ambassadeurs. 


Paris, le 28. Octobre 1920. 
Le Président. 


Monsieur le Président, 


Iai l'honneur de vous accuser réception de votre lettre du 
24 Octobre courant concernant le Projet de Traité avec la Pologne. 

La Conférence des Ambassadeurs regrette vivement qu'un 
certain malentendu ait, semble-t-il, entravé les négociations qu’elle 
avait souhaité voir intervenir entre les Représentants de la Ville 
Libre de Dantzig et les Représentants du Gouvernement polonais 

I n'a jamais été dans l'intention de la Conférence des 
Ambassadeurs de remettre en discussion les solutions essentielles 
consacrées par le Projet de Traité qui vous a été adressé par 
ma lettre du 20 Octobre courant. La Conference avait estim“ 
et estime encore qu'il y aurait de grands avantages à ce que, 
sans remettre en question aucune desdites solutions, les deux 
parties se missent d'accord pour apporter au texte telles addition 
ou modifications de détail pui tendraient, soit à mieux préciser 
la portée de certaines dispositions, soit à en faciliter l'exécution, 
et à faire disparaître ainsi certaines causes d’hesitation propres 
à compromettre l'accord des deux parties. Mais il reste bien 
entendu qu'il ne sera apporté au texte communiqué le 20 Octobre 
aucune modification, quelle qu'elle soit, qui n'aurait pas l'agrément 
des deux parties appelées à donner leur signature au Traité. 

Veuillez agréer, Monsieur le Président, les assurances de 
ma haute considération 

(gez.) Jules Cambon. 


Monsieur le President de la 
Delegation Dantzickoise. 
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Anlage 13. 
Botſchaftertonferenz. 


Der Präjident. 


Paris, den 28. Oktober 1920. : 


Herr Präſident! 

Ich habe die Ehre, Ihnen den Empfang Ihres Schreibens vom 
24. Oktober d. Is., betreffend den Vertragsentwurf mit Polen, zu 
beſtätigen. 

Die Botſchafterkonferenz bedauert lebhaft, daß, wie es ſcheint, 
ein gewiſſes Mißverſtändnis die Verhandlungen verhindert hat, die ſie 
zwiſchen den Vertretern der Freien Stadt Danzig und den Vertretern 
der polniſchen Regierung gewünſcht hatte. 

Es hat niemals in der Abſicht der Botſchafterkonferenz gelegen, 
die weſentlichen Löſungen wieder zur Diskuſſion zu ſtellen, die durch 
den Vertragsentwurf feſtgelegt worden ſind, der Ihnen durch meinen 
Brief vom 20. Oktober d. Is. zugeſtellt worden iſt. Die Konferenz 
hatte geglaubt und glaubt es noch, daß, ohne irgend eine der beſagten 
Löſungen wieder in Frage zu ſtellen, große Vorteile darin liegen 
würden, daß die beiden Parteien ſich darin einigen würden, ſolche 
Zuſtände oder Veränderungen im einzelnen im Texte vorzunehmen, 
die darauf hinausgehen würden, ſei es, die Tragweite gewiſſer Be⸗ 
ſtimmungen beſſer zu präziſieren, ſei es, deren Ausführung zu erleichtern 
und gewiſſe Urſachen zu Bedenken zu beſeitigen, die dazu angetan 
wären, das Einvernehmen der beiden Parteien aufs Spiel zu ſetzen. 
Aber es bleibt ſelbſtverſtändlich beſtehen, daß in dem Texte, der am 
20. Oktober mitgeteilt worden iſt, keine Veränderung, welche es auch 
ſein möge, vorgenommen wird, die nicht die Genehmigung der beiden 
Parteien findet, die zur Unterzeichnung des Vertrages aufgefordert 
worden ſind. i 

Genehmigen Sie, Herr Präſident, die Verſicherung meiner Hod- 


achtung. 
gez. Jules Cambon. 


An 
den Herrn Präſidenten der 
Danziger Delegation. 


Anlage 14 a. 


Paris, den 28. Oktober 1920. 
16 Rue Balzac, Hotel Beaulieu. 
An 
die Delegation der künftigen Freien Stadt Danzig 
zu Händen des Herrn Vorſitzenden. 

Die polniſche Rada Ludowa in Danzig als Vertreterin der 
geſamten polniſchen Bevölkerung der künftigen Freien Stadt Danzig 
hat die Unterzeichneten nach Paris entſandt zur Wahrnehmung der 
Intereſſen der polniſchen Minderheit Danzigs. 

Die Botſchafterkonferenz hat die von den polniſchen Abgeordneten 
der Verfaſſunggebenden Verſammlung vertretene Auffaſſung beſtätigt, 
wonach die Sicherung der Rechte der polniſchen Minderheit zu den 
Fragen gehört, welche im Sinne des Artikels 104 Ziff. 5 des Friedens- 
vertrages von Verſailles durch die Danzig-polniſche Konvention zu 
regeln ſind. Die polniſche Bevölkerung Danzigs beſteht darauf, daß 
die Löſung der Frage nicht erfolgt, ohne daß ſie durch ihre Vertreter 
unmittelbar Gelegenheit erhält, ihre Auffaſſung und ihre Wünſche 
klarzulegen. Die Unterzeichneten ſind bereit, im Einvernehmen mit 
der Danziger Delegation in dem oben gekennzeichneten Sinne an dem 
Abſchluß der Konvention mitzuwirken, und bitten ergebenſt, bei der 
Botſchafterkonferenz die hierfür erforderlichen Anträge zu ſtellen. Die 
Unterzeichneten bitten um diesbezüglichen Beſcheid. 


Hochachtungsvoll 


Die polniſche Delegation. 
(gez.) Dr. Kubacz. Langowski. Jedwabski. 


Anlage 14 b. 


Danziger Delegation. Paris, den 1. November 1920. 


An = 
den Abgeordneten Herrn Dr. Kubacg 
Paris 
16 Rue Balzac, Hotel Beaulieu. 


Zum gefl. Schreiben vom 28. Oktober 1920. 


Die Danziger Delegation zum Abſchluß des Vertrages zwiſchen 
der Freien Stadt Danzig und der Republik Polen ift von der Her- 
faſſunggebenden Verſammlung gewählt und mit der Vertretung der 
Freien Stadt beauftragt. Sie hat nicht das Recht, ſich nach eigenem 
Ermeſſen durch andere Perſönlichkeiten, insbeſondere durch Vertreter 
einer einzelnen Partei oder Bevölkerungsgruppe, zu ergänzen. Die 
Delegation kann daher dem dortigen Wunſche nicht entſprechen. Wir 
bitten, den beiden übrigen Herren Unterzeichnern des obenerwähnten 
Schreibens von dieſer Antwort Kenntnis zu geben. 


Anlage 14e. 


Die Deputation 


der polniſchen Minderheit Paris, den 3. November 1920. 
der Freien Stadt Danzig. 


An 5 
die Danziger Delegation 


zu Händen des Herrn Vorſitzenden 


in Paris. 


Wir beſtätigen den Eingang des gefl. Schreibens vom 28. v. M. 
Nachdem unſere Mitarbeit für die Regelung der Frage der nationalen 
Minderheit aus formellen Zuſtändigkeitsgründen abgelehnt worden 
ist, erklären wir folgendes: 

Auf Grund der Vollmacht der Nacelna Rada Ludowa in 
Danzig, der legitimierten Vertreterin der polniſchen Minderheit 
Danzigs, halten wir es für unzuläſſig, daß die Frage ohne Mit⸗ 
wirkung der Bevölkerungskreiſe entſchieden wird, zu deren Schutze die 
entſprechenden Beſtimmungen erlaſſen werden ſollen. Wir fühlen uns 
nunmehr für berechtigt und verpflichtet, die Rechte der polniſchen 
Minderheit ſelbſtändig wahrzunehmen. 

Informatoriſch ſtehen wir auch weiterhin zur Verfügung. 

(gez.) Dr. Kubacz. Langowski. Jedwabski. 


Anlage 15. 


Danziger Delegation. Paris, den 5. November 1920. 
An f 
den Herrn Präſidenten der Hohen Botſchafterkonferenz 
Paris. 


Herr Präſident! 

Die Hohe Botſchafterkonferenz hat in ihrer Note vom 28. Oktober 
1920 zum Ausdruck gebracht, daß ſie nach wie vor die weſentlichen 
Löſungen, wie ſie in der am 20. Oktober mitgeteilten Konvention 
enthalten find, als dem Friedensvertrage entſprechend und unab- 
änderlich anerkenne, daß ſie jedoch eine Verſtändigung der beiden 
Parteien über ſolche Zuſätze und Veränderungen für zweckmäßig halte, 
welche die Tragweite gewiſſer Beſtimmungen näher präziſieren. Die 
Hohe Botſchafterkonferenz hat ferner betont, daß an dem Texte vom 
20. Oktober auch innerhalb dieſer Grenze keine Veränderung vor- 
genommen werden könne, die nicht die Genehmigung beider Parteien 
finde. Hiermit hat die Hohe Botſchafterkonferenz den in ihrer Note 
vom 20. Oktober verkündeten Grundſatz erneut beſtätigt (consacré). 

Um die obenerwähnte Verſtändigung herbeizuführen, hat Herr 
Fromageot im Auftrage der Botſchafterkonferenz mit Herrn Sahm 
die in Frage kommenden Beſtimmungen der Konvention erörtert. 
Dieſe Verhandlungen haben einen nicht offiziellen Charakter getragen, 
und Herr Sahm hat wiederholt und klar zum Ausdruck gebracht, daß 
ſeine Vorſchläge unter dem Vorbehalt der Billigung der Danziger 
Delegation geſchähen. Als Ergebnis dieſer Beſprechungen und gleich— 
laufender Unterredungen mit Mitgliedern der polniſchen Delegation 
hat Herr Fromageot Anderungen und Zuſätze des urſprünglichen 
Textes redigiert, um dieſe der Hohen Botſchafterkonferenz zu unter- 
breiten. 

Beſeelt von dem Wunſche, im Sinne der Botſchafterkonferenz 
eine friedliche Löſung zu ermöglichen, hat die Danziger Delegation 
von dieſen Vorſchlägen Kenntnis genommen. 

Bei der Prüfuug der vorgeſchlagenen Abänderungen hat ſich für 
die Delegation die Notwendigkeit ergeben, über folgende Frage die 
Stellung der Hohen Botſchafterkonferenz zu erfahren. 

J. In dem früheren Artikel 30 iſt in allerletzter Stunde auf 
polniſchen Vorſchlag eine Beſtimmung eingefügt, welche beſagt „et 
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notamment à assurer que dans la législation et dans la conduite 
de administration aucune discrimination soit faite au préjudice 
des nationaux Polonais et autres personnes d'origine ou de 
langue Polonaise.“ Gegenüber dieſer Faſſung find bei uns aus dem 
Grunde Bedenken entſtanden, weil bei den Erörterungen in Danzig 
über die Tragweite des Art. 104 Ziffer 5 des Friedensvertrages von 
Mitgliedern der polniſchen Fraktion der Verfaſſunggebenden Ver— 
ſammlung dieſer Beſtimmung die Auslegung gegeben worden iſt, daß 
den Staatsangehörigen der Republik Polen in der Freien Stadt 
Danzig ipso facto auch die politiſchen Rechte zuſtehen, die, wie das 
aktive und paſſive Wahlrecht zu den öffentlichen Körperſchaften, den 
Staatsangehörigen der Freien Stadt vorbehalten bleiben müſſen. 

Eine ſolche Auslegung, wie ſie von polniſcher Seite erfolgt iſt, 
würde uns die Annahme des Abänderungsantrages unmöglich machen. 
Wir bitten daher die Hohe Botſchafterkonferenz, uns zu beſtätigen, 
daß die neue Faſſung des Art. 30 die von der polniſchen Fraktion 
in Danzig vertretene Auslegung nicht zuläßt. 

II. Die beſprochenen Abänderungen würden nach Auffaſſung 
der Danziger Delegation in den Polen zugeſtandenen Veränderungen 
das Höchſtmaß deſſen darſtellen, was Danzig Polen gewähren könnte, 
und andererſeits in den zu unſeren Gunſten vorgeſehenen Beſtimmungen 
das Mindeſtmaß deſſen, was Danzig zu ſeiner Lebensfähigkeit bedarf. 
Demgemäß möchten wir die Hohe Botſchafterkonferenz um Feſtſtellung 
bitten, daß die von Herrn Fromageot aufgeſtellten Veränderungen 
das letzte Wort darſtellen, und daß der Danziger Delegation nicht 
zugemutet werden wird, irgendwelchen Veränderungen des Textes zu— 
zuſtimmen. Die Danziger Delegation würde dadurch in eine unmög- 
liche Lage verſetzt werden.. 

Die Delegation bittet daher dringend (instamment), daß es ihr 

- da die oben erwähnten Vorſchläge die äußerſte Grenze darſtellen, 
zu der ſie bereit iſt zu gehen — jetzt geſtattet ſein möge, den Vertrag 
entweder in feiner alten Form oder mit den vorgeſchlagenen Mb- 
änderungen zu unterſchreiben. 

Die Delegation geſtattet ſich, die Aufmerkſamkeit der Hohen 
Botſchafterkonferenz auf die Notlage der Freien Stadt Danzig hin⸗ 
zuweiſen. Jede Hinausſchiebung der Konſtituierung muß die Notlage 
aufs höchſte ſteigern und die Schaffung geordneter Verhältniſſe aufs 
äußerſte erſchweren. ; 


Die Delegation richtet daher an die Hohe Botſchafterkonferenz 
die dringende Bitte, in jedem Falle die Konſtituierung der Freien 
Stadt unter den im Briefe der Hohen Botſchafterkonferenz vom 
20. Oktober 1920 näher dargelegten Vorausſetzungen vorzunehmen. 


Im Namen der Danziger Delegation: 
gez. Sahm. 
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Conférence des Ambassadeurs. i Anlage 16, 


Le President. 


Paris, ls 6 Novembre 1920. 


Monsieur le Président. 


En réponse à votre lettre du 5 Novembre, j'ai l'honneur 
de vous faire connaître que la disposition de l’article 33 (ancien 
article 30) du Projet de Convention entre la Pologne et la Ville 
Libre de Dantzig, visée par vous n’a nullement pour objet de 
donner aux ressortissants de la République Polonaise à Dantzig 
des droits politiques qui ne peuvent appartenir qu'aux citoyens 
dantzikois: il ne peut exister à ce sujet aucun doute et la Con- 
férence n'a aucune difficulté à vous donner sur ce point les 
assurances que vous demandez. 

Dans ces conditions, la Conférence compte que la Délé- 
gation dantzikoiss se déclarera prête à signer le Projet de Con- 
vention qui est joint à la présente lettre et dont vous avez 
déjà connaissance. Il est clairement entendu qu'aucun change- 
ment ne sera désormais apporté à ce texte, sauf le cas où pos- 
térieurement à son entrée en vigeur et conformément aux dis- 
potions de l’article 40, un accord interviendrait à ce sujet entre 
la Pologne et la Ville Libre. 

La Conférence a décidé que la Convention serait signéo 
à la date du 15 Novembre; en même temps, prendra effet la 
Décision constituant la Ville Libre de Dantzig. 

La Délégation dantzikoise aura d’ailleurs la faculté de 
signer ces deux documents dès le 9 Novembre. 

Agréez, Monsieur le Président, les assurances de ma haute 


considération. 
(gez.) Jules Cambon. 

Monsieur le Président 
de la Delegation Dantzikoise. 
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Botſchafterkonferenz. Anlage 16. 


Der Präjident. Paris, den 6. November 1920. 


Herr Präſident! 

Als Antwort auf Ihren Brief vom 5. November habe ich die 
Ehre, Ihnen mitzuteilen, daß die Beſtimmungen des Artikels 33 
(früher Artikel 30) des Konventionsprojektes zwiſchen Polen und der 
Freien Stadt Danzig, auf die von Ihnen hingewieſen wird, keines— 
wegs das Ziel verfolgt, den Staatsangehörigen der polniſchen Republik 
in Danzig politiſche Rechte zu geben, die nur den Danziger Bürgern 
zuſtehen dürfen: Es kann in dieſer Hinſicht kein Zweiſel beſtehen, und 
die Konferenz hat keine Schwierigkeit, Ihnen in dieſem Punkte die 
Zuſicherungen zu geben, die Sie wünſchen. 

Unter dieſen Bedingungen rechnet die Botſchafterkonferenz darauf, 
daß die Danziger Delegation ſich bereit erklären wird, den Kon⸗ 
ventionsentwurf, der dem vorliegenden Briefe beigefügt iſt, und von 
dem Sie bereits Kenntnis haben, zu unterzeichnen. Es iſt klar, daß 
an dieſem Texte von nun an keine Anderung vorgenommen wird, 
abgeſehen von dem Fall, wo nach ſeinem Inkrafttreten und den Be- 
ſtimmungen des Artikels 40 des Friedensvertrages entſprechend eine 
diesbezügliche Abmachung zwiſchen Polen und der Freien Stadt ge— 
troffen wird. 

Die Konferenz hat beſchloſſen, daß die Konvention am 15. No— 
vember unterzeichnet werde; gleichzeitig wird die Beſtimmung der 
Konſtituierung der Freien Stadt Danzig in Kraft treten. 

Die Danziger Delegation wird überdies die Befugnis haben, 
dieſe beiden Dokumente gleich am 9. November zu unterzeichnen. 

Genehmigen Sie, Herr Präfident, die Verſicherung meiner Hoch- 
achtung. 

gez. Jules Cambon. 

An 
den Herrn Präſidenten 
der Danziger Delegation. 


Anlage 17. 


Sitzung der Danziger Delegation, 
Paris, den 8. November 1920. 


Anweſend: 
Oberbürgermeiſter Sahm, 
Vorſitzender, Stadtrat Dr. Evert, 
Abgeordneter Schümmer, 1 Dr. Grünſpan, 
s Schwegmann, N Dr. Schwartz, 
0 Wieler, Archivrat Dr. Kaufmann, 
4 Dr. Zint, Stadtſyndikus Brieſewitz. 


Nachdem an den letzten Tagen in langen und eingehenden Be— 
ratungen nochmals der Text der auf Grund des Artikels 104 des 
Verſailler Friedensvertrages zwiſchen der Freien Stadt Danzig und 
Polen abzuſchließenden Konvention zugleich mit den von der Botſchafter— 
konferenz auf Grund der Beſprechungen des Herrn Fromageot mit 
Herrn Sahm und polniſchen Vertretern getroffenen Abänderungen 
durchberaten worden iſt, beſchließt die Danziger Delegation einſtimmig, 
der Botſchafterkonferenz mitzuteilen, daß die Delegation bereit iſt, die 
Konvention in der jetzt vorliegenden Faſſung am 9. November 1920, 
nachmittags 5 Uhr, zu unterzeichnen. 


(gez.) Sahm. Wieler. Schwegmann. Schümmer. Dr. Zint. 
Dr. Schwartz. Dr. Grünspan. Dr. Kaufmann. Dr. Evert. 
Briesewitz. 


Anlage 18. 
Convention 
Entre la Pologne 
et, 
La Ville Libre de Dantzig. 


La Pologne et La Ville Libre de Dantzig, 
Considérant la Convention négociée par les Principales 
Puissances alliées et associées ainsi qu'il est prévu à l’article 104 
du Traité de Paix signé à Versailles le 28 juin 1919 par les 
Puissances alliées et associées et l'Allemagne. 
Et désirant voir cette Convention intervenir entre elles 
conformément au dit article du dit Traité. 
Ont à cet effet, désigné pour leurs Plénipotentiaires respectifs 
Savoir: 
La République Polonaise: 
M. Ignace I. Paderewski, 
ancien Président du Conseil des Ministres: 


La Ville Libre de Dantzig: 


M. le Premier Bourgmestre Sahm. 
M. le Député Schümer. 


Lesquels, après avoir échangé leurs pleins pouvoirs reconnus 
en bonne et due forme, ont respectivement agréé les stipulations 
suivantes: 

Chapitre I. 
Article 1. 

Un représentant diplomatique du Gouvernement polonais 
en résidence à Dantzig, servira d'intermédiaire entre le Gouver- 
nement polonais et le Gouvernement de la Ville libre. 

Article 2. 

Il appartient au Gouvernement polonais d' assurer la con- 
duite des affaires extérieures de la Ville libre de Dantzig, ainsi 
que la protection des nationaux de Dantzig dans les pays étrangers. 
Cette protection sera assurée dans les mêmes conditions que 
celles des nationaux polonais. ge 

Les passeports, délivrés aux nationaux de Dantzig, ne 
pourront leur assurer la protection polonaise à l'étranger que 


s'ils ont été visés par le Représentant du Gouvernement polonais 


à Dantzig. PANES. 
cle 3. 


Un ou plusieurs nationaux de la Ville libre de Dantzig, 
mis par la Ville libre à la disposition du Gouvernement polonais, 
feront partie du personnel des Consulats polonais établis dans 
les places étrangères où la Ville libre de Dantzig aura des 
intérêts économiques importants. 

Ces fonctionnaires ressortiront au Gouvernement polonais 
et seront, sous la direction et l'autorité du Consul polonais, 
chargés des affaires concernant spécialement les intérèts des 
nationaux de la Ville libre de Dantzig. 

Article 4. 

L'exequatur sera donné aux agents consulaires étrangers 
on résidence à Dantzig par le Gouvernement polonais après 
entente avec les autorités de la Ville libre. 

Artic'e 5. 

Les frais de la représentation diplomatique et consulaire 
de Ja Ville libre de Dantzig, ainsi que les frais de protection 
de ses ressortissants à l'étranger, seront supportés par la Pologne. 

Tous les droits et taxes prélevés par le service diplomatique 
ou consulaire seront acquis au Gouvernement polonais. 

Article 6. 

Aucun Traité ou Accord international intéressant la Ville 

libre de Dantzig ne sera conclu par le Gouvernement polonais sans 


une consultation préalable avec la Ville libre; le résultat de cette ' 


consultation sera porté à la connaissance du Haut-Commissaire 
de la Société des Nations. 

Dans tous les cas, le Haut-Commissaire aura le droit 
d’opposer son veto à tout Traité ou Accord international dans 
la mesure ou il s’appliquerait à la Ville libre de Dantzig, si le 
Conseil de la Société des Nations estime qu'il est en contradiction 
avec les stipulations du présent Traité ou avec le statut de la 


Ville libre. 
Article 7. 


La Ville libre ne pourra contracter des emprunts extérieurs 
qu’apres consultation préalable du Gouvernement polonais qui 
devra faire connaître sa réponse dans un délai de quinze jours. 
En cas d’objection de la part du Gouvernement polonais, la 
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question pourra être soumise par la Ville libre à l’appréciation 
du Haut-Commissaire à qu'il appartiendra de décider dans les 
conditions prévues à l’article 39 du present Traité. 

Le Haut-Commissaire aura pour devoir de s’assurer que les 
conditions de l’emprunt ne sont pas en contradiction avec les 
stipulations du présent Traité, ni avec le statut de la Ville libre. 


Article 8. 

Le droit de porter le pavillon commercial de Dantzig sera 
réservé aux navires dont la propriété appartient ecxclusivement 
à des nationaux de la Ville libre, y compris des sociétés 
ou associations qui sont enregistrées dans la Ville libre et dans 
lesquelles des nationaux de la Ville libre ont des intérêts 
prédominants. 7 

La Ville libre notifiera au Gouvernement polonais tous 
enregistrements de navires sous pavillon dantzikois, avec mention 
des droits de propriété et autres droits réels dont lesdits navires 
peuvent être l’objet. 

Le Gouvernement polonais aura la liberté d’établir à Dantzig 
auprès des services du Représentant polonais visé à l’article 1°, 
les services administratifs polonais nécessaires à l’enregistrements 
et à l'inspection du bon état de navigabilité des navires 
polonais ainsi qu'à l'engagement des équipages. 

Les questions sur lesquelles la Ville libre et la Pologne 
seraient en désaccord relativement au présent article donneront 
ouverture à l’exercice du droit de recours au Haut-Commissaire 
de la Société des Nations dans les conditions prévues à l’article 39. 


Article 9. 

La Ville libre de Dantzig et la Pologne s'engagent à adapter 
l'une à l’autre autant qu'il sera possible en tenant compte de 
leurs intérêts économiques particuliers, leur législation concernant 
le droit de pavillon. 


Article 10. 
La Ville libre s'engage à accorder, dans le port de Dantzig, 
aux navires battant pavillon polonais le même traitement qu'aux 


navires battant pavillon de la Ville libre. 
Article 11. 
Les rapports directs entre les autorités locales, administra- 
tives et judiciaires de la Ville libre de Dantzig et les territoires 


8 


— 114 — 


limitrophes de la Prusse orientale seront admis dans les mêmes 
conditions que les rapports directs entre les autorités polonaises 
et les autorités allemandes, ainsi qu'il sera réglé par une con- 
vention à conclure entre la Pologne et l'Allemagne. 
Article 12. 

Sous réserve des droits appartenent à la Pologne et visés 
à l’article 2, la police des étrangers sur le territoire da la Ville 
libre de Dantzig, sera exercée par les autorités de la Ville libre. 


Chapitre II. 
Article 13. 

La Ville libre de Dantzig est placée en dedans des limites 
de la frontiére douaniére de la Pologne: la Pologne et la Ville 
libre constituent un seul territoire douanier soumis à la légis- 
lation et au tarif douanier polonais. 

Article 14. 

Le territoire de la Ville libre de Dantzig constituera, au 
point de vue douanier, une unité administrative confiée à des 
fonctionnaires de la Ville libre et fonctionnant sous le contrôle 
général de l'Administration centrale des douanes de Pologne, 
le Gouvernement polonais participant par des inspecteurs polo- 
nais adjoints au personel dantzikois, à la surveillance du service 
des douanes. Ces inspecteurs, qui seront payés directement 
par le Gouvernement polonais, porteront leurs observations 
devant l'administration centrale des douanes de Pologne. 

Les formulaires de douane dont la partie imprimée sera 
établie en allemand et en polonais, pourront être rempliäs in- 
différemment en allemand ou en polonais. 

La Ville libre aura pour assurer le” service, un nombre 
suffisant de personnes connaisant la langue polonaise. 

Article 15. 

L'administration douanière dantzikoise sera, envers l'ad- 
ministration des douanes polonaises, comptable- des recettes 
douanières et responsable de leur perception ainsi que de 
l'exécution des lois douanières. 

Les dépenses d'administration supportées de ce chef par 
la Ville libre seront prélevées sur la somme totale des recettes 
douanières perçues sur le territoire de la Ville libre. 
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Les droits de douane seront, au gré de la personne appelée 
à les acquitter, payés soit en monnaie dantzikoise, soit en 
monnaie polonaise. 

Les comptes seront apurés à la fin de chaque trimestre et 
la Pologne remettra à la Ville libre un pourcentage fixe des 
recettes nettes, déterminé conformément aux stipulations de 


l’article 17. 
Article 16. 


Les dispositions du présent chapitre seront mises en vigueur 
dans les trois mois qui suivront l’entrée en vigueur du présent 
Traité et, en attendant. l’arrangement provisoire du 22 Avril 
1920 restera appliqué. 

Article 17. 

Dans le délai d'un mois à partir de la mise en vigueur du 
présent Traité, des négociations auront lieu entre la Pologne et 
la Ville libre, à l'effet: 

a) D’examiner les mesures à prendre en vue de l'appli- 

cation à la Ville libre de la législation et du tarif dou- 
anier polonais, et pour adapter autant que possible, à 
la législation polonaise la législation dantzikoise con- 
cernant les monopoles, et en général, tous droits et 
impôts indirects. La Ville libre s'engage à prendre et 
à assurer l'exécution desdites mesures; 

b) De fixer des règles concernant le taux du change pour 
la perception dans le port de Dantzig des droits de 
douane en monnaie dantzikoise, suivant un tarif équi- 
valent au tarif polonais, aussi longtemps que les deux 
États posséderont des systèmes monétaires distincts; 

c) De fixer le pourcentage des recettes nettes devant être 
attribué à Dantzig conformément à l'article 15. Ce 
pourcentage sera déterminé en tenant compte de la pro- 
portion des droits de douane perçus sur les marchandises 
respectivenent destinées à être consommées en Pologne 
et. sur le territoire de la Ville libre. 

Article 18. . 

La zone franche existant actuellement dans le port de 
Dantzig sera maintenue. Cette zone sera placée sous le contrôle 
et l'administration du Conseil qui est prévu à l’article 19 et qui 
aura pouvoir pour décider la modification ou l’extension des 
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limites de ladite zone franche ou la modification de son régime 
intérieur, sous réserve du droit du Gouvernement de la Ville 
libre et du Gouvernement polonais de formuler, dans les quinzo 
jours leur opposition s’il y a lieu. En cas de désaccord, cette 
opposition sera suspensive et il appartiendra auxdits Gouverne- 
ments d'exercer le recours au Haut-Commissaire de la Société 
des Nations dans les conditions prévues à l’article 39. 


Chapitre III. 


Article 19. 

II sera créé, sous le nom de Conseil du Port et des Voies 
d'Eau de Dantzig, un Conseil composé, par parties égales, de 
Commissaires polonais et de Commissaires dantzikois, dont lo 
nombre, de part et d'autre, n’excödera pas cinq, et qui seront 
choisis respectivement par le Gouvernement polonais et par la 
Ville libre parmi les représentants des intérêts économiques des 
deux pays. 

Le Président de ce Conseil sera choisi d'accord entre le 
Gouvernement polonais et le Gouvernement de la Ville libre. 
A défaut d'accord dans le mois qui suivra la mise en vigueur 
du présent Traité, le Conseil de la Société des Nations sera 
soilicité par le Haut-Commissaire de la Société à Dantzig, de 
désigner un président de nationalité suisse. Il sera procédé de 
même en cas de vacance de la Présidence, dans le mois qui 
suivra la cessation des fonctions du précédent Président. 

Le Président sera nommé pour trois ans: son mandat sora 
renouvelable. 

Le Président dirigera le débat en s’efforçant de provoquer 
un accord entre les parties; il ne prendra part au vote qu'après 
avoir épuisé tous les moyens pour réaliser cet accord, sa voix 
emportant la décision en cas de partage. 

Les trais et dépenses du Conseil seront couverts par les 
recettes provenant des services administrés par ledit Conseil. 


Article 20. 

Le Conseil exercera dans les limites de la Ville libre la 
direction, l'administration et exploitation du port, des voies 
d’eau et de l’ensemble des voies ferrées qui desservent spéciale- 
ment le port, ainsi que de tous biens et établissements servant 


à leur exploitation, mais à l'exclusion des biens et des établisse- 
ments servant à l'exploitation générale des chemins de fer. 

Il appartiendra au Conseil de déterminer celles des voies 
ferrées qui doivent être considérées comme desservant spéciale- 
ment le port, sous réserve du droit du Gouvernement de la 
Ville libre et du Gouvernement polonais de formuler, dans les 
quinze jours, leur opposition s’il y a lieu. En cas de désaccord, 
cette opposition sera suspensive et il appartiendra auxdits Gou- 
vernements d'exercer le recours au Haut-Commissaire de la 
Société des Nations dans les conditions prévues à Particle 39. 

Le Conseil s’entendra avec le Gouvernement polonais pour 
mettre autant que possible en harmonie le régime de la partie 
de la Vistule placée sous son administration et le régime de la 
Vistule polonaise. 

Le Conseil maintiendra autant que possible en fonctions 
les fonctionnaires, employés et ouvriers, actuellement affectés, au 
service du port, ou des voies d'eau ou voies ferrées qui ressor- 
tissent à sa compétence. L'introduction de nouveaux fonction- 
naires ou ouvriers dans l'administration dépendant du Conseil 
ne devra donner lieu à aucune discrimination au détriment des 
nationaux polonais. 

Article 21. 

Les voies ferrées qui ne sont pas visées à l'article 20, 
seront, sauf les tramways et autres voies ferrées servant princi- 
palement aux besoins de la Ville libre, contrôlées et adminis- 
trées par la Pologne à son profit et à ses frais. 

Article 22. 

Des accords ultérieurs entre la Pologne et la Ville libre, 
à conclure dans les quatre mois qui suivront la mise en vigueur 
du présent Traité, décideront toutes questions auxquelles pour- 
rait donner lieu l'exécution de l'article 21, notamment en ce 
qui concerne les questions relatives au maintien des fonction- 
naires, employés et ouvriers actuellement en service sur les 
chemins de fer, sur la base du respect des droits acquis, ainsi 
que les questions relatives aux garanties à assurer reciproque- 
ment à l’emploi des langues et des monnaies dantzikoises et 
polonaises et aux intérêts de la population locale, en tout ce 
qui touche à l'administration, à l'exploitation et aux services 
visés à l’article 21. 
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A défaut d'accord, la décision sera prise par le Haut- 
Commissaire de la Société des Nations, conformément à l’article 39. 
Article 23. 

Le Conseil percevra tous droits, taxes, et revenus provenant 
de l’administration du port, des voies d’eau et des voies ferrées 
visée à l’article 20 et fera tace à tous les frais d’entretien de 
direction, d'exploitation, d'amélioration et de développement. 
Les bénéfices et les pertes seront partagés entre la Pologne et 
la Ville libre de Dantzig, suivant une proportion à fixer dans 
une convention financière à intervenir entre elles. 

Il sera tenu compte à la Ville libre des recettes et des 
dépenses qu’ elle aura effectuées depuis le 10 janvier 1920 pour 
l'entretien des services visés à l’article 20 et 21, jusqu’ à l'entrée 
en vigueur des articles 20 et 21 et 23 à 26. 

Article 24. 

Le Conseil prendra toutes les mesures utiles pour assurer, 
d'accord avec le Gouvernement polonais, le libre trafic d’&migration 
et d'immigration, en provenance ou à destination de la Pologne. 

Aucune Compagnie de navigation ni autre organisation, 
société ou personne privée ne pourra se livrer à une entreprise 
d’emigration ou d'immigration en provenance ou à destination 
de la Pologne sans l'autorisation du Gouvernement polonais. 

Artiele 25. 

La Ville libre de Dantzig et le Gouvernement polonais 
s’engagent A transférer au Conseil la propriété de tous les biens 
qui, ayant appartenu à l’ancien Empire allemand ou à tout Etat 
allemand et désignés par les Principales Puissances alliées 
et associées font partie du port et se rattachent à l'administration 
ou à l'exploitation de celui-ci ainsi qu'à celles des voies d’eau 
et des voies ferrées visées À l’article 20. 

La propriété de tous les biens ayant appartenu à l’ancien 
Empire allemand ou à tout Etat allemand et se rattachant à 
l'administration ou à l'exploitation des voies ferrées visées à 
Particle 21 sera transférée à la Pologne. 

Le Conseil aura le droit de prendre à bail ou d'acquérir 
tous autres biens, meubles ou immeubles, situés sur le territoire 
de la Ville libre, selon que le Conseil le jugera nécessaire à la 
direction, à l'administration ou l'exploitation du port, des voies 
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d’eau et des voies ferrées, dont il a la charge, ou à leur déve: 
loppement ou amélioration La Ville libre de Dantzig s’engage 
à prendre toutes mesures nécessaires pour donner effet aux 
décisions du Conseil et, notamment à. procéder aux expropriations 
qu'il y aurait lieu d'effectuer à cet eftet. 

La Ville livre s'engage à ne’ pas refuser à la Pologne 
l'expropriation, dans des conditions équitables, des terrains et 
autres propriétés nécessaires à l'exploitation des services visés à 
l'article 21. 

Au cas où le présent article donnerait lieu à quelque con- 
testation entre le Gouvernement de la Ville libre et le Gouver- 
nement polonais, le désaccord serait soumis à la décision du 
Haut-Commissaire dans les conditions prévues à l’article 39. 

Article 26. 

Le Conseil aura l'obligation d'assurer à la Pologne le libre 
usage et le service du port et des moyens de communication 
visés à Particle 20, sans aucune restriction et dans la mesure 
nécessaire, pour assurer le trafic d'importation ou d'exportation 
à destination ou en provenance de la Pologne, le Conseil aura 
l'obligation de prendre toutes les mesures nécessaires pour assurer 
le développement et l'amélioration du port et des voies de 
communication afin de faire face à tous les besoins de ce trafic. 

Dans le cas où les dispositions ci-dessus viendraient à n'être 
pas observées, la Ville libre de Dantzig et la Pologne auront le 
droit d'exercer le recours prévu à l’article 39. 

Artiele 27. 

Les dispositions des articles 20, 21 et23 à 26 entreront en 
vigueur trois mois après la désignation du Président du Conseil. 
Article 28. 

En tout temps et en toutes circonstances la Pologne aura 
le droit d'importer et d'exporter par Dantzig des marchandises 
de quelque nature qu'elles soient, non prohibées par les lois 
polonaises. 

Chapitre IV. 
Article 29. 

La Pologne aura le droit d'installer dans le port de Dantzig, 
un service des postes, télégraphes et téléphones communiquant 
directement avec la Pologne. Ce service aura dans ses attribu- 


tions les communications postales et télégraphiques, empruntant 
le port de Dantzig, entre la Pologne et les pays étrangers, ainsi 
que les communications entre la Pologne et le Port de Dantzig. 


Article 30. 

La Ville libre de Dantzig s'engage donner à bail ou à vendre 
à la Pologne, dars des conditions équitables, les terrains ou les 
bâtiments nécessaires à l'installation ainsi qu'au fonctionnement 
des services prévus à l’article 29, ainsi qu’ à l’article 21. 

La Ville libre s'engage à donner au Gouvernement polonais 
toutes les facilités requises en vue de l'établissement des lignes 
télégraphiques et téléphoniques nécessaires à l’application dudit 


article. 
Article 31. 


Toutes autres communications postales, télégraphiques et 
téléphoniques sur le territoire de la Ville libre, ainsi que les 
communications entre la Ville libre et les pays étrangers, seront 
du ressort de la Ville libre. 

Artiele 32. 

La Pologne et la Ville libre de Dantzig s'engagent à conclure 
dans un délai de six mois, à dater de l'entrée en vigueur du 
présent Traité, une convention spéciale à l'effet d'établir des 
tarifs postaux, télégraphiques et téléphoniques uniformes pour leurs 
communications réciproques: cette convention règlera en même 
temps les détails d'application du présent chapitre. 


Chapitre V. 


Article 33. 

La Ville libre de Dantzig s'engage à appliquer aux minorités 
de race, de religion ou de langue, des dispositions, semblables 
à celles qui sont appliquées per la Pologne sur le territoire 
polonais en exécution du Chapitre I du Traité conclu à Versailles, 
le 28 juin 1919, entre la Pologne et les Principales Puissances 
Alliées et Associées, notamment à pourvoir à ce que, dans la légis- 
lation et la conduite de l'administration, aucune discrimination soit 
faite au préjudice des nationaux polonais et autres personnes 
d'origine ou de langue polonaise contormément à l’article 104 
$ 5 du Traité de paix de Versailles avec l'Allemagne. 

Les stipulations des Articles 14 à 19 du Traité conclu à 
Versailles entre les Principales Puissance Alliées et Assiciées et la 


Pologne le 28. juin 1919 ainsi que les stipulations de l’article 89 
du Traité de Versailles avec l’Allemagne s’appliqueront également 
à la Ville libre de Dantzig: 


Article 34. 

Les conditions de naturalisation dans la Ville libre de Dantzig 
ainsi que les conditions auxquelles les sociétés étrangères pourront 
se constituer en sociétés dantzikoises, seront fixées d'accord entre 
la Ville libre et la Pologne. 


Article 35. 

Un arrangement spécial sera conclu, dans le plus bref dé- 
lai, entre la Pologne et la Ville libre de Dantzig pour régler 
l'exécution en Pologne et, respectivement l’exécution sur le 
territoire de la Ville libre, des jugements respectivement rendus 
par les tribunaux polonais et dantzikois, la poursuite des criminels 
réfugiés sur le territoire de l’une ou l’autre des Hautes Parties 
Contractantes, ainsi que leur extradition et toutes autres questions 
d'ordre judiciaire. 

Article 36. 

La Pologne et la Ville libre de Dantzig s'engagent re: 
spectivement à entrer en négociations dès que les circonstances 
le permettront, sur la demande de l’une ou de l’autre, en vue 
d'unifier leurs systèmes monétiires. Un délai d'un an devra 
être prévu avant que cette unification une fois décidée entre 
an vigueur. 

Artiele 37. 

Le Gouvernement polonais s'engage à entrer en négociations 
avec la Ville libre en vue de faciliter à celle-ci, de toutes 
manières, son ravitaillement en denrées alimentaires, en com- 
bustibles et en matières premières. 


Article 38. 

Des arrangements ultérieurs seront conclus entre la Po- 
logne et la Ville libre sur toutes les questions qui ne sont pas 
traitées dans le présent Traité. 

Article 39. 

Tout différend qui viendrait à s’élever entre la Pologne et 
la Ville libre au sujet du présent Traité ou de tous autres accords, 
arrangements et conventions, ultérieurs ou de toutes questions 
touchants aux relations de la Pologne et de la Ville libre sera 


soumis par l’une ou l'autre partie à la décision du Haut- 
Commissaire, qui, s’il l'estime nécessaire, renverra l'affaire au 
Conseil de la Société des Nations. 

Les deux parties conservent la liberté da faire appel au 
Conseil de la Société des Nations. r 
Article 40. 

Aucune modification ne pourra être apportés à la présente 
Convention que par accord entre la Pologne et la Ville libre de 
Dantzig. | 

La présente Convention, dont les textes français et anglais 
feront foi, entre en vigueur en même temps qu'est constituée 
la Ville libre de Dantzig. 

En Foi De Quoi les Plénipotentiaires surnommèés ont signé 
la présente Convention. 

Fait à Paris, le neuf novembre mil neuf cent vingt en un 
seul exemplaire qui restera déposé dans les archives du Gou- 
vernement de la République française et dont les expéditions 
authentiques seront remises à chacune des Hautes Parties 
Jontractantes. 


Anlage 18. 


Konvention zwiſchen Polen und der Freien Stadt Danzig. 


Polen und die Freie Stadt Danzig haben in Erwägung der 
von den Alliierten und Aſſoziierten Hauptmächten durch Unter— 
handlungen feſtgeſtellten Konvention, wie es im Artikel 104 des 
Friedensvertrages, der in Verſailles am 28. Juni 1919 von den 
Alliierten und Aſſoziierten Mächten und Deutſchland unterzeichnet 
wurde, vorgeſehen iſt, und mit dem Wunſche, daß dieſe Konvention 
zwiſchen ihnen entſprechend dem beſagten Artikel des genannten Ver— 
trages abgeſchloſſen werde, zu dieſem Zwecke als ihre beiderſeitigen 
Bevollmächtigten bezeichnet: Die Republik Polen Herrn Ignac 
J. Paderewski, ehemaligen Miniſterpräſidenten. Die Freie Stadt 
Danzig: Herrn Oberbürgermeiſter Sahm, Herrn Abgeordneten 
Schümmer. Dieſe haben, nachdem ſie ihre Vollmachten ausgetauſcht 
haben, die als gut und richtig befunden worden ſind, die folgenden 
Feſtſetzungen beiderſeits genehmigt: 


Kapitel 1. 
Artikel 1. 

Ein diplomatiſcher Vertreter der polniſchen Regierung mit dem 
Sitz in Danzig wird zwiſchen der polniſchen Regierung und der 
Regierung der Freien Stadt als Vermittler dienen. 

Artikel 2. 

Es wird Sache der polniſchen Regierung ſein, die Führung der 
auswärtigen Angelegenheiten der Freien Stadt Danzig, ſowie den 
Schutz der Staatsangehörigen Danzigs in den fremden Ländern ſicher— 
zuſtellen. Dieſer Schutz wird unter denſelben Bedingungen ſichergeſtellt 
werden, wie derjenige der polniſchen Staatsangehörigen. 

Die Päſſe, welche den Staatsangehörigen Danzigs ausgeſtellt 
werden, können ihnen den polniſchen Schutz im Ausland nur ſichern, 
wenn ſie von dem Vertreter der polniſchen Regierung in Danzig 
viſiert worden ſind. 

Artikel 3. 

Ein oder mehrere Staatsangehörige der Freien Stadt Danzig, 
welche von der Freien Stadt zur Verfügung der polniſchen Regierung 
geſtellt werden, werden zum Perſonal der polniſchen Konſulate gehören, 
die an den fremden Orten eingerichtet werden, wo die Freie Stadt 
Danzig wichtige wirtſchaftliche Intereſſen hat. 
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Dieſe Beamten werden zur polniſchen Regierung gehören und 
werden unter der Leitung und Autorität des polniſchen Konſu's mit 
den Angelegenheiten betraut werden, welche beſonders die Intereſſen 
der Staatsangehörigen der Freien Stadt Danzig betreffen. 

Artikel 4. 

Das Exequatur wird den fremden Konſuln mit dem Sitz in 
Danzig von der polniſchen Regierung nach Einvernehmen mit den 
Behörden der Freien Stadt erteilt werden. i 

Artikel 5. 

Die often der diplomatiſchen und konſulariſchen Vertretung der 
Freien Stadt Danzig ſowie die Koſten für den Schutz ihrer Staats- 
angehörigen im Auslande werden von Polen getragen werden. 

Alle Abgaben und Gebühren, welche vom diplomatiſchen oder 
konſulariſchen Dienſt erhoben werden, gehören der polniſchen Regierung. 


Aitikel 6. 

Internationale Verträge oder Abkommen, an denen die Freie 
Stadt Danzig intereſſiert iſt, werden von der polniſchen Regierung 
nicht ohne vorherige Beratung mit der Freien Stadt abgeſchloſſen 
werden; das Ergebnis dieſer Beratung wird zur Kenntnis des Ober- 
kommiſſars des Völkerbundes gebracht werden. 

In allen Fällen wird der Oberkommiſſar das Recht haben, 
jedem internationalen Vertrag oder Abkommen ſein Veto entgegen— 
zuſetzen, ſoweit er die Freie Stadt Danzig betreffen würde, wenn der 
Rat des Völkerbundes glaubt, daß er den Beſtimmungen des gegen— 
wärtigen Vertrages oder dem Statut der Freien Stadt widerſpricht. 


Artikel 7. 

Die Freie Stadt darf ausländiſche Anleihen nur nach vorheriger 
Beratung mit der polniſchen Regierung aufnehmen; dieſe wird ihre 
Antwort in einer Friſt von vierzehn Tagen bekanntgeben müſſen. 
Falls von ſeiten der polniſchen Regierung ein Einwand vorliegt, kann 
die Frage von der Freien Stadt der Beurteilung des Oberkommiſſars 
unterbreitet werden, deſſen Sache es ſein wird, unter den im Artikel 39 
des vorliegenden Vertrages vorgeſehenen Bedingungen zu entſcheiden. 

Der Oberkommiſſar hat die Pflicht, ſich zu vergewiſſern, daß die 
Bedingungen der Anleihe weder mit den Beſtimmungen des vor— 
liegenden Vertrages, noch mit dem Statut der Freien Stadt in 
Widerſpruch ſtehen. 


Artikel 8. 

Das Recht, die Danziger Handelsflagge zu führen, wird den 
Schiffen vorbehalten, deren Eigentum ausſchließlich Staatsangehörigen 
der Freien Stadt zuſteht, einſchließlich der Geſellſchaften oder Ver— 
einigungen, die in der Freien Stadt eingetragen ſind und in welchen 
Staatsangehörige der Freien Stadt überwiegende Intereſſen haben. 

Die Freie Stadt wird der polniſchen Regierung alle Regiſtrierungen 
von Schiffen, die die Danziger Flagge führen, mitteilen, mit Gr- 
wähnung der Eigentumsrechte und anderer dinglicher Rechte, deren 
Gegenſtand die beſagten Schiffe ſein können. 

Der polniſchen Regierung ſteht es frei, in Danzig bei den 
Dienſtzweigen des polniſchen Vertreters, der in Artikel 1 genannt iſt, 
die polniſchen Verwaltungsdienſtzweige einzurichten, die zur Re⸗ 
giſtrierung und zur Beaufſichtigung der Seetüchtigkeit der polniſchen 
Schiffe ſowie zur Anmuſterung der Schiffsmannſchaften nötig ſind. 

Die Freie Stadt und Polen haben das Recht, in den Fragen, 
über die ſie ſich hinſichtlich des gegenwärtigen Artikels nicht einigen 
ſollten, den Oberkommiſſar des Völkerbundes unter den im Artikel 39 
vorgeſehenen Bedingungen anzurufen. 

Artikel 9. 

Die Freie Stadt Danzig und Polen verpflichten fih, ihre Geſetz⸗ 
gebung über das Flaggenrecht, ſoweit als möglich, einander an— 
zupaſſen, indem ſie dabei ihren beſonderen wirtſchaftlichen Intereſſen 


Rechnung tragen. 
Artikel 10. 


Die Freie Stadt verpflichtet ſich, im Hafen von Danzig den 
Schiffen, welche die polniſche Flagge führen, dieſelbe Behandlung zu— 
gewähren, wie den Schiffen, welche die Flagge der Freien Stadt führen. 

Artikel 11. 

Die direkten Beziehungen zwiſchen den örtlichen Verwaltungs⸗ 
und Gerichtsbehörden der Freien Stadt Danzig und den Nachbar⸗ 
gebieten Oſtpreußens werden unter denſelben Bedingungen zugelaſſen, 
wie die direkten Beziehungen zwiſchen den polniſchen und deutſchen 
Behörden, wie es durch eine Konvention geregelt wird, die zwiſchen 
Polen und Deutſchland abgeſchloſſen werden ſoll. 

Artikel 12. 

Unter Vorbehalt der Polen zuſtehenden, in Artikel 2 benannten 
Rechte wird die Fremdenpolizei auf dem Gebiete der Freien Stadt 
Danzig von den Behörden der Freien Stadt ausgeübt. 
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Kapitel II. 
Artikel 13. 

Die Freie Stadt Danzig wird in das Gebiet der Zollgrenze 
Polens aufgenommen; Polen und die Freie Stadt bilden ein einziges 
Zollgebiet, welches der polniſchen Zollgeſetzgebung und dem polniſchen 
Zolltarif unterworfen iſt. 

Artikel 14. 

Das Gebiet der Freien Stadt Danzig bildet hinſichtlich der 
Zölle eine Verwaltungseinheit, welche Beamten der Freien Stadt 
anvertraut iſt und unter der allgemeinen Kontrolle der Zentral— 
zollverwaltung Polens ausgeübt wird, wobei die polniſche Regierung durch 
polniſche Inſpektoren, die dem Danziger Perſonal beigeordnet ſind, 
an der Überwachung des Zolldienſtes teilnimmt. Dieſe Inſpektoren, 
welche direkt von der polniſchen Regierung bezahlt werden, bringen 
ihre Beobachtungen vor die polniſche Zentralzollverwaltung. 

Die Zollformulare, deren gedruckter Teil deutſch und polniſch 
angelegt wird, können ebenſowohl deutſch wie polniſch ausgefüllt 
werden. 

Die Freie Stadt wird zur Sicherſtellung des Dienſtes eine 
hinreichende Anzahl von Perſonen haben, die die polniſche Sprache 
kennen. 

Artikel 15. 

Die Danziger Zollverwaltung iſt der Verwaltung der polniſchen 
Zölle gegenüber für die Zolleinnahmen rechnungspflichtig und für ihre 
Erhebung ſowie die Ausführung der Zollgeſetze verantwortlich. 

Die Verwaltungsausgaben, welche aus dieſem Grunde von der 
Freien Stadt gemacht werden, werden von der Geſamtſumme der 
Zolleinnahmen, die auf dem Gebiete der Freien Stadt erhoben 
werden, vorweggenommen. Die Zollabgaben werden nach dem Be— 
lieben der Perſon, welche aufgefordert wird, ſie zu bezahlen, ſei es in 
Danziger, ſei es in polniſchem Gelde, bezahlt. 

Die Rechnungen werden am Ende jedes Vierteljahres feſtgeſtellt, 
und Polen wird der Freien Stadt einen feſten Prozentſatz von den 
Nettoeinnahmen überlaſſen, der entſprechend den Beſtimmungen des 
Artikels 17 feſtgeſetzt wird. 

Artikel 16. 

Die Beſtimmungen dieſes Kapitels werden binnen drei Monaten 

nach dem Inkrafttreten des vorliegenden Vertrages in Kraft treten, 
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und bis dahin wird das vorläufige Abkommen vom 22. April 1920 
in Anwendung bleiben. 
Artikel 17. 

Innerhalb der Friſt eines Monats vom Inkrafttreten dieſes 
Vertrages werden Verhandlungen zwiſchen Polen und der Freien 
Stadt ſtattfinden, die zum Ziele haben: 

a) die Maßnahmen zu prüfen, die zu treffen ſind, um die 
polniſche Zollgeſetzgebung und den polniſchen Zolltarif auf 
die Freie Stadt anzuwenden und ſoweit möglich, der polniſchen 
Geſetzgebung die Danziger Geſetzgebung anzupaſſen, ſoweit 
ſie ſich auf die Monopole und im allgemeinen alle indirekten 
Steuern bezieht. Die Freie Stadt verpflichtet ſich, die Aus⸗ 
führung der beſagten Maßnahmen zu ergreifen und ſicher⸗ 


zuſtellen. 

b) Richtlinien feſtzuſetzen, die den Verrechnungskurs für die 
Erhebung der Zollabgaben in Danziger Geld im Hafen von 
Danzig betreffen, gemäß einem mit dem polniſchen gleidh- 
wertigen Tarif, ſolange die beiden Staaten verſchiedene 
Münzſyſteme beſitzen, 

c) den Prozentſatz der Nettoeinnahmen feſtzuſetzen, der gemäß 


Artikel 15 Danzig zugeteilt werden ſoll. Dieſer Prozentſatz 
wird beſtimmt, indem dem Verhältniſſe der Zollgebühren 
Rechnung getragen wird, die von den Waren erhoben werden, 
welche dazu beſtimmt ſind, in Polen bezw. auf dem Gebiete 
der Freien Stadt verbraucht zu werden. 

Artikel 18. 

Die gegenwärtig im Danziger Hafen beſtehende Freizone wird 
aufrecht erhalten. Dieſe Zone wird unter die Kontrolle und Ver— 
waltung des Ausſchuſſes geſtellt, der in Artikel 19 vorgeſehen ift und 
der die Befugnis hat, über die Veränderung oder Ausdehnung der 
Grenzen der beſagten Freizone oder die Veränderung ihrer inneren 
Verwaltung zu entſcheiden, unter Vorbehalt des Rechtes der Regierung 
der Freien Stadt und der polniſchen Regierung, innerhalb vierzehn 
Tagen gegebenenfalls ihren Widerſpruch zum Ausdruck zu bringen. 
Sofern keine Einigung zuſtande kommt, hat dieſer Widerſpruch auf— 
ſchiebende Kraft, und es ſteht den beſagten Regierungen frei, den 
Oberkommiſſar des Völkerbundes unter den im Artikel 39 vorgeſehenen 
Bedingungen anzurufen. 
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Kapitel III. 
Artikel 19. 

Unter dem Namen „Ausſchuß für den Hafen und die Waſſer⸗ 
wege von Danzig“ wird ein Ausſchuß geſchaffen, der zu gleichen 
Teilen aus polniſchen und Danziger Vertretern zuſammengeſetzt iſt; 
ihre Anzahl darf auf jeder Seite fünf nicht überſchreiten; ſie werden 
je von der polniſchen Regierung und von der Freien Stadt aus den 
Vertretern der wirtſchaftlichen Intereſſen jedes der beiden Länder 
gewählt. ; 

Der Präſident dieſes Ausſchuſſes wird im Einvernehmen zwiſchen 
der polniſchen Regierung und der Regierung der Freien Stadt gewählt. 
Kommt innerhalb eines Monats nach Inkrafttreten des vorliegenden 
Vertrages ein Einvernehmen nicht zuſtande, ſo wird der Rat des 
Völkerbundes von dem Oberkommiſſar des Völkerbundes in Danzig 
erſucht, einen Präſidenten Schweizer Nationalität zu beſtimmen. 
Ebenſo wird verfahren, falls die Stelle des Präſidenten frei wird, 
innerhalb eines Monats nach Beendigung der Tätigkeit des letzten 
Präſidenten. 

Der Präſident wird für drei Jahre ernannt. Sein Auftrag 
kann erneuert werden. 

Der Präſident leitet die Verhandlung, indem er ſich bemüht, 
zwiſchen den Parteien eine Einigung herbeizuführen; er nimmt an 
der Abſtimmung erſt teil, nachdem er alle Mittel erſchöpft hat, dieſes 
Einvernehmen zu erreichen, wobei ſeine Stimme die Entſcheidung 
herbeiführt, falls Stimmengleichheit vorliegt. 

Die Unkoſten und Ausgaben des Ausſchuſſes werden durch die 
Einnahmen gedeckt, die aus der Verwaltung der Dienſtzweige des 
genannten Ausſchuſſes eingehen. 


Artikel 20. 

Der Ausſchuß übt innerhalb der Grenzen der Freien Stadt die 
Leitung, Verwaltung und Ausnutzung des Hafens, der Waſſerwege 
und der geſamten Schienenwege aus, die beſonders den Zwecken des 
Hafens dienen, ſowie aller Güter und Einrichtungen, die ihrer Aus⸗ 
nutzung dienen, aber mit Ausſchluß der Güter und Einrichtungen, die 
der allgemeinen Ausnutzung der Eiſenbahnen dienen. Es iſt Sache 
des Ausſchuſſes, diejenigen Schienenwege zu beſtimmen, die als be— 
ſonders im Dienſte des Hafens ſtehend angeſehen werden müſſen, 
unter Vorbehalt des Rechtes der Regierung der Freien Stadt und der 
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polniſchen Regierung, gegebenenfalls binnen vierzehn Tagen ihren 
Widerſpruch zum Ausdruck zu bringen. Falls keine Einigung vorliegt, 
hat dieſer Widerſpruch aufſchiebbare Wirkung, und es ſteht den beſagten 
Regierungen zu, den Oberkommiſſar des Völkerbundes unter den im 
Artikel 39 vorgeſehenen Bedingungen anzurufen. 

Der Ausſchuß verſtändigt ſich mit der polniſchen Regierung, um 
ſoweit als möglich die Verwaltung des ihm unterſtellten Teiles der 
Weichſel mit der Verwaltung der polniſchen Weichſel in Einklang 
zu bringen. 

Der Ausſchuß behält, ſoweit als möglich, die Beamten, An⸗ 
geſtellten und Arbeiter im Dienſte, die gegenwärtig im Dienſte des 
Hafens oder der dem Ausſchuß unterſtehenden Waſſer- oder Schienen⸗ 
wege beſchäftigt ſind. Bei Annahme neuer Beamter und Arbeiter in 
der dem Ausſchuß unterſtehenden Verwaltung darf keine Unterſcheidung 
zum Schaden der polniſchen Staatsangehörigen gemacht werden. 

Artikel 21. 

Die Schienenwege, die nicht im Artikel 20 bezeichnet ſind, werden 
mit Ausnahme der Straßenbahnen und anderer Schienenwege, die 
hauptſächlich den Bedürſniſſen der Freien Stadt dienen, von Polen 
zu ſeinem Nutzen und ſeinen Laſten überwacht und verwaltet. 

Artikel 22. 

Spätere Vereinbarungen zwiſchen Polen und der Freien Stadt, 
welche innerhalb vier Monaten nach dem Inkrafttreten des vor— 
liegenden Vertrages abzuſchließen ſind, ſollen alle Fragen entſcheiden, 
zu denen die Ausführung des Artikels 21 Anlaß geben könnte, 
namentlich ſolche Fragen, die ſich auf die Beibehaltung der gegen— 
wärtig im Eiſenbahndienſt befindlichen Beamten, Angeſtellten und 
Arbeiter beziehen, auf der Grundlage der Achtung der erworbenen 
Rechte, weiter ſolche Fragen, die ſich beziehen auf die gegenſeitig zu 
gewährenden Sicherungen für die Anwendung der Danziger und 
polniſchen Sprache und des Danziger und polniſchen Geldes und für 
die Intereſſen der örtlichen Bevölkerung in allen Angelegenheiten der 
Verwaltung, des Betriebes und der Dienſtzweige gemäß Artikel 21. 

Falls eine Einigung nicht erfolgt, wird die Entſcheidung von 
dem Oberkommiſſar des Völkerbundes entſprechend dem Artikel 39 
getroffen. 

Artikel 23. 

Der Ausſchuß erhebt alle Abgaben, Gebühren und Einkünfte, die 

ſich aus der im Artikel 20 vorgeſehenen Verwaltung des Hafens, der 
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Waſſerwege und der Schienenwege ergeben, und beſtreitet alle Koſten 
ihrer Unterhaltung, Leitung, Ausnutzung, Verbeſſerung und Ent⸗ 
wickelung. Die Gewinne und Verluſte werden zwiſchen Polen und 
der Freien Stadt Danzig in einem Verhältnis geteilt, das in einer 
zwiſchen ihnen abzuſchließenden Finanzkonvention feſtgeſtellt wird. 

i Es wird den Einnahmen und Ausgaben Rechnung getragen 
werden, welche die Freie Stadt ſeit dem 10. Januar 1920 für die 
Aufrechterhaltung der in den Artikeln 20 und 21 genannten Dienſt⸗ 
zweige bis zum Inkrafttreten der Artikel 20 und 21 und 23—26 
gehabt hat. 

Artikel 24. 

Der Ausſchuß trifft alle zweckdienlichen Maßnahmen, um in 
Übereinſtimmung mit der polniſchen Regierung den freien Auswanderer- 
und Rückwandererverkehr von und nach Polen ſicherzuſtellen. 

Keine Schiffahrtsgeſellſchaft und keine andere Organiſation, 
Geſellſchaft oder Privatperſon darf fih mit einem Auswanderer- oder 
Rückwandererunternehmen von oder nach Polen ohne die Ermächtigung 
der polniſchen Regierung befaſſen. 

Artikel 25. 

Die Freie Stadt Danzig und die polniſche Regierung verpflichten 
ſich, dem Ausſchuß das Eigentum aller Güter des alten Deutſchen 
Reiches oder irgend eines deutſchen Staates zu übertragen, die von 
den Alliierten und Aſſoziierten Hauptmächten bezeichnet find, einen Teil 
des Hafens bilden, und mit der Verwaltung oder Ausnutzung des 
Hafens ſowie mit der Verwaltung oder Ausnutzung der im Artikel 20 
vorgeſehenen Waſſer- und Schienenwege im Zuſammenhange ſtehen. 

Das Eigentum aller Güter des alten Deutſchen Reiches oder 
irgend eines deutſchen Staates, die mit der Verwaltung oder Aus, 
nutzung der im Artikel 21 genannten Schienenwege im Zuſammenhange 
ſtehen, wird Polen übertragen. 

Der Ausſchuß hat das Recht, alle anderen beweglichen oder un— 
beweglichen Güter, die auf dem Gebiete der Freien Stadt Danzig 
belegen ſind, zu pachten oder zu erwerben, je nachdem der Ausſchuß 
es für Leitung, Verwaltung oder Ausnutzung des Hafens, der Waſſer⸗ 
und Schienenwege, die ihm anvertraut ſind, oder für ihre Entwickelung 
oder Verbeſſerung für notwendig errachtet. Die Freie Stadt Danzig 
verpflichtet ſich, alle Maßnahmen zu ergreifen, die notwendig ſind, um 
die Entſcheidungen des Ausſchuſſes durchzuſetzen, und namentlich zu 
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Enteignungen zu ſchreiten, zu deren Durchführung in dieſer Hinſicht 
ein Anlaß vorliegt. 

y Die Freie Stadt verpflichtet fich, Polen die Enteignung des 
Geländes und anderen Eigentums unter angemeſſenen Bedingungen 
nicht zu verſagen, das für die Ausnutzung der im Artikel 21 bezeichneten 
Dienſtzweige notwendig iſt. 

Wo der gegenwärtige Artikel zu irgendeinem Streit zwiſchen der 
Regierung der Freien Stadt und der polniſchen Regierung Anlaß gibt, 
wird die Meinungsverſchiedenheit unter den im Artikel 39 vorgeſehenen 
Bedingungen der Entſcheidung des Oberkommiſſars unterbreitet. 

Artikel 26. 

Der Ausſchuß iſt verpflichtet, Polen die freie Benutzung und den 
Gebrauch des Hafens und der im Artikel 20 bezeichneten Verbindungs— 
mittel ohne jede Einſchränkung und in dem für die Sicherſtellung des 
Ein⸗ und Ausfuhrverkehrs nach und von Polen notwendigen Maße zu 
gewährleiſten; der Ausſchuß iſt verpflichtet, alle notwendigen Maß⸗ 
nahmen zu treffen, um den Ausbau und die Verbeſſerung des Hafens 
und der Verbindungswege ſicherzuſtellen, um allen Bedürfniſſen dieſes 
Verkehrs zu genügen. 

Falls die obigen Beſtimmungen nicht beachtet werden ſollten, 
haben die Freie Stadt Danzig und Polen das Recht, den im Artikel 39 
vorgeſehenen Rekurs auszuüben. 

Artikel 27. 

Die Beſtimmungen der Artikel 20, 21 und 23—26 treten drei 
Monate nach der Ernennung des Präſidenten des Ausſchuſſes in Kraft. 
Artikel 28. 

Jederzeit und unter allen Umſtänden hat Polen das Recht, über 
Danzig Waren, gleichviel welcher Art, einzuführen und auszuführen, 
ſoweit dies nicht durch die polniſchen Geſetze verboten iſt. 


Kapitel IV. 
Artikel 29. 

Polen hat das Recht, im Hafen von Danzig zur unmittelbaren 
Verbindung mit Polen einen Poft, Telegraphen- und Telephondienſt 
einzurichten. Dieſer Dienſt erſtreckt fich auf die Poft- und Telegraphen⸗ 
verbindungen zwiſchen Polen und dem Ausland über den Hafen von 
Danzig, ſowie auf die Verbindungen zwiſchen Polen und dem Hafen 
von Danzig. 
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Artikel 30. 

Die Freie Stadt Danzig verpflichtet ſich, Polen unter angemeſſenen 
Bedingungen das Gelände oder die Bauten zu verkaufen oder zu ver⸗ 
pachten, die für die Einrichtung ſowie den Betrieb der im Artikel 29 
ſowie im Artikel 21 vorgeſehenen Dienſtzweige notwendig ſind. Die 
Freie Stadt verpflichtet ſich, der polniſchen Regierung alle Erleichterungen 
zu gewähren, die zur Einrichtung der zur Anwendung des genannten 
Artikels notwendigen Telegraphen- und Telephonlinien verlangt werden. 


Artikel 31. 
Alle anderen Poft- Telegraphen- und Telephonverbindungen 
auf dem Gebiete der Freien Stadt ſowie die Verbindungen zwiſchen 
der Freien Stadt und dem Auslande ſtehen der Freien Stadt zu. 


| Artikel 32. 

Polen und die Freie Stadt Danzig verpflichten ſich, binnen ſechs 
Monaten nach Inkrafttreten dieſes Vertrages eine beſondere Abmachung 
zu treffen zur Einführung einheitlicher Roft-, Telegraphen- und Telephon⸗ 
tarife für ihren gegenſeitigen Verkehr; dieſe Abmackung ſoll gleichzeitig 
die Einzelheiten der Anwendung des vorliegenden Kapitels regeln. 


Kapitel V. 
Artikel 33. 

Die Freie Stadt Danzig verpflichtet ſich, auf die Minoritäten 
der Raſſe, Religion oder Sprache Beſtimmungen anzuwenden, die 
denjenigen ähnlich ſind, welche von Polen in Ausführung des Kapitels 1 
des in Verſailles am 28. Juni 1919 zwiſchen Polen und den Alliierten 
und Aſſoziierten Hauptmächten geſchloſſenen Vertrages auf dem pol⸗ 
niſchen Gebiete angewendet werden, namentlich dafür Sorge zu tragen, 
daß in der Geſetzgebung und in der Leitung der Verwaltung kein 
Unterſchied zum Schaden der polniſchen Staatsangehörigen und anderer 
Perſonen polniſcher Herlunft oder polniſcher Sprache gemacht wird, 
entſprechend dem Artikel 104 § 5 des Verſailler Friedensvertrages 
mit Deutſchland. 

Die Beſtimmungen der Artikel 14—19 des Vertrages, der in 
Verſailles zwiſchen den Alliierten und Aſſoziierten Hauptmächten und 
Polen am 28. Juni 1919 abgeſchloſſen worden ift, ſowie die Be- 
ſtimmungen des Artikels 89 des Verſailler Vertrages mit Deutſchland, 
finden auf die Freie Stadt Danzig in gleicher Weiſe Anwendung. 
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Artikel 34. 

Die Naturalifierungsbedingungen in der Freien Stadt Danzig, 
ſowie die Bedingungen, unter welchen die ausländiſchen Geſellſchaften 
fi) als Danziger Geſellſchaften konſtituieren können, werden im Ein- 
vernehmen zwiſchen der Freien Stadt und Polen feſtgeſetzt. 

Artikel 35. ; 

Ein beſonderes Abkommen foll in der kürzeſten Friſt zwiſchen 
Polen und der Freien Stadt Danzig abgeſchloſſen werden, um die 
Vollſtreckung der Urteile der polniſchen bezw. Danziger Gerichte in 
Polen bezw. auf dem Gebiete der Freien Stadt zu regeln, ferner die 
Verfolgung der flüchtigen Verbrecher auf dem Gebiete der einen oder 
der anderen der hohen vertragſchließenden Parteien, ſowie ihre Muş- 
lieferung und alle anderen gerichtlichen Fragen zu regeln. 

Artikel 36. 

Polen und die Freie Stadt Danzig verpflichten ſich, ſobald es 
die Umſtände erlauben, auf den Antrag des einen oder des 
anderen, in Verhandlungen einzutreten, um ihre Münzſyſteme zu 
vereinheitlichen. Eine Friſt von einem Jahre muß vorgeſehen werden, 
bevor dieſe Vereinheitlichung, nachdem ſie einmal beſchloſſen iſt, in 


Kraft tritt. 
Artikel 37. 


Die polniſche Regierung verpflichtet ſich, mit der Freien Stadt 
in Verhandlungen einzutreten, um dieſer auf jede Weiſe ihre Ver— 
ſorgung mit Lebensmitteln, Brennmaterial und Rohſtoffen zu 


erleichtern. 
Artikel 38. 


Spätere Abmachungen werden zwiſchen Polen und der Freien 
Stadt über alle Fragen getroffen werden, die in dem vorliegenden 
Vertrage nicht behandelt ſind. 

Artikel 39. 

Jede zwiſchen Polen und der Freien Stadt aufkommende 
Meinungsverſchiedenheit in bezug auf den vorliegenden Vertrag oder 
alle anderen ſpäteren Abmachungen, Vereinbarungen und Konventionen 
oder alle die Beziehungen Polens und der Freien Stadt berührenden 
Fragen ſoll von der einen oder anderen Partei der Entſcheidung des 
Oberkommiſſars unterbreitet werden, der die Angelegenheit an den 
Rat des Völkerbundes verweiſt, falls er es für nötig erachtet. 

Die beiden Parteien behalten die Freiheit, an den Rat des 
Völkerbundes zu appellieren. 
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Artikel 40. 

Eine Veränderung kann an der vorliegenden Konvention nur 
im Einvernehmen zwiſchen Polen und der Freien Stadt Danzig vor- 
genommen werden. 

Die vorliegende Konvention, deren franzöſiſcher und engliſcher 
Text maßgebend find, tritt gleichzeitig mit der Konſtituierung der 
Freien Stadt Danzig in Kraft. 

Urkundlich deſſen haben die obengenannten Bevollmächtigten die 
vorliegende Konvention unterzeichnet. 

Gegeben zu Paris, den 9. November neunzehnhundertundzwanzig 
in einem einzigen Exemplar, das in den Archiven der Regierung der 
franzöſiſchen Republik niedergelegt bleibt und deffen authentiſche Mus- 
fertigungen jeder der Hohen Vertragſchließenden Parteien ausgehändigt 
werden. 


Anlage 19. 
Protocole. BE 
Dans l'élaboration des stipulations prévues à l’article 108 
du Traité de Versailles, la Ville libre de Dantzig aura les faci- 
lités nécessaires pour faire valoir ses vues auprès des Puissances 
contractantes. 
Fait à Paris le neuf novembre mil neuf cent vingt, 
en un seul exemplaire, dont les textes français et anglais feront 
foi et qui restera annexé à la Convention signée en date de ce 
jour par les Plénipotentiaires soussignés. 


(Signatures.) 
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Anlage 19, 
Protokoll. ? 
In der Ausarbeitung der in Artikel 108 des Verſailler Vertrages 
vorgeſehenen Abmachungen wird die Freie Stadt Danzig die not⸗ 
wendigen Erleichterungen haben, um ihre Anſichten bei den vertrags⸗ 
ſchließenden Mächten geltend zu machen. 
Gegeben zu Paris, den 9. November 1920 
in einem einzigen Exemplar, deſſen franzöſiſcher und engliſcher Text 
maßgebend ſein wird und welches der Konvention beigefügt bleiben 
wird, die am heutigen Tage von den endesunterſchriebenen Bevoll⸗ 
mächtigten unterzeichnet worden iſt. 


(Unterſchriften.) 


Anlage 20, 


Décision 
Coustituant Ia ville de Dantzig en ville libre. 


L'empire Britannique, la France, l’Italie et le Japon, 
Signataıres avec les États-Unis d'Amérique, comme principales 
puissances alliées et associées du traité de Paix de Versailles. 


Considérant que, par l’article 102 du Traité de Paix conclu 
à Versailles le 28 juin 1919 avec l'Allemagne, les Principales 
Puissances alliées et associées se sont engagées à constituer la 
Ville de Dantzig ensemble le territoire visé à l’article 100 dudit 
Traité-en Ville libre. | 

Sont tombées d'accord, pour procéder à cette constitution 
eu conséquenoe la Conférence des Ambassadeurs à décidé 
ce qui suit: 

I. 

La Ville de Dantzig, ensemble le territoire compris dans 
les limites ci-après, telles qu’ elles sont ou seront déterminées 
sur place par la Commission prévue à l’article 101 du Traité de 
Paix de Versailles du 28 juin 1919, est déclarée constituer une 
Ville libre dans les termes et conditions prévus par ledit article: 

De la mer Baltique, vers le Sud et juspu'au point de ren- 
contre des chenaux de navigation principaux de la Nogat et de 
la Vistule (Weichsel). 

La frontière da la Prusse orientale telle q'elle est décrite 
à l’article 28 de la Partie II (frontières d'Allemagne) du Traité 
de Paix de Versailles, savoir: — d’un point situé sur la côte de 
la mer Baltique à environ 1 kilomètre 5 au Nord de l'église du 
village de Pröbbernau et dans une direction approximative de 
159° (à compter du Nord vers l'Est): une ligne d'environ 2 kilo- 
mètres, à déterminer sur le terrain; — de la, en ligne droite 
sur le feu situé au coude du ens d' Elbing au point approxi- 
matif: latitude 540 19° 1/2 Nord, longitude 190 26“ Est de 
Greenwich; — de là, jusqu'à l'embouchure la plus orientale de 
la Nogat dans une direction approximative de 209 (à compter 
du Nord vers l'Est); — de là, vers Lamont, le cours de la Nogat. 
jasqu’an point où cette rivière quitte la Vistule (Weichsel): 
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de là, le chenal de navigation principal de la Vistule vers 

l'aval et jusqu'à un point situé à environ 6 kilom. 5 du Nord 
du pont de Dirschau; 

de là, vers le Nord-Ouest et jusqu'à la côte 
1 kilom. 5 au Sud-Est de l’église de Güttland: 

un ligne à déterminer sur le terrain; 

de là, vers l'Ouest et jusqu’au saillant fait par la limite du 
cercle Berent à 8 kilomètres 5 au Nord-Est de Schöneck: 

une ligne à déterminer sur le terrain, passant entre Mühlbanz. 


5 située à 


‘au Sud, et Rambeltsch, au Nord; 


de là,. vers l'Ouest, la limite du cercle Berent jusqu’au 
rentrant qu’elle fait à6 kilomètres au Nord-Nord-Ouest deSchöneck: 

de là et jusqu’à un point situé sur la ligne médiane du 
Lonkener See: 

une ligne à déterminer sur le terrain, passant au Nord de 
Neu Fietz et Schatarpi et au Sud de Barenhütte et Lonken; 

de là, la ligne médiane du Lonkoner See, jusqu'à son 
extrémité Nord; : 

de là, et jusqu’à l’extrömit6 Sud du Pollenziner See: 

une ligne à déterminer sur le terrain; 

de là, la ligne médiane du Pollenziner See jusqu'à son 
extrémité Nord; 

de là, vers le Nord-Est et jusqu’au point situé à 1 kilomètre 
environ au Sud de l’église de Koliebken, où la voie ferrée 
Dantzig-Neustadt traverse ün ruisseau: 

une ligne à déterminer sur le terrain passant au Sud-Est. 
de Kamehlen, Krissau, Fidlin, Sulmin (Richthof), Mattern, Schäferei, 
et au Nord-Ouest de Neuendorf, Marschau, Czapielken, Hoch et 
Klein-Kelpin, Pulvermühl, Renneberg et les villes de Oliva et 
Zoppot; 

de là, le cours du ruisseau ci-dessus mentionné jusqu’à 1a 


mer Baltique. 


II. 


La présente décision prendra effet à la date du quinze 


novembre mil neuf cent vingt. 
III. 
La Ville libre de Dantzig devra supporter les dépenses 
engagées par les Principales Puissances Alliées et Associées pour 
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l'administration et l'occupation militaire de son territoire, dans 
une proportion équitable à fixer par lesdites Puissances. 


FAIT à Paris, le vingt-sept octobre mil neuf cent vingt 
gez. Derby. Jules Cambon. Bonin. Ishii. 


Les Représentants soussignés, dûment autorisés, de la Villa 
libre de Dantzig déclarent, au nom de la Ville libre, accepter 
les dispositions qui précèdent. 


FAIT à Paris, le 9 Novembre mil neuf cent vingt. 


gez. Heinrich Sahm. W. Schümmer. 


Anlage 20. 


Die Konjtituierungs-Urfunde der Freien Stadt. 


Entſcheidung, die die Stadt Danzig zur Freien Stadt erllärt. 

Das Britiſche Reich, Frankreich, Italien und Japan, die mit 
den Vereinigten Staaten von Amerika als Alliierte und Aſſoziierte 
Hauptmächte den Friedensvertrag von Verſailles unterzeichnet haben, 
ſind in der Erwägung, daß durch den Artikel 102 des am 28. Juni 
1919 mit Deutſchland zu Verſailles abgeſchloſſenen Friedensvertrages 
die Alliierten und Aſſoziierten Hauptmächte ſich verpflichtet haben, die 
Stadt Danzig nebſt dem in Artikel 100 des beſagten Vertrages be— 
zeichneten Gebiet zur Freien Stadt zu erklären, übereingekommen, zu 
dieſer Konſtituierung zu ſchreiten. Infolgedeſſen hat die Botſchafter— 
konferenz folgendes beſchloſſen: 

L 

Die Stadt Danzig nebſt dem Gebiet innerhalb nachſtehender 
Grenzen, wie ſie an Ort und Stelle durch die im Artikel 101 des 
Verſailler Friedensvertrages vom 28. Juni 1919 vorgeſehene Kommiſſion 
feſtgeſetzt ſind oder werden, wird zur Freien Stadt erklärt unter den 
Beſtimmungen und Bedingungen, die von dem beſagten Artikel vor- 
geſehen ſind: ; 

Von der Oſtſee nach Süden bis zu dem Punkte, wo ſich die 
Hauptſchiffahrtswege der Nogat und der Weichſel treffen. 

Die Grenze Oſtpreußens, wie der im Artikel 28 des Teiles II 
(Grenzen Deutſchlands) des vorliegenden Vertrages beſchrieben iſt, 
nämlich: Von einem Punkt an der Küſte der Oſtſee ungefähr 
½ Kilometer nördlich der Kirche des Dorfes Pröbbernau und in 
einer ungefähren Richtung von 159 Grad (von Nord nach Oſt ge— 
rechnet); eine noch im Gelände zu beſtimmende Linie von ungefähr 
2 Kilometern; von dort in gerader Linie auf das Leuchtfeuer in der 
Fahrrinne nach Elbing in ungefährer Breite von 45 Grad, 19½ Min. 
nördlicher Breite und 19 Grad 26 Min. öſtlicher Länge von Green— 
wich; von da bis zur öſtlichen Mündung der Nogat in einer un— 
gefähren Richtung von 209 Grad (von Nord nach Oſt gerechnet); von 
da die Nogat aufwärts bis zu dem Punkte, wo dieſer Fluß die 
Weichſel verläßt. 

Von da den Hauptſchiffahrtsweg der Weichſel ſtromabwärts bis 
zu dem Punkte, der ungefähr 6 ½ Kilometer nördlich der Brücke von 
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Dirſchau liegt. Von hier nach Nordweſten bis zur Höhe 5, die 
1½ Kilometer ſüdöſtlich der Kirche von Güttland liegt, eine im Ge 
lände feſtzulegende Linie von hier nach Weſten bis zu dem Vorſprung, 
den die Grenze des Kreiſes Berent 8½ Kilometer nordöſtlich von 
Schöneck bildet, eine im Gelände feſtzulegende Linie, die zwiſchen 
Mühlbanz im Süden und Rambeltſch im Norden verläuft. 

Von hier nach Weſten die Grenze des Kreiſes Berent bis zu 
der Einbuchtung, die ſie 6 Kilometer nordnordweſtlich von Schöneck 
bildet; von hier bis zu einem Punkte auf der Mittellinie des Lonkener 
Sees, eine im Gelände feſtzulegende Linie, die nördlich von Neu-Fietz 
und Schatarpi und ſüdlich von Barenhütte und Lonken verläuft. 

Von hier die Mittellinie des Lonkener Sees bis zu ſeinem 
Nordende. 

Von hier bis zu dem Südende des Pollenziner Sees eine im 
Gelände feſtzulegende Linie. 

Von hier eine Linie durch die Mitte des Pollenziner Sees bis 
zu ſeinem Nordende. 

Von hier nach Nordoſten bis zu dem Punkte ungefähr 1 Kilo- 
meter ſüdlich der Kirche von Koliebken, wo die Eiſenbahn Danzig- 
Neuſtadt einen Bach überſchreitet, eine im Gelände ſeſtzulegende Linie, 
die ſüdlich von Kamehlen, Kriſſau, Fidlin, Sulmin (Richthof), Mattern, 
Schäferei und nordweſtlich von Neuendorf, Marſchau, Czapielken, 
Hod- und Klein⸗Kelpin, Pulvermühle, Renneberg und den Städten 
Oliva und Zoppot verläuft; von hier den Lauf des obenerwähnten 
Baches bis zur Oſtſee. 

II. 

Die vorliegende Entſcheidung tritt mit dem 15. November 1920 
in Kraft. 

III. 

Die Freie Stadt Danzig muß die von den Alliierten und Aſſo⸗ 
ziierten Hauptmächten für die Verwaltung und militäriſche Beſetzung 
ihres Gebiets verwendeten Koſten in einem von den beſagten Mächten 
feſtzuſetzenden billigen Verhältniſſe tragen. 


Gegeben zu Paris, den 27. Oktober 1920. 


gez. Derby. gez. Jules Cambon. gez. Bonin. gez. Ishii. 
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Die unterzeichneten gebührend bevollmächtigten Vertreter der 
Freien Stadt Danzig erklären im Namen der Freien Stadt, die vor⸗ 
ſtehenden Beſtimmungen anzunehmen. 


Gegeben zu Paris, den 9. November 1920. 


gez. Heinrich Sahm. gez. W. Schümmer. 


